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FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT GEM. § 3 ABS. 1 BAUGB 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 
11.04.2022 bis zum 12.05.2022 statt. Fol-
gende Stellungnahmen und Anregungen wur-
den zum Bebauungsplan „Hierscheider Gra-
ben“ mit paralleler Teiländerung des Flächen-
nutzungsplanes vorgebracht, zu denen hin-
sichtlich der Abwägung (gem. § 1 Abs. 7 
BauGB) wie folgt Stellung genommen wird: 
 

  

 
A  BÜRGER A (PETRA U. AXEL U. MIRIAM U. 

ESTHER BREITENSTEIN 
Ortsstraße 2 
66571 Eppelborn) 
 
Schreiben vom 09.05.2022 
 
„gegen den am 11.04.2022 - 12.05.2022 be-
kannt gegebenen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan „Hierscheider Graben" mit paralle-
ler Teiländerung des Flächennutzungsplanes 
möchten wir folgende Einwände vorbringen: 
 
Wir beziehen uns auf die Petition „Nein zum 
FMZ am Hierscheider Graben“. Die dort aus-
geführte Argumentation ist auch unsere per-
sönliche Einstellung zum „Fachmarktzentrum 
am Hierscheider Graben“. 
 
Wir befürchten für die Bürger von Eppelborn, 
insbesondere die Bürger der zuführenden und 
angrenzenden Wohngebiete, große Beein-
trächtigungen und gesundheitliche Gefähr-
dungen: 
 
Verkehr, Lärm, Feinstaub, Überschwem-
mungsgefahr bei Starkregen, Ableitung von 
gefährlichen Substanzen aus der ehemaligen 
Mülldeponie im Hierscheider Graben, Arbeits-
losigkeit, noch größere Leerstände und Ver-
ödung des Ortskerns, Insolvenz bestehender 
Geschäfte, Gefahren für die Statik der Häuser 
in den stark verkehrsfrequentierten Zufahrts-
straßen, Beeinträchtigungen der Anwohner 
durch Parkplatzprobleme. 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Eppelborn hat sich mit den 
angesprochenen möglichen Beeinträchti-
gungen, teils unterstützt durch eigens be-
auftragte Fachgutachten, intensiv und mit 
folgendem Ergebnis auseinandergesetzt: 
 
Verkehr 
Für die geplanten Einzelhandelsmärkte 
bzw. für den Bebauungsplan „Hierscheider 
Graben“ wurde vom Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Darin wurde auf 
der Grundlage einer Verkehrsprognose die 
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Verkehrsverträglichkeit des Vorhabens 
untersucht. Zudem diente das Verkehrs-
gutachten als Grundlage für die Betrach-
tung des Themas Verkehrslärm auf den Zu-
gangsstraßen. 
 
Das Verkehrsgutachten kommt zusam-
mengefasst zu folgendem Fazit: 
 
„Die vorfahrtgeregelte Parkplatzanbin-
dung an die L 302 Schloßstraße weist an-
hand den Simulationsergebnissen die da-
für erforderliche Leistungsfähigkeit auf. 
Die Parkplatzausfahrt in Richtung L 302 
Schloßstraße kann als Mischspur betrieben 
werden. 
 
Alternativ zu einer Mischspur kann die 
Parkplatzausfahrt auch mit getrenntem 
Fahrstreifen für den Rechtseinbieger und 
einem Mischfahrstreifen (geradeaus und 
links) angelegt werden.  
 
Die geplante Parkplatzanbindung an die L 
302 Schloßstraße erfolgt gegenüber der 
bestehenden Anbindung der Straße „In der 
Allwies“. Demzufolge ist die heutige Ein-
mündung (L 302 Schloßstraße / In der All-
wies) in eine vorfahrtgeregelte Kreuzung 
umzubauen.  
 
Die Fahrbahn der L 302 Schloßstraße weist 
in Höhe der geplanten Parkplatzanbindung 
durch die vorhandenen Linksabbiegestrei-
fen der dortigen Knotenpunktfolge bereits 
die für die Anlage eines Linksabbiegestrei-
fens erforderliche Breite auf. Die Anlage ei-
nes Linksabbiegestreifens für die geplante 
Parkplatzanbindung kann anstelle der 
heutigen Sperrfläche realisiert werden. Be-
dingt durch den Umfang der Demarkie-
rungs- und Neumarkierungsarbeiten 
(Schmalstriche, Pfeile, Wartelinien) wird 
innerhalb des Maßnahmenbereiches eine 
Erneuerung der Asphaltdeckschicht als er-
forderlich angesehen.  
 
Im Rahmen des Knotenumbaus wird auch 
eine Ertüchtigung der vorhandenen Que-
rungsstelle im Zuge der L 302 Schloßstraße 
sowie die Anlage eines Gehweges entlang 
des Marktgeländes empfohlen. 
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Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen. 
In Bezug auf die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Aus verkehrlicher Sicht ist die Realisierung 
des Fachmarktzentrums daher als unprob-
lematisch zu betrachten. 
 
Lärm 
Auch zum Thema Lärm wurde durch den 
SGS TÜV Saar ein schalttechnisches Gut-
achten erstellt. Dieses berücksichtigt die 
Geräuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
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Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Auch die Geräusche des An- und Abfahrts-
verkehrs auf den umliegenden öffentli-
chen Straßen in einem Abstand von bis zu 
500 m um das Betriebsgrundstück wurden 
entsprechend der TA Lärm berücksichtigt. 
Maßnahmen organisatorischer Art müs-
sen laut TA Lärm nur ergriffen werden, 
wenn: 
 
- die Verkehrsgeräusche den Beurtei-

lungspegel der Verkehrsgeräusche für 
den Tag oder die Nacht rechnerisch 
um mindestens 3 dB(A) erhöhen  

- keine Vermischung mit dem übrigen 
Verkehr erfolgt ist und 

- die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) erstmals oder weitergehend 
überschritten werden.  

 
Die einzelnen Kriterien gelten hierbei ku-
mulativ. 
 
Zum Verkehrslärm heißt es dann im Lärm-
gutachten: 
 
Aus einer Steigerung der Verkehrsmenge 
um maximal 29% (Anmerkung: Spitzen-
stunde am Nachmittag) bei einem vermin-
derten Lkw-Anteil berechnet sich gemäß 
RLS-90 eine zu erwartende Steigerung der 
Verkehrsgeräusche um weit weniger als 3 
dB(A).  
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Die drei o.g. Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA 
Lärm werden somit nicht kumulativ erfüllt.  
Maßnahmen organisatorischer Art zur 
Verminderung der Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen sind im Zuge der geplanten Errich-
tung der Einzelhandelsmärkte daher nicht 
erforderlich. 
 
Feinstaub 
Grundsätzlich gilt, dass eine Verkehrszu-
nahme auch zu einer Erhöhung der 
Feinstaubbelastung führt. Damit kann die 
Gemeinde Eppelborn zunächst nicht aus-
schließen, dass mit der oben beschriebe-
nen Verkehrszunahme auch die Feinstaub-
belastung in den angrenzenden Straßen 
zunimmt. Aufgrund der allerdings insge-
samt eher geringen Verkehrsmenge von 
zukünftig ca. 6.250 Fahrzeugen auf der L 
302 Schloßstraße im ländlich geprägten 
Eppelborn ist daher nicht mit einer unzu-
mutbaren Feinstaubbelastung zu rechnen. 
Hinzu kommt, dass aufgrund der starken 
Zunahme der E-Mobilität in den nächsten 
Jahren mit einem Rückgang der verkehrs-
bedingten Feinstaubemissionen zu rech-
nen ist. 
 
Überschwemmungsgefahr bei Starkregen 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
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Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Ableitung von gefährlichen Substanzen 
aus der ehemaligen Mülldeponie im Hier-
scheider Graben 
Das im Plangebiet anfallende Nieder-
schlagswasser wird nicht durch den Hier-
scheider Graben abgeführt. Daher ergibt 
sich durch den Bau des Fachmarktzent-
rums keine gegenüber dem heutigen Zu-
stand geänderte Situation. 
 
Verödung Ortszentrum, Leerstände, Insol-
venz bestehender Geschäfte, Arbeitsplatz-
verlust 
Zum Thema Verödung des Ortszentrums 
wurde eine landesplanerische und städte-
bauliche Verträglichkeitsuntersuchung 
durchgeführt. Diese kommt zusammenge-
fasst zu folgendem Ergebnis: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 
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- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum und auch kein Ar-
beitsplatzverluste. Vielmehr rechnet sie 
mit der Entstehung von neuen Arbeitsplät-
zen im geplanten Fachmarktzentrum. 
 
Gefahren für die Statik der Häuser 
Die L 302 Schloßstraße ist wie im Verkehrs-
gutachten dargelegt auf eine Verkehrs-
menge von bis zu 10.000 Fahrzeugen aus-
gelegt. Daher ist auch seitens der Ge-
meinde Eppelborn davon auszugehen, 
dass der Straßenaufbau der Straße so ge-
staltet ist, dass auch durch den Mehrver-
kehr auf der Straße keine Schwingungen 
auftreten, die zu einer Beeinträchtigung 
der Statik der angrenzenden Wohnge-
bäude führen. 
 
Beeinträchtigungen der Anwohner durch 
Parkplatzprobleme 
Im Plangebiet sind ausreichend große 
Parkplatzflächen für die Mitarbeiter und 
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Personen mit eingeschränkter Mobilität und 
Familien mit kleinen Kindern, Kinderwagen 
etc. müssen große Entfernungen und/ oder 
Höhenunterschiede zu ihren Wohnhäusern 
überwinden mit den zu transportierenden Ein-
käufen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin befürchten wir, dass die beste-
hende Fledermaus-Population in der Allwies 
um Ihren Lebensraum- und Jagd-Raum ge-
bracht und vertrieben wird. 
 
Wir beantragen hiermit vom Projekt „FMZ / 
EKZ im Hierscheider Graben“ Abstand zu neh-
men und verstärkt in kleinere Handelskon-
zepte und Lebensräume im Ortskern zum Nut-
zen der Menschen, Tiere und Pflanzen, zu in-
vestieren. 
 
Sollte dieses Projekt nicht zu verhindern sein, 
beantragen wir folgende Maßnahmen zum 
Schutz aller Betroffenen: 
 

Kunden des Fachmarktzentrums vorgese-
hen. Daher sind hier Beeinträchtigungen 
der Anwohner nicht zu erwarten. Zudem 
ist im Baugenehmigungsverfahren nach § 
47 LBO ein Stellplatznachweis zu führen. 
 
Sicherlich ist das Plangebiet nicht aus allen 
Bereichen der Ortslage von Eppelborn und 
auch für wenig mobile Bevölkerungsgrup-
pen optimal zu erreichen. Allerdings gibt es 
im Ortszentrum von Eppelborn keine Mög-
lichkeiten zur Ansiedlung von Einzelhandel 
in dem für die Gemeinde erforderlichen 
Umfang. Dies belegt eine intensive Unter-
suchung möglicher Alternativstandorte. 
Daher sieht die Gemeinde Eppelborn in 
dem nun gewählten Standort die einzige 
Möglichkeit zur Kaufkraftbindung in der 
Gemeinde. Standorte außerhalb der Ge-
meinde sind für wenig mobile Bevölke-
rungsgruppen naturgemäß im Vergleich 
noch schlechter zu erreichen. 
 
Die topografischen Voraussetzungen in 
der Gemeinde lassen sich mit den Mitteln 
der Bauleitplanung nicht verändern. Inner-
halb des Plangebiets sind jedoch die ge-
setzlichen Anforderungen an die Barriere-
freiheit zu erfüllen und im Baugenehmi-
gungsverfahren nachzuweisen. Bauliche 
Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucher- 
und Benutzerverkehr dienenden Teilen 
barrierefrei sein. Nach § 50 Abs. 2 Nr. 5 
LBO gilt dies insbesondere für Verkaufs-
stätten. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine al-
ten, wertgebenden Laubgehölze vorhan-
den. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermauspopulation in der Allwies han-
delt es sich vermutlich überwiegend im 
Zwergfledermäuse. Die Zwergfledermaus 
ist wohl die anpassungsfähigste unserer 
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- Filteranlagen zur Reduktion der Ab-
gase des EKZ/FMZ 

 
 
 
 

- Einkaufswagen mit Lärmreduktion 
- Überdachung des Parkplatzes zwecks 

Lärmschutzes durch Photovoltaik od. 
Pflanzbewuchs 

- Lärmschutzwände rund um das EKZ / 
FMZ 

 
 
 

- Versetzung des Ortsschildes „Hier-
scheid“ an den wirklichen Ortsbeginn 
zur Reduktion der Beschleunigungs- 
und Bremsgeräusche von und zum 
EKZ / FMZ 

- Geschwindigkeitsüberwachung even-
tuell mit feststehendem Blitzer 

- Flüster – Asphalt 
 
 
 
 
 
 

- Sonntagsverkaufsverbot von Backwa-
ren zur Erholung der Anwohner von 
Lärmemissionen 
 
 

- Sperrung des Parkplatzes außerhalb 
der Öffnungszeiten um lnline – und 
Skater Fahrern mit Partytendenzen 
und der entsprechenden Lärmkulisse 
zu verhindern 
 

- Fußgänger Ampel für Anwohner zum 
EKZ / FMZ 

 
 
 
 

- Einfahrt von und zum Schützenhaus 
verkehrssicher für alle Verkehrsteil-
nehmergestalten 

 

Verglasung der Immobilie sowie für die ge-
forderte Lärmschutzwand. 
 
Die Abgas produzierenden Einrichtungen 
des EKZ / FMZ werden entsprechend der 
gesetzlichen Bestimmungen ausgeführt. 
Darüberhinausgehende Filteranlagen sind 
nicht erforderlich. 
 
Wie oben unter dem Punkt „Lärm“ be-
schrieben ist lediglich eine Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich, um die Lärmrichtwerte an den maß-
geblichen Immissionsorten einzuhalten. 
Weitere Lärmschutzmaßnahmen sind 
nicht erforderlich. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
 
Im Verkehrsgutachten wird eine Ertüchti-
gung der vorhandenen Querungsstelle 
empfohlen, die im Zuge der geplanten 
Knotenpunktgestaltung der Markzufahrt 
auch angedacht ist. 
 
Die Einfahrt Schützenhaus ist durch die 
Planung des Fachmarktzentrums nicht be-
troffen. Von daher besteht hier auch keine 
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- Uhrzeiten der Anlieferungen nach Kri-
terien der Anwohner gestalten (nicht 
nachts, nicht während des Berufsver-
kehrs) 

- Regelmäßiges Reinigen der Seiten-
streifen vom Müll, der sachgemäß 
entsorgt wird. 

 
3. Naturschutz 

- Alle erforderlichen Maßnahmen zum 
Starkregenschutz (entsprechendes 
Bassin unter der Parkfläche, entspre-
chende Kanalisation zur Abführung 
des Regenwassers auf der versiegel-
ten Fläche 

- Klärung des Schmutzwassers des EKZ 
/ FMZ und sichere Ableitung 

 
 

- Bei Kanalisation durch den Hierschei-
der Graben, alle erforderlichen Maß-
nahmen zur fachgerechten Entsor-
gung der kompletten ehemaligen 
Restmülldeponie inklusive des Ge-
fahrgutes und des verseuchten Erdrei-
ches zur Vermeidung des Abschwem-
mens von Schadstoffen in den Hier-
scheider Bach und bei Starkregener-
eignissen auf den Sportplatz und Orts-
kern. 
 
 

- Vertiefung des Grabens / Regenwas-
serablaufs der Landstraße von Hier-
scheid nach Eppelborn (rechte Seite), 
zwecks Vermeidung von Starkregen-
wasser, aus den Feldern und der 
Straße, zu unserem Haus und in den 
Hierscheider Graben und der damit 
verbundenen Erhöhung der Flutungs-
gefahr. Eine regelmäßige Reinigung 
der Kanalschächte sollte in Zukunft 
erfolgen, da das entstehende Laub 
usw. die Abflüsse verstopft und das 
Starkregenwasser dann, wie in ver-
gangenen Zeiten beobachtet, eben-
falls zur Flutungsgefahr beiträgt. 
 
 
 

Notwendigkeit zur Änderung der gegen-
wärtigen Situation. 
 
Eine Nachtanlieferung ist ohnehin nicht 
vorgesehen. 
 
 
Der Bauhof der Gemeinde Eppelborn rei-
nigt regelmäßig verschmutzte Bereiche 
von Müll. 
 
 
Hier wird auf die obigen Ausführungen 
„Überschwemmungsgefahr bei Starkre-
gen“ verwiesen. Eine ausreichend große 
Rückhalteeinrichtung unter den Parkplät-
zen ist vorgesehen. 
 
Das Schmutzwasser des EKZ wird entspre-
chend der gesetzlichen Bestimmung ord-
nungsgemäß entsorgt. 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
Hier wird auf die obigen Ausführungen 
„Überschwemmungsgefahr bei Starkre-
gen“ verwiesen. 
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- Fotovoltaik Anlagen zur größtmögli-
chen Eigenversorgung des FMZ / EKZ 
 
 
 

- Gestaltung der Lärmschutzwände mit 
Grünpflanzen (z.B. Moos usw.) um 
Emissionen zu dezimieren und Insek-
ten als Fledermausfutter anzulocken 

- Größtmögliche Begrünung zwischen 
den Parkflächen (Bäume, Büsche) um 
eine zusätzliche Erhitzung zu vermei-
den, die die Klimaerwärmung noch 
weiter verstärkt. 

- Löschung der Nachtbeleuchtung um 
die Lichtverschmutzung für Mensch, 
Tier und Pflanzen zu vermeiden. 

 
Wir beantragen auch, für bisher noch nicht 
bekannte, später auftretende Schäden und 
Spätfolgen für Mensch, Tier, Natur und Immo-
bilien die größtmögliche Sorgfalt walten zu 
lassen und für die entstandenen Schäden auf-
zukommen.“ 
 

Eine Photovoltaikanlage ist auf den Dach-
flächen des Fachmarktzentrums vorgese-
hen und ist auch durch Festsetzung für zu-
lässig erklärt. 
 
Lärmschutzwände sind nicht erforderlich. 
Daher kommt diese Anregung nicht zum 
Tragen. 
 
Es ist eine intensive Begrünung der Stell-
plätze sowie der angrenzenden Bö-
schungsbereiche vorgesehen. 
 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
B  BÜRGER B SASCHA PITTNER 

In der Allwies 14 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„Gegen den am 11.04.2022 bekannt gegebe-
nen Bebauungsplan möchte ich folgende Ein-
wände vorbringen: 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
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„Lärm im Wohngebiet Allwies und Auf drei 
Eichen 
 
Das Verkehrsgutachten für den Nettomarkt in 
Dirmingen zeigt, dass bei einem solchen 
Markt mit rund 800 m2 600 Fahrzeuge täglich 
den Parkplatz befahren. Das entspricht 1200 
Fahrten. Beim geplanten Fachmarktzentrum 
handelt es sich um 4 Märkte (EDEKA, Discoun-
ter, DM, Textilfachmarkt) mit 3670m2. Also 
wird der Wert der Fahrzeuge, die den Hier-
scheider Graben befahren zwischen 3-4mal 
höher sein als in Dirmingen. Wir reden hier 
von 3600-4800 Fahrten mehr als sonst. Klar 
kann man noch das ein oder andere Fahrzeug 
abziehen, das von Hierscheid und Humes ins 
Ortszentrum eh mit dem Auto fährt. Aber der 
Wert von 3600 Fahrten sollte schon in die 
Nähe kommen. Selbst wenn es „nur“ 2500 
mehr wären wird es die Wohnqualität stark 
schädigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Für die geplanten Einzelhandelsmärkte 
bzw. für den Bebauungsplan „Hierscheider 
Graben“ wurde vom Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Darin wurde auf 
der Grundlage einer Verkehrsprognose die 
Verkehrsverträglichkeit des Vorhabens 
untersucht. Zudem diente das Verkehrs-
gutachten als Grundlage für die Betrach-
tung des Themas Verkehrslärm auf den Zu-
gangsstraßen. 
 
Das Verkehrsgutachten kommt zusam-
mengefasst zu folgendem Fazit: 
 
„Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen. 
In Bezug auf die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.“ 
 
Die prognostizierte Verkehrszunahme 
liegt damit deutlich unter den von dem 
Bürger vorausgesagten Werten. 
 
Die Geräusche des An- und Abfahrtsver-
kehrs auf den umliegenden öffentlichen 
Straßen in einem Abstand von bis zu 500 
m um das Betriebsgrundstück wurden ent-
sprechend der TA Lärm berücksichtigt. 
Maßnahmen organisatorischer Art müs-
sen laut TA Lärm nur ergriffen werden, 
wenn: 
 
- die Verkehrsgeräusche den Beurtei-

lungspegel der Verkehrsgeräusche für 
den Tag oder die Nacht rechnerisch 
um mindestens 3 dB(A) erhöhen  

- keine Vermischung mit dem übrigen 
Verkehr erfolgt ist und 
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Durch den ruhenden Verkehr kommen Lärm-
belästigungen von Autotüren, Kofferraumde-
ckel und das Geklapper von Einkaufwagen auf 
die Anwohner zu. Leider wäre es nur möglich 
durch nicht Bauen die Wohnqualität gänzlich 
zu erhalten. Wenn dies nicht möglich ist, gilt 
es dies aber abzumildern! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) erstmals oder weitergehend 
überschritten werden.  

 
Die einzelnen Kriterien gelten hierbei ku-
mulativ. 
 
Zum Verkehrslärm heißt es dann im Lärm-
gutachten: 
 
Aus einer Steigerung der Verkehrsmenge 
um maximal 29% (Anmerkung: Spitzen-
stunde am Nachmittag) bei einem vermin-
derten Lkw-Anteil berechnet sich gemäß 
RLS-90 eine zu erwartende Steigerung der 
Verkehrsgeräusche um weit weniger als 3 
dB(A).  
 
Die drei o.g. Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA 
Lärm werden somit nicht kumulativ erfüllt.  
Maßnahmen organisatorischer Art zur 
Verminderung der Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen sind im Zuge der geplanten Errich-
tung der Einzelhandelsmärkte daher nicht 
erforderlich. 
 
Auch zum Thema Lärm durch den Markt 
wurde durch den SGS TÜV Saar ein schalt-
technisches Gutachten erstellt. Dieses be-
rücksichtigt die Geräuschemissionen 
durch die Einzelhandelsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
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Vorschläge zur Abmilderung der Lärmbelas-
tung: 
 
 
 
 
 
 
 

- Bau einer Schallschutzmauer entlang 
des Wohngebietes In der Allwies zur 
Schlossstraße ähnlich wie am Park-
platz Big Eppel. 

 
 

- Verlegung der Einfahrt des Fach-
marktzentrums Richtung Hierscheid 

 
 
 
 

- Einbau von Flüsterasphalt auf dem 
Parkplatz 

- Einbau von Flüsterasphalt auf der in-
nerörtlichen Landstraße 

- Schallschutzmauer um den gesamten 
Parkplatz+ Grünstreifen 
 

- Einbau einer Lichtsignalanlage zum 
Abbiegen ins Einkaufzentrum 

 
 
 
 
 

- Tempo 30 auf der innerörtlichen 
Landstraße mit permanenter Kon-
trolle durch stationären Blitzer 

 
 
 
 
 

eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Im Bebauungsplan können nur Festsetzun-
gen für den Geltungsbereich und mit Bo-
denbezug getroffen werden. Viele der vom 
Bürger gemachten Vorschläge zur Abmil-
derung der Lärmbelastung sind daher im 
Bebauungsplan nicht regelbar. In den 
meisten Fällen fehlt hierzu aber auch die 
rechtlich-fachliche Notwendigkeit. 
 
Wie oben ausgeführt, fehlt für die Errich-
tung einer Schallschutzmauer entlang des 
Wohngebietes „In der Allwies“ und 
Schlossstraße aufgrund der Vorgaben der 
TA Lärm die rechtliche Veranlassung. 
 
Eine Verlegung der Einfahrt des Fach-
marktzentrums ist aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit (viele Ein- und Ausfahrten 
auf der Landstraße in kurzen Abständen) 
nicht möglich.  
 
Auch für den Flüsterasphalt oder eine 
Schallschutzmauer um die Stellplatzflä-
chen besteht aus gutachterlicher Sicht 
keine Notwendigkeit. 
 
 
 
Laut Verkehrsgutachten weist die vor-
fahrtgeregelte Parkplatzanbindung an die 
L 302 Schloßstraße anhand den Simulati-
onsergebnissen die dafür erforderliche 
Leistungsfähigkeit auf. Damit wird keine 
Lichtsignalanlage erforderlich. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
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- Andienungsverkehr nur von 07.00-20-
00 Uhr an Wochentagen zulassen 
 

- Verbot der Öffnung an Sonntagen 
auch für die Bäckerei  

 
 
Verkehrsbelastung der Wohngebiete 
 
Die Wohngebiete In der Allwies und Auf drei 
Eichen werden schon jetzt sehr stark für die 
Ampelumfahrung genutzt. Dies bedeutet bei 
3600 Fahrten mehr, dass ca. 1/3 = 1200 Fahr-
ten diese Abkürzungen nutzten werden. Die-
ser Zustand gefährdet schon jetzt das Wohl 
von den Anliegern siehe morgens Mitarbeiter 
Krämer IT. Auch dieser Zustand kann leider 
nur abgemildert werden. 
 
Vorschlag zur Abmilderung der Verkehrsbe-
lastung in den Wohngebieten 
 

- In der Allwies zur Sackgasse mit Wen-
dehammer ausbauen, der Wende-
hammer kann in der Einfahrt zur 
Hausnummer 40 installiert werden. 
Die Sperrung durch Installation einer 
Schranke auf der Höhe des Grünbee-
tes. (Dadurch wäre es möglich bei 
Großveranstaltungen des FV Eppel-
born den Verkehrsabfluss auch über 
die Allwies zu gewährleisten) 

- Installation von Verkehrszeichen Ver-
bot der Einfahrt Anlieger frei Auf drei 
Eichen. 

- Verkehrsberuhigter Bereich Auf drei 
Eichen und in der Allwies 

 
Verkehrsgefährdung durch Andienungsver-
kehr der 4 Märkte +DHL-Packstation 
 
In der Veröffentlichung zum Sonderbaugebiet 
wurde der Andienungsverkehr über die 
Schlossstraße angegeben, was sich an den 
Engstellen und an der Ampel als Problem dar-

hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Eine Nachtanlieferung ist ohnehin nicht 
vorgesehen. 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierzu führt das Verkehrsgutachten aus: 
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
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stellen würde. Man kann bereits jetzt bei ge-
ringerer Belastung der Straße mit Sperrung 
von Fahrzeugen über 2,8 Tonnen Anlieger frei 
beobachten, dass bei Rotphasen in der ersten 
Kurve nach der Ampel der Verkehrsfluss zum 
Stehen kommt. Eine Gefährdung der Fußgän-
ger auf beiden Seiten der Straße wird durch 
den erhöhten Schwerlast- und Personenver-
kehr nochmals stark erhöht. Dies ist als Fuß-
gänger und Anwohner der Schlossstraße nicht 
hinnehmbar. Es kommt hinzu, dass in einer en-
gen Kurve der Gehweg überbaut ist. Dort be-
steht die Gefahr, wenn ein hohes Fahrzeug 
nach rechts ausweicht es in den Vorbau hin-
einfährt. 
 
Vorschlag zur Abmilderung 
 

- Einführen von Tempo 30 die kom-
plette Schlossstraße 

- Park- und Halteverbot beidseitig am 
Fahrbahnrand in der Schlossstraße 

- Aufteilung des Andienungsverkehr 
auf Humes und Hierscheid und Eppel-
born 

- Aufstellen von Schrammbords zur 
Verkehrsleitung über die gesamte 
Schlossstraße mit Lücken in den Ein-
fahrten 

- Durchgezogene Mittelinie durch die 
gesamte Schlossstraße 

 
Bedenken über Umwelteinflüsse 
 
Durch die Versiegelung der Ackerfläche wird 
wertvoller Boden für immer vernichtet, es 
wird zwar angegeben, dass der Mutterboden 
abgetragen werden soll, dies sollte von den 
Behörden überwacht werden.  
 
 
 
Es befinden sich mehrere Fledermausrouten 
um das Gelände herum, dies wird in der Ver-
öffentlichung verneint. Es ist nicht richtig, das 
kann man am Schützenhaus und in unseren 
Gärten beobachten. Des Weiteren befindet 
sich an der Straße ein Wildwechsel, dieser 
sollte auch überprüft werden.  
 
 
 
 

Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Ansonsten gilt auch hier das bereits oben 
festgestellte: 
 
 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
 
 
Zu den umweltbezogenen Fragestellun-
gen: 
 
Für den Eingriff in den Boden bzw. die Bio-
topstruktur des Plangebietes muss an an-
derer Stelle ein ökologischer Ausgleich er-
bracht werden. 
 
Im Umweltbericht und der darin enthalte-
nen artenschutzrechtlichen Prüfung wird 
zu den Fledermäusen ausgeführt, dass in-
nerhalb des Plangebietes keine alten, 
wertgebenden Laubgehölze vorhanden 
sind. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
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Regenfälle werden trotz der Bodenverhält-
nisse verlangsamt, so dass ein Teil noch versi-
ckert bevor es in den Kanal bzw. in den Hier-
scheider-Bach geleitet wird. Bei der versiegel-
ten Fläche wird das Wasser viel schneller in 
das Kanalsystem geleitet was zu hydrauli-
schen Problemen führen wird. Ein Regenrück-
haltebecken in einer angemessenen Größe 
muss das Wasser des gesamten Hierscheider 
Grabens aufnehmen und zeitversetzt zum 
Schutz der Anlieger des und Sportplatzes frei-
geben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermausvorkommen handelt es sich 
vermutlich überwiegend im Zwergfleder-
mäuse. Die Zwergfledermaus ist wohl die 
anpassungsfähigste unserer Fledermaus-
arten. Sie ist sowohl in der Kulturland-
schaft einschließlich der Alpen als auch in 
Dörfern und in Großstädten zu finden und 
nutzt hier unterschiedlichste Quartiere 
und Jagdhabitate. Im Rahmen der Umwelt-
prüfung sowie der Artenschutzprüfung der 
Stufe 1 haben sich keine Anhaltspunkte für 
Fledermausvorkommen im Plangebiet und 
der relevanten Umgebung ergeben. Auch 
aus der Stellungnahme des LUA ergab sich 
hierauf kein Hinweis. Ein Verstoß gegen 
den § 44 BNatschG kann daher sicher aus-
geschlossen werden. 
 
Ein ausreichend großes Regenrückhalte-
becken wird unter den Stellplatzflächen 
vorgesehen. Dies führt gegenüber der jet-
zigen Situation zu einer deutlichen Verbes-
serung bei Starkregenereignissen. U.a. 
heißt es im Gutachten, das das Thema 
Überschwemmungsgefahr bei Starkregen 
prüft: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
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Der Eingriff in die bestehende ehemalige Müll-
kippe muss vor Beginn er Bauarbeiten unter-
sucht werden. Ich befürchte durch einen Ein-
griff in die Erd- und Müllschichten eine Ge-
fährdung durch unbekannte Stoffe wie z.B. 
Öle, Farben, Lacke, Bitumen etc. Bitte über-
prüfen sie wie die Wohngebiete von der Auf-
heizung der versiegelten Fläche geschützt 
werden können. 
 
 
 
Lichtverschmutzung und die dadurch auftre-
tende Probleme am Standort für die Anlieger 
 
Durch die Beleuchtung des Fachmarktzent-
rums, werden leider nicht nur deren Park-
plätze, sondern auch die Häuser und Grund-
stücke der Anlieger beleuchtet. Dies führt 
dazu, dass der Tag- und Nachtrhythmus ge-
stört wird. Ein Verweilen ohne geschlossene 
Rollläden ist in den Schlafzimmern nicht mehr 
möglich. Allerdings werden durch die Beleuch-
tung und der nächtlichen Öffnung des Gelän-
des auch verschiedene Gruppen von nicht ge-
setzestreuen Bürgern angezogen. Dies führt 
wie bereits in der Ortsmitte zu einigen krimi-
nellen Handlungen wie Drogenhandel, illegale 
Autorennen, Partys und Vandalismus. Eine 
Vermüllung der Fläche ist so vorprogram-
miert. 
 
 
 
Abmilderungsvorschläge 
 
 
 
 
 

- Parkplatzsperrung nach der Öff-
nungszeit an sämtlichen Zugängen 

 
 
 
 

- Abschalten sämtlicher Beleuchtung 
nach der Öffnungszeit 

Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Nicht alle vorgeschlagenen Abmilderungs-
vorschläge können im Bebauungsplan 
nicht verbindlich geregelt werden. Hierzu 
bietet das BauGB keine rechtliche Hand-
habe. 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
 
Siehe oben 
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- Werbeschilder ohne Beleuchtung 
- Parkverbot an Sonntagen und des 

Nachts 
- Verbot von Veranstaltungen am Wo-

chenende auf dem Parkplatz für alle 
Zeit 

- Parkplatzüberwachung durch einen 
Sicherheitsdienst 

- Sonntagöffnungsverbot für alle Ge-
schäfte am Standort für alle Zeit 

 
 
Verkehrsanbindung 
 
In der Offenlage ist zu erkennen, dass keine 
fußläufige Verbindung von der Landstraße 
zum Fachmarktzentrum geplant ist. Des Wei-
teren ist keine Anbindung für Fahrräder ge-
plant. Es wird aber immer damit geworben, 
dass die Anwohner aus den Wohngebieten 
Fußläufig oder mit dem Rad einkaufen kön-
nen. Es sind auch keine Fahrradboxen vorge-
sehen, um die die wertvollen Räder vor Dieb-
stahl während des Einkaufs zu schützen. Wie 
die Anwohner des Seniorenheims die Fläche 
besuchen sollen, ist mir ein Rätsel, dies muss 
untersucht werden. 
 
Verbesserungsvorschläge 
 

- Anbindung der Wohngebiete mit ei-
nem barrierefreien Gehweg zu den 
Geschäften 

- Fußgängerüberwege mit Lichtsignal-
anlage 

- Anbindung der Schlossstraße mit Rad-
wegen (beidseitig) 

- Anbindung der Humes über Hier-
scheid mit Radwegen (beidseitig) 

- Anbindung von Hierscheid mit einem 
Fußweg entlang der Landstraße 

- Radweg durch die Allwies mit der 
Durchgängigkeit der hoffentlich zu-
künftigen Sackgasse bis zur Koßman-
straße 

- Einbahnstraße Halber Mond Allwies 
Radfahrer frei installieren 

- Wenn es einen Zugang vom Schützen-
haus geben muss, dann sollte er im 
Jahr 2022 barrierefrei geplant und 
ausgeführt 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
 
Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verbesserungsvorschläge werden sei-
tens der Gemeinde Eppelborn zur Kenntnis 
genommen und hinsichtlich ihrer Umsetz-
barkeit geprüft. Die Vorschläge betreffen 
allerdings Maßnahmen außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes. 
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Sterben der Geschäfte im Ortskern 
 
Durch die Eröffnung des Fachmarktzentrums 
im Hierscheider-Graben werden verschieden 
Geschäfte von Umsatzeinbußen betroffen 
sein, einige werden die Konkurrenz auch nicht 
überleben. Lotto Toto und Zeitschriften wer-
den sicher im EDEKA angeboten. Also werden 
die beiden Anbieter im Ortskern darunter lei-
den. So wird es auch bei Frischfleisch und 
Wurst aussehen. Wenn dann von bisher 2 An-
bietern der Umsatz mit 3 geteilt werden. 
Backwaren runden das ganze ab. Anfügen 
möchte ich noch, dass DM dann auch das Fo-
tostudio mit den Passfotos an den Rand des 
Ruins treiben wird. Eine Postfiliale und dann 2 
Packstationen werden dann für weiteren Um-
satzverlust in der Blende 8 führen. Der Was-
gaumarkt wird, wenn ein Discounter mit Voll-
sortimenter am neuen Standort ist, ganz 
schnell sterben. Er kann nicht allein vom be-
treuten Wohnen leben. Bitte nochmals prü-
fen, ob ein DM-Markt anderswo angesiedelt 
wird. Durch das Ausplaudern von Herr Kaiser 
wird der Discounter Aldi sein (auch wenn er 
nicht unterschrieben hat).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zum Thema Verödung des Ortszentrums 
wurde eine landesplanerische und städte-
bauliche Verträglichkeitsuntersuchung 
durchgeführt. Diese kommt zusammenge-
fasst zu folgendem Ergebnis: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
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Also stellen sich mir folgende Fragen: 
 

- Was wird aus dem bestehenden 
Markt, wenn Aldi an einem anderen 
Standort ist? 

- Wie wird sich das Leben im Ortskern 
entwickeln? 

- Warum an den Rand der Ortschaft? 
- Warum nicht nur ein DM sondern dies 

Flugzeugträger Lösung? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum. 
 
Zu den Fragen: 
 
- Der Aldi wird im Ort verbleiben. Hier 

wird es keine Änderungen ergeben. 
 

- Siehe oben 
 

- Hier wird auf das Ergebnis der Alterna-
tivenprüfung überwiesen, in der insge-
samt 7 mögliche Standorte betrachtet 
wurden. Diese kommt zusammenge-
fasst zu folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte 
für die Ansiedlung von großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben in Eppelborn 
hat gezeigt, dass mit Ausnahme der 
Fläche „Hierscheider Graben“ im Ge-
biet des Ortsteils Eppelborn kein 
Standort vorhanden ist, der sich für die 
Umsetzung des gesamten Planungs-
vorhabens ohne erhebliche Einschrän-
kungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegen-
über Big Eppel – keine Fläche vorhan-
den, auf der auch nur ein einziger Ein-
zelhandelsbetrieb untergebracht wer-
den könnte. Die Teilfläche gegenüber 
Big Eppel, die sich in gemeindlichem 
Besitz befindet und rund 800 m² groß 
ist, eignet sich potenziell auf Grund ih-
rer Größe und Lage mitten im Ortsze-
ntrum sehr gut für die Ansiedlung ei-
nes einzelnen Einzelhandelsbausteins. 
Allerdings bestehen hier Restriktionen 
wie die Nichtnutzbarkeit der privaten 
Teilfläche (rund 3.000 m²) sowie die 
Lage in einem stark überflutungsge-
fährdeten Bereich, die eine Bebauung 
verhindern bzw. wesentlich erschwe-
ren. Ebenso besteht keine Möglichkeit, 
Parkmöglichkeiten in der notwendigen 
Anzahl zu schaffen.  



GEMEINDE EPPELBORN 
ABWÄGUNG BESCHLUSSVORLAGE SCOPING 

A R G U S  C O N C E P T  G e s e l l s c h a f t  fü r  L e b e n s r a u m e n tw i c k l u n g  m b H  
S e i t e  23 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Wie hoch sind die zu befürchteten 
Umsatzeinbußen für den Wasgau-
markt? 

- Wie hoch sind die zu befürchteten 
Umsatzeinbußen für den gesamten 
Einzelhandel im Ortskern? 

 
Flächenverbrauch 
 
Durch den Flächenverbrauch werden immer 
mehr Flächen versiegelt. leider auch in Eppel-
born, aber das ist nicht genug. Mit den glei-
chen Argumenten wollen Lebach und lllingen 
durch neue Märkte Kaufkraft von Eppelborn 
zurückgewinnen. Alle 3 Gemeinden wollen 
weiter Flächen versiegeln und das bei stark 
schrumpfender Bevölkerung. Man könnte sol-
che Projekte auch durch Abriss bestehender 
Gebäude oder im Verbund mit umliegenden 
Kommunen durchführen. Leider konkurriert 
jede Kommune mit der anderen um die meis-
ten Verkaufsflächen. Richtig wäre es, wenn 

 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ort-
szentrum von Eppelborn kommt der 
Fläche eine besondere städtebauliche 
Bedeutung zu. Damit verbunden sind 
höhere Ansprüche an die architektoni-
sche und städtebauliche Qualität einer 
Neubebauung auf diesem Areal. Ein 
einzelner Drogeriemarkt mit den erfor-
derlichen Stellplätzen erfüllt diese An-
sprüche nicht. Der Markt müsste in 
eine mehrgeschossige Bebauung im 
Erdgeschoss integriert werden. Aller-
dings ist die Fläche nicht groß genug, 
um alle erforderlichen Stellplätze für 
den Markt und die übrige Bebauung 
hier unterbringen zu können. Diese Lö-
sung scheidet daher auch aus.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher 
Standort für die Umsetzung des Pla-
nungsvorhabens trotz der oben be-
schriebenen Einschränkungen und 
Probleme das Gelände zwischen Schüt-
zenhaus Eppelborn und Schlossstraße 
(„Hierscheider Graben“). Sollte das 
Vorhaben hier nicht realisiert werden 
können, ist in Eppelborn eine dauer-
hafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 

- Siehe oben 
 
 
- Siehe oben 
 
 
 
 
 
Für den unvermeidbaren Flächenver-
brauch ist ein entsprechender ökologi-
scher Ausgleich zu erbringen. 
 
Alle saarländischen Kommunen sind im 
Hinblick auf ihre zentralörtliche Funktion 
zu Aufgaben im Bereich der Daseinsvor-
sorge verpflichtet. Dazu gehört auch eine 
ausreichende Nahversorgung der Bevölke-
rung. Dieser Funktion wird die Gemeinde 
Eppelborn derzeit noch nicht in einer aus-
reichenden Form gerecht. 
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die Politik sich um Rahmenbedingungen küm-
mern würde. Der Anteil an der Umsatzsteuer 
dürfte nicht an den im Ort erwirtschafteten 
Umsätzen gemessen werden, sondern an har-
ten Faktoren wie Einwohner oder Fläche der 
Kommune. Dies würde zu mehr Nachhaltig-
keit und weniger Flächenverbrauch führen. So 
führt es leider zu einem Verdrängungswettbe-
werb. Es werden dadurch wieder neue Leer-
stände entstehen. Im Hinblick der globalen 
Weltlage sind eigens angebaute Lebensmittel 
der richtige Weg zur Nahversorgung und nicht 
das zur Verfügung stellen von Verkaufsflä-
chen. Dies soll bitte geprüft werden. 
 
Beeinträchtigungen während der Bauphase 
 
Sollte es zum Bau des Gebiets kommen, soll-
ten alle Gebäude, die sich in der Nähe der An- 
und Abfuhrwege befinden, begutachtet wer-
den. Dies sollte der Vorbeugung der zu erwar-
teten Gebäudeschäden durchgeführt werden. 
Während der Bauphase werden natürlich wei-
tere Emissionen auf die Anlieger zukommen. 
Lärm, Staub, Abgase. Da es sich hier um eine 
Baustelle mit Erdarbeiten von mehr als ein bis 
zwei Wochen handelt, muss geprüft werden 
wie die Gebäude der unmittelbaren Anlieger 
wieder gereinigt werden, oder wenn nötig die 
Fassade neu gestrichen wird. Jeder Schaden 
der an den Gebäuden der Anlieger durch die 
Bauarbeiten entsteht, muss durch den Bau-
herrn entschädigt werden. Die Bauarbeiten 
am Fachmarktzentrum dürfen nur an Wo-
chentagen Mo-Fr und nur von 07.00-18.00 er-
folgen. So könnte gewährleistet werden, dass 
die Anwohner während den Bauarbeiten we-
nigstens an 2 Tagen in der Woche zur Ruhe 
kommen. Eine Wohnlandschaft für Fremdar-
beiter darf nicht auf der Baustelle entstehen, 
die müssen menschengerecht dezentral unter-
gebracht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezüglich des Baustellenverkehrs greift die 
allgemeine Verwaltungsvorschrift gegen 
Baulärm. Ergänzende Funktion hat des 
Weiteren die 32. BImSchV in der u.a. in den 
§§ 7ff die Betriebszeiten der Maschinen 
und Geräte in den verschiedenen Gebieten 
geregelt ist. 
 
Verkehrsbelastungen und Lärmbelästigun-
gen aus Baustellenlärm und Baustellenver-
kehr, die im Zuge des Vollzugs des Bebau-
ungsplans auftreten, sind grundsätzlich 
nicht in die Abwägung einzubeziehen (vgl. 
BayVGH U.v. 20.4.2011 Nr. 15 N 10.1320, 
m.w.N.). Derartige Immissionen, die sich 
mit fortschreitendem Vollzug des Bebau-
ungsplans reduzieren und mit der Planver-
wirklichung enden, sind keine durch den 
Bebauungsplan bewirkten dauerhaften 
Nachteile. Planbedingt sind nur solche 
Nachteile, welche die Festsetzungen des 
Bebauungsplans den Betroffenen auf 
Dauer auferlegen. Probleme, welche sich 
allein aus der Realisierung eines Bebau-
ungsplanes ergeben, gehören wegen ihrer 
zeitlichen Begrenzung selbst dann regel-
mäßig nicht zu den Konflikten, welche der 
Bebauungsplan selbst lösen muss, wenn 
die vollständige Realisierung des Planes 
mehrere Jahre in Anspruch nimmt 
(BVerwG, B.v. 12.3.1999 Nr. 4 BN 6.99, 
ZfBR 1999,225; BayVGH, U.v. 20.4.2011 Nr. 
15 N 10.1320; VG Augsburg, B.v. 9.8.2012 
Nr. Au 4 S 12.768). 
 

https://openjur.de/u/490736.html
https://openjur.de/suche/4%2520BN%25206.99/
https://openjur.de/suche/ZfBR%25201999%2C225/
https://openjur.de/u/490736.html
https://openjur.de/u/499307.html
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Verunstaltung des Landschaftsbildes 
 
Durch den Neubau des Fachmarktzentrum in 
Form eines Flugzeugträgers wird das Land-
schaftsbild für immer zerstört. Es wird be-
hauptet, dass man über die Gebäude wegse-
hen kann. Dies entspricht leider nur zum Teil 
der Wahrheit. Reglementiert sind leider nur 
die Höhen der Gebäude 272,62m über NN + 7 
m. Gar nicht reglementiert sind die höhen der 
Aufbauten der Gebäude wie z.B. Kühlgräte 
Wärmpumpen, Photovoltaik. Diese sollten so 
reglementiert werden, dass sie unterhalb der 
Sichtachse von außen liegen. Auch Reklame-
tafeln oder Ähnliches sollten von außen nicht 
sichtbar sein. 
 
Fazit 
Den Anliegern werden leider fast unzumut-
bare Beeinträchtigungen zugemutet, Lö-
sungsansätze gab es keine. Mündlich wurden 
einige Dinge zugesagt aber leider konnte man 
in der Veröffentlichung nichts finden. Weder 
wurde die Einfahrt nach oben verlegt oder der 
Andienungsverkehr in Einbahnreglung in Be-
tracht gezogen. Es wäre für alle besser, man 
würde das Projekt stoppen und ein Konzept im 

Ansonsten geht die Gemeinde Eppelborn 
allein schon aufgrund der Entfernung zwi-
schen Baustelle und Anliegern davon aus, 
dass es zu keinen Schäden an den Gebäu-
den kommen wird. 
 
Nach dem Verkehrsgutachten wurde keine 
signifikante Erhöhung der Verkehrsbelas-
tung festgestellt, da die von einer Landes-
straße aufzunehmende Verkehrsbelastung 
auch unter Berücksichtigung der zusätzli-
chen Fahrzeugbewegungen erheblich un-
terschritten wird. Aus öffentlich-rechtli-
cher Sicht besteht deswegen kein Anlass 
für eine Beweissicherung, da die prognos-
tizierte Verkehrsmenge auf der L302 
grundsätzlich zulässig ist.  
 
Der Vorhabenträger hat in Abstimmung 
mit der Gemeinde Eppelborn angekündigt, 
außerhalb dieses Verfahrens und im eige-
nen privatrechtlichen Interesse die etwa-
ige Beweissicherungsverfahren durchzu-
führen. Etwaige privatrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Straßenanliegern blei-
ben ebenfalls unberührt. 
 
 
Der Anregung des Bürgers wird gefolgt 
und zusätzlich einen Höhenreglementie-
rung für die Aufbauten als Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
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Ortskern entwickeln. Durch Erwerb von Ge-
bäuden auch aus den 80er und 90er Jahren 
wäre eine Überplanung des Ortskerns möglich 
und man bräuchte keine neuen Flächen zu ver-
siegeln. Sollte dies nicht möglich sein, bitte ich 
sie die Vorschläge umzusetzen, um die Ver-
schlechterung der Wohnsituation wenigstens 
zu begrenzen.“ 

 
C BÜRGER C ERIC UND MARIE-CLAUDE 

LORANG  
In der Allwies 7  
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 06.05.2022 
 
„gegen den am 11.04.2022 offen gelegten Be-
bauungsplan Hierscheider Graben möchten 
wir folgende Einwände und Einsprüche vor-
bringen: 
 
1.) Verkehrsplanung 
Die Erschließung des geplanten Baugebietes 
gegenüber der Ein- und Ausfahrt des Wohnge-
bietes In der Allwies ist als verkehrstechnisch 
ungünstig anzusehen. Wir fordern hier eine 
Verlegung, entweder Erschließung vom 
Wohngebiet Auf Drei Eichen oder aus Rich-
tung Hierscheid. 
 
 
Es steht zu erwarten, dass die Straße In der 
Allwies verkehrstechnisch stärker belastet 
wird, um die Ampelkreuzung zu umfahren. 
Dabei zu erwartende größere Verkehrsbelas-
tung wird hier unweigerlich zu einem Rück-
stau in der Schlossstraße führen. Insoweit for-
dern wird eine Sackgassenregelung für die 
Straße In der Allwies.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin fordern wir auf Grund der zu erwar-
tenden Lärmbelastung eine Lärmeinhausung 
des Wohngebietes In der Allwies. 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Verlegung der Einfahrt des Fach-
marktzentrums ist aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit (viele Ein- und Ausfahrten 
auf der Landstraße in kurzen Abständen) 
nicht möglich. Eine Kreuzungslösung, wie 
im Bebauungsplan vorgesehen, ist einer 
Lösung mit mehreren versetzten Ein- und 
Ausfahrten immer vorzuziehen. 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
Zum Thema Lärm wurde durch den SGS 
TÜV Saar ein schalttechnisches Gutachten 
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Die bereits von verschiedenen Vertretern der 
politischen Parteien angesprochene Kunden-
mobilität mit E-Bikes ist in der derzeitigen Si-
tuation so nicht darstellbar. Insoweit fordern 
wir dies bezüglich Anlage eines Radfahrstrei-
fens in der „Schlossstr." mit entsprechenden 
Sicherheitszuschlägen. 
 
2.) Lärmbelastung 
Es ist zu erwarten, dass bzgl. der Kühl- und 
Klimaaggregate der geplanten Gewerbeein-
heiten es zu Lärmbelastungen der Anwohner 
kommt. Nicht nur im Wohngebiet In der All-
wies sondern auch Auf drei Eichen, wir fordern 
hier entsprechende Schallschutzmaßnahmen. 

erstellt. Dieses berücksichtigt die Ge-
räuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Die Notwendigkeit zur Lärmeinhausung 
des Wohngebietes „In der Allwies“ ergibt 
sich daraus nicht. 
 
Der Vorschlag zur Anlage eines Rad-
fahrstreifens entlang der Schlossstraße 
wird seitens der Gemeinde Eppelborn zur 
Kenntnis genommen und hinsichtlich ihrer 
Umsetzbarkeit geprüft. Der Vorschlag be-
trifft allerdings Maßnahmen außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
Lärm 
Zum Thema Lärm wurde durch den SGS 
TÜV Saar ein schalttechnisches Gutachten 
erstellt. Dieses berücksichtigt die Ge-
räuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
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Weiterhin fordern wir, dass die Parkplätze au-
ßerhalb der Geschäftszeiten gesperrt sind da-
mit hier keine feierwütigen Jugendlichen ent-
sprechende Partys veranstalten mit Lärmbe-
lästigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.) Lichtverschmutzung 
Bzgl. der in unmittelbarer Nähe und auch im 
geplanten Bebauungsgebiet angesiedelten 
Fauna dürfte eine erhebliche Lichtbelästigung 
vorliegen im Übrigen auch selbstverständlich 
für die Anwohner. Hier fordern wir, dass die 
Werbebeleuchtung usw. dann außerhalb der 
Geschäftszeiten ausgeschaltet wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.) Wasserhaltung 
Geplant ist ein Regenrückhaltebecken unter-
halb der versiegelten Flächen. Hier sollten die 
Regenwässer der versiegelten Flächen aufge-
nommen werden. Geplant ist offensichtlich 

- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. Weitere Schall-
schutzmaßnahmen werden nicht erforder-
lich. 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Das Thema Wasserhaltung wurde gut-
achterlich geprüft. Ein ausreichend großes 
Regenrückhaltebecken wird unter den 
Stellplatzflächen vorgesehen, welches das 
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den Überlauf in den Hierscheider Graben ein-
zuleiten. Dieser verläuft hinter den Anwesen 
In der Allwies 3 bis 9. Bei entsprechendem 
Starkregen ist derzeit schon eine starke Was-
serbelastung hier anzunehmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierbei werden dann auch Bestandteile der 
zugeschütteten ehemaligen Mülldeponie frei-
gelegt. Diesbezüglich fordern wir entspre-
chende Schadstoffanalysen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Übrigen wird auch ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass schon derzeit bei entsprechen-
dem Starkregen starke Auswaschungen in den 
Böschungen des Hierscheider Grabens aufge-
treten sind die zu einer Aufweichung der Bö-
schungsfläche geführt haben und zum Um-
stürzen hier stehender Bäume. Es steht zu be-

Regenwasser gedrosselt mit max. 24 l/s an 
den Hierscheider Graben abgibt. Dies führt 
gegenüber der jetzigen Situation zu einer 
deutlichen Verbesserung bei Starkregene-
reignissen. U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
Wie oben beschrieben, geht die Gemeinde 
Eppelborn nach Anlage des Regenrückhal-
tebeckens unter den Parkplätzen von einer 
Verbesserung im Vergleich zur heutigen Si-
tuation aus. 
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fürchten, dass bei weitergehend stärkeren Re-
genwasserzuführungen sich dieses Phänomen 
noch verstärkt. 
 
5.) Beweissicherung 
Auf Grund der zu erwartenden Verkehrsbelas-
tung durch den Baustellenverkehr bzw. auch 
durch die Bautätigkeit selbst (Pfahlgründun-
gen) fordern wir vor Beginn der Bautätigkeit, 
ein Beweissicherungsgutachten um zu späte-
rem Zeitpunkt, sollten Schäden an unseren 
Anwesen auftreten, diese unsere Ansprüche 
entsprechend gegen den Verursacher durch-
setzen zu können.“ 
 

 
 
 
 
 
Nach dem Verkehrsgutachten wurde keine 
signifikante Erhöhung der Verkehrsbelas-
tung festgestellt, da die von einer Landes-
straße aufzunehmende Verkehrsbelastung 
auch unter Berücksichtigung der zusätzli-
chen Fahrzeugbewegungen erheblich un-
terschritten wird. Aus öffentlich-rechtli-
cher Sicht besteht deswegen kein Anlass 
für eine Beweissicherung, da die prognos-
tizierte Verkehrsmenge auf der L302 
grundsätzlich zulässig ist.  
 
Der Vorhabenträger hat in Abstimmung 
mit der Gemeinde Eppelborn angekündigt, 
außerhalb dieses Verfahrens und im eige-
nen privatrechtlichen Interesse die etwa-
ige Beweissicherungsverfahren durchzu-
führen. Etwaige privatrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Straßenanliegern blei-
ben ebenfalls unberührt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
D BÜRGER D RICHARD UND MARLIES 

BETTSCHEIDER  
In der Allwies 12 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 03.05.2022 
 
„hiermit nehmen wir unser Recht auf Beteili-
gung am o.g. Verfahren wahr und geben dazu 
nachfolgende Stellungnahme ab. 
 
Wir lehnen eine Neuansiedlung von Geschäf-
ten zur Nahversorgung am Ortsrand von Ep-
pelborn ab. 
 
Begründung: 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
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Kaufkraftabfluss in Eppelborn liegt im Durch-
schnitt der vergleichbaren Gemeinden 
 
Die geplante Neuansiedlung von Geschäften 
zur Nahversorgung wird begründet als Maß-
nahme gegen deutliche Kaufkraftabflüsse. Die 
Gemeinde Eppelborn liege lt. MB Research 
Marktdaten 2021 im Ranking der saarländi-
schen Gemeinden über 10.000 Einwohner le-
diglich auf Platz 25 von 37. Die Zentralitäts-
kennziffer von 58,7 für Eppelborn wird vergli-
chen mit Schmelz (97,2), Lebach (83,0) und 
Tholey (64,8). 
 
Unsere Interpretation dieser Marktdaten 
sieht Eppelborn in einer deutlich besseren Po-
sition. Im zitierten Ranking sind alle Gemein-
den über 10.000 Einwohner aufgeführt, d.h. 
Oberzentren, Mittelzentren und Grundzen-
tren. Da die unterschiedlichen Typen von Zen-
tren unterschiedliche Versorgungsaufgaben 
zu erfüllen haben, ist nur ein Vergleich auf der 
jeweiligen Ebene sinnvoll. Im Ranking unter 
den Grundzentren liegt Eppelborn genau in 
der Mitte. Von den weiter vorne liegenden Ge-
meinden profitieren einige durch Sonderef-
fekte wie der Ansiedlung von Baumärkten 
GLOBUS (Heusweiler) und OBI (Schmelz), Out-
let Center V&B und Deutschlandzentrale von 
Lands End (Mettlach) oder ihrer Lage in der 
Nähe zu Frankreich (Kleinblittersdorf). Berück-
sichtigt man diese Effekte, verschiebt sich Ep-
pelborn im Ranking sogar noch weiter nach 
vorne. Die Nachbargemeinden Illingen (56,1) 
und Marpingen (36,0) liegen hinter Eppel-
born. 
 
Im Zeitraum von 2014 bis 2021 entwickelte 
sich die Zentralitätskennziffer für den Einzel-
handel in Eppelborn von 48,0 auf 58,7. Dies 
wurde erreicht durch kleinteilige Maßnahmen 
wie geringfügige Flächenerweiterung bei 
WASGAU, Umgestaltung des ALDI-Marktes 
und die Ansiedlung einiger kleinerer Ge-
schäfte. Genannt seien der Unverpacktladen 
Eppelkischd, der Orient Markt und E-A-R Hör-
systeme. Man kann also davon ausgehen, 
dass, die Steigerung der Zentralitätskennziffer 
um mehr als 22% ohne großflächige Baumaß-
nahmen erzielt wurde. 
 
 
 

 
 
 
Zur Einschätzung der aktuellen Einzelhan-
delssituation in der Gemeinde Eppelborn 
wurde aktuell (Februar 2023) ein neues 
Einzelhandelskonzept erarbeitet. Dieses 
kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Dem in der Gemeinde Eppelborn vorhan-
denen einzelhandelsrelevanten Kaufkraft-
potenzial von rund 110 Mio. Euro steht ein 
geschätztes Jahresumsatzvolumen von 
rund 49 Mio. Euro gegenüber. Daraus 
ergibt sich eine Einzelhandelszentralität 
von 0,45 über alle Warengruppen. Per 
Saldo lässt sich also feststellen, dass nur 
weniger als die Hälfte des vorhandenen 
Kaufkraftpotenzials ausgeschöpft wird 
und deutliche Abflüsse zu verzeichnen sind. 
Angesichts der regionalen Angebots- und 
Konkurrenzsituation ist dieser Wert – trotz 
warengruppenspezifischen und räumli-
chen Betrachtungen – als unzureichend 
einzuordnen. Die Gemeinde Eppelborn 
wird daher ihrer landesplanerischen Ver-
sorgungsfunktion als Grundzentrum nicht 
gerecht. Selbst bei den kurzfristigen Be-
darfsgütern gibt es nennenswerte Kauf-
kraftabflüsse.  
 
Zwar ist gegenüber dem EHK 2014 eine 
leicht positive Umsatzentwicklung (um 
rund 1,2 Mio. Euro; rund +2 %) zu beobach-
ten, jedoch stieg das Kaufkraftvolumen in 
diesem Zeitraum stärker (rund +9 %) an. 
Die Zentralität ist über alle Warengruppen 
im Vergleich zum Jahr 2014 (0,48) 29 leicht 
rückläufig.  
 
Vor dem Hintergrund der Versorgungs-
funktion Eppelborns erscheinen aus rein 
quantitativer Sicht die Zentralitätswerte in 
allen Warengruppen ausbaufähig. Auch 
der Vergleich der Zentralitätswerte für be-
stimmte Warengruppen (exemplarische 
Auflistung) mit anderen Kommunen ver-
gleichbarer Größenordnung (vgl. Tabelle 
8) offenbart Nachholbedarf. 
 
Dieses neue Einzelhandelskonzept, wel-
ches die Notwendigkeit zur Stärkung der 
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Neuansiedlungen am Ortsrand gefährden 
die Innenentwicklung des Ortskerns 
 
Die Notwendigkeit einer Neuansiedlung von 
Märkten wird auch begründet mit fehlenden 
Verkaufsflächen zur Sicherstellung der Nah-
versorgung in der Gemeinde Eppelborn. Die 
Umsetzung dieser Planung auf der grünen 
Wiese würde einen zweiten zentralen Ein-
kaufspol aufbauen und damit eine starke 
Wettbewerbssituation herbeiführen, die u.a. 
die Existenz der oben aufgeführten Neugrün-
dungen gefährden wird. Wir sind davon über-
zeugt, dass die gesamte Innenentwicklung des 
Ortskerns, in die bereits erhebliche Fördermit-
tel geflossen sind, durch diese Maßnahme ne-
gativ beeinflusst wird. 
 
Die in den 1980er und 1990er Jahren prakti-
zierte Auslagerung von Einzelhandelsunter-
nehmen weg von den Zentren an die Periphe-
rie der Städte und Gemeinden hat sich als Trei-
ber für Leerstände und Verödung in den Stadt- 
und Ortszentren erwiesen. Das ist allgemeiner 
Wissensstand. Auch das saarländische Wirt-
schaftsministerium hat das Thema aufgegrif-
fen und im letzten Jahr ein „Zukunftskonzept 
für den Handel im Saarland 2030“ auf den 
Weg gebracht. Dort wird ebenfalls hervorge-
hoben, dass der Einzelhandel für die Nahver-
sorgung in den Innenstädten und Ortszentren 
einen entscheidenden Beitrag zu deren Stär-
kung und nachhaltigen Entwicklung leistet. 
 
Wir stellen daher die Einschätzung in Frage, 
dass der Standort am Hierscheider Graben al-
ternativlos sei. Vielmehr sehen wir eine Mög-
lichkeit, notwendige Ansiedlungen im Ortsze-
ntrum sehr nahe am zentralen Versorgungs-
bereich hinter dem Kultur- und Kongresszent-
rum big Eppel zu realisieren und dadurch mit 
weniger Neuversiegelung von Naturflächen 
auszukommen. 
 
Der geplante Flächenbedarf für die Nahver-
sorgung übersteigt den zukünftigen Bedarf, 
insbesondere auch im Hinblick auf die prog-
nostizierte demografische Entwicklung 
 
Wir stellen den zusätzlichen Bedarf von mehr 
als 3.400 m2 Verkaufsfläche am geplanten 
Standort für die Nahversorgung der Ge-
meinde in Frage. Im Ortsteil Dirmingen wird 

grundzentralen Funktion sieht, ist damit 
maßgeblich für das Handeln der Gemeinde 
Eppelborn. 
 
Das o.g. Einzelhandelskonzept leitet für 
die Realisierung eines Nahversorgungs-
zentrums damit folgendes ab: 
 
„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
 
Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
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bereits ein Discounter mit 800 m2 Fläche ge-
plant, der Kundschaft wieder dorthin zurück-
führen wird. Die Stadt Lebach plant ebenfalls 
eine Erweiterung der Einkaufsflächen für die 
Nahversorgung. In Lebach selbst soll ein zu-
sätzlicher Vollsortimenter mit 1.700 m² Ver-
kaufsfläche angesiedelt werden, im Ortsteil 
Thalexweiler ein Discounter mit 800 m². Die 
Planungen für das Einzugsgebiet Eppel-
born/Lebach summieren sich auf fast 7.000 
m² neue Verkaufsfläche für die Nahversor-
gung. Dies ist eine Größenordnung, die unse-
rer Meinung nach weit überdimensioniert ist. 
Bei deren Umsetzung wird ein starker Ver-
drängungswettbewerb entstehen, der am 
Ende zu Geschäftsaufgaben und weiteren 
Leerständen in den Ortszentren, auch in Ep-
pelborn, führen wird. 
 
Die prognostizierte demografische Entwick-
lung für das Saarland geht davon aus, dass die 
Bevölkerung zwischen 2014 und 2030 um 17% 
schrumpfen wird. Warum braucht man also 
mehr Verkaufsfläche für zukünftig weniger 
Menschen und weniger Kaufkraft? Es lässt 
sich auch voraussehen, dass mit zunehmender 
Alterung der Bevölkerung die Mobilität sinken 
wird (Prognose für das Saarland 2030: 32% 
der Bevölkerung älter als 65 Jahre). Eine Kon-
zentration der Geschäfte zur Nahversorgung 
im Ortszentren, die mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln, dem Fahrrad oder zu Fuß und auf ebe-
ner Flächen erreichbar sind, wird diesem Be-
darf gerecht. Jedoch nicht ein Standort, der 
1.100 m entfernt vom Zentrum liegt und dazu 
stetig bergauf führt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 



VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN 
„HIERSCHEIDER GRABEN“ 

A R G U S  C O N C E P T  G e s e l l s c h a f t  fü r  L e b e n s r a u m e n tw i c k l u n g  m b H  
S e i t e  34 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Hierbei wird im Einzelhandelskonzept die 
Größe des Nahversorgungszentrums in 
keinster Weise in Frage gestellt. In der pa-
rallel zum Einzelhandelskonzept erstellten 
„Landesplanerischen und städtebaulichen 
Verträglichkeitsanalyse“ geht man davon 
aus, dass das Vorhaben lediglich maximal 
40% der bislang abfließenden Kaufkraft im 
Bereich der Nahrungs- und Genussmittel 
sowie maximal 80% der Kaufkraft im Sorti-
ment Drogeriewaren binden wird. 
 
Bezüglich der Auswirkungen auf den Orts-
kern wird hierin zudem festgestellt: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
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Verschärfung der bereits kritischen Ver-
kehrssituation 
 
Das geplante Einkaufszentrum wird für den 
größten Teil der Kundschaft nur per Auto und 
einer gelegentlich verkehrenden Buslinie er-
reichbar sein. Die Schloßstraße als Hauptzu-
fahrtsstrecke zu dem geplanten Fachmarkt-
zentrum ist heute schon mit 5.500 Fahrzeu-
gen/Tag stark belastet. Insbesondere im 
Streckenteil zwischen der ampelgeregelten 
Kreuzung im Ortszentrum und der Gewerbe-
ansiedlung Doods ergeben sich kritische Ver-
kehrssituationen durch die kurvenreiche Stra-
ßenführung mit Engstellen auch auf den Bür-
gersteigen. Ausgewiesene Anwohnerpark-
plätze auf der Straße in diesem Bereich sorgen 
für zusätzliche Verkehrsbeeinträchtigungen. 
Aus Vergleichen mit ähnlichen Projekten kann 
von zusätzlich 4.000 Fahrten/Tag oder mehr 
ausgegangen werden. Ein Großteil davon wird 
sich durch das Nadelöhr Schlossstraße zwän-
gen und die heute bereits kritische Verkehrssi-
tuation weiter verschärfen. 
 
 
 
 
 
 

bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum und auch kein Ar-
beitsplatzverluste.  
 
 
Für die geplanten Einzelhandelsmärkte 
bzw. für den Bebauungsplan „Hierscheider 
Graben“ wurde vom Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Darin wurde auf 
der Grundlage einer Verkehrsprognose die 
Verkehrsverträglichkeit des Vorhabens 
untersucht. Zudem diente das Verkehrs-
gutachten als Grundlage für die Betrach-
tung des Themas Verkehrslärm auf den Zu-
gangsstraßen. 
 
Das Verkehrsgutachten kommt zusam-
mengefasst zu folgendem Fazit: 
 
„Die vorfahrtgeregelte Parkplatzanbin-
dung an die L 302 Schloßstraße weist an-
hand den Simulationsergebnissen die da-
für erforderliche Leistungsfähigkeit auf. 
Die Parkplatzausfahrt in Richtung L 302 
Schloßstraße kann als Mischspur betrieben 
werden. 
 
Alternativ zu einer Mischspur kann die 
Parkplatzausfahrt auch mit getrenntem 
Fahrstreifen für den Rechtseinbieger und 
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einem Mischfahrstreifen (geradeaus und 
links) angelegt werden.  
 
Die geplante Parkplatzanbindung an die L 
302 Schloßstraße erfolgt gegenüber der 
bestehenden Anbindung der Straße „In der 
Allwies“. Demzufolge ist die heutige Ein-
mündung (L 302 Schloßstraße / In der All-
wies) in eine vorfahrtgeregelte Kreuzung 
umzubauen.  
 
Die Fahrbahn der L 302 Schloßstraße weist 
in Höhe der geplanten Parkplatzanbindung 
durch die vorhandenen Linksabbiegestrei-
fen der dortigen Knotenpunktfolge bereits 
die für die Anlage eines Linksabbiegestrei-
fens erforderliche Breite auf. Die Anlage ei-
nes Linksabbiegestreifens für die geplante 
Parkplatzanbindung kann anstelle der 
heutigen Sperrfläche realisiert werden. Be-
dingt durch den Umfang der Demarkie-
rungs- und Neumarkierungsarbeiten 
(Schmalstriche, Pfeile, Wartelinien) wird 
innerhalb des Maßnahmenbereiches eine 
Erneuerung der Asphaltdeckschicht als er-
forderlich angesehen.  
 
Im Rahmen des Knotenumbaus wird auch 
eine Ertüchtigung der vorhandenen Que-
rungsstelle im Zuge der L 302 Schloßstraße 
sowie die Anlage eines Gehweges entlang 
des Marktgeländes empfohlen. 
 
Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen 
(und nicht wie seitens des Einwenders be-
schrieben um 4.000 Fahrten). In Bezug auf 
die durchschnittliche tägliche Verkehrs-
stärke der aktuellen Straßenverkehrszäh-
lung des Landesbetrieb für Straßenbau von 
5.400 Fahrzeugen am Tag ist dies eine pro-
zentuale Erhöhung von rund 16 %, was im 
Hinblick auf die Leistungsfähigkeit als un-
problematisch angesehen wird. Landes-
straßen dieser Straßenkategorie sind für 
tägliche Verkehrsstärken von bis zu 10.000 
Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
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Erhöhtes Überflutungsrisiko für Wohnge-
biete und Ortszentrum durch Flächenversie-
gelung 
 
Das geplante Einkaufszentrum liegt in einem 
Gebiet mit hohem Überflutungsrisiko bei 
Starkregen. Wie verheerend Sturzfluten sein 
können, haben die Ereignisse an der Ahr und 
in den Jahren 2016 und 2018 auch in Dirmin-
gen und Eppelborn gezeigt. Ein verstärktes Be-
wusstsein für die Gefahren durch Starkregen 
war in Eppelborn bereits vorhanden (Vorreiter 
bei Starkregengefahrenkarten im Saarland). 
Es scheint jedoch für den Bereich Hierscheider 
Graben verloren gegangen zu sein. In der 
Starkregengefahrenkarte für Eppelborn wird 
eine Abflussrinne mit erheblicher Wasser-
menge bei Starkregen ausgewiesen, die den 
Bereich des geplanten Edeka-Marktes kreuzt. 
Heute versickert ein Teil dieses Oberflächen-
wassers im geplanten Baugebiet. Diese Mög-
lichkeit entfällt mit der großflächigen Versie-
gelung durch das Einkaufszentrum. Nach ak-
tuellem Planungsstand ist lediglich ein Re-
tentionsbecken für die Niederschläge von 
Dach- und Verkehrsfläche vorgesehen. Wie 
der o.g. Oberflächenwasserstrom umgeleitet 
werden soll, ist noch nicht bekannt. Wir be-
fürchten, dass eine Überleitung in den Hier-
scheider Graben und anschließend in den 
Hierscheider Bach erfolgen wird.  
 
 
 
 
 
 
 

Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Aus verkehrlicher Sicht ist die Realisierung 
des Fachmarktzentrums daher als unprob-
lematisch zu betrachten. 
 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
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Der Hierscheider Graben bis hinunter zu den 
Häusern im Randbereich des Wohngebietes In 
der Allwies wurde vor einigen Jahrzehnten als 
örtliche Mülldeponie zur unkontrollierten Ab-
fallentsorgung genutzt (ALKA-TBLM 115). 
Sollte praktisch das gesamte Oberflächenwas-
ser bei Starkregen aus dem Hangbereich „Un-
ter der Knobelwies auf dem Hierscheider Gra-
ben" über die Abflussrinne in den Hierscheider 
Graben abgeleitet werden, sehen wir ein er-
hebliches Risiko, dass durch die Zerstörungs-
kraft der Sturzflut die abgedeckte ehemalige 
Deponie freigelegt wird. Eventuell dort la-
gernde Schadstoffe könnten ausgelöst und in 
die Gewässer Hierscheider Bach, Wiesbach 
und Ill eingetragen werden und sich auch im 
dann überschwemmten Ortskern ausbreiten. 
Dieser untere Bereich der Deponie liegt nicht 
im direkten Bereich des Bebauungsgebietes 
und wird im Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan auch nicht im Auszug aus dem Altlasten-
kataster ausgewiesen. Die Gemeinde Eppel-
born geht davon aus, ,,dass die Altlastenver-
dachtsfläche von der Planungsmaßnahme nur 
randlich tangiert wird" und „die Durchführung 
von Maßnahmen künftigem Veraltungshan-
deln überlassen werden kann." Wir sehen das 
nicht so. 
 
Wird der Ablehnung des Vorhabens nicht ge-
folgt, fordern wir die Umsetzung der nachfol-
genden Schutzmaßnahmen: 
 
Maßnahmen zum Schutz vor Lärm und Abga-
sen 
 

- Verlegung der Parkplatzzufahrt so-
weit wie möglich Richtung Hierscheid 
Dadurch strahlen Schallemissionen 
nicht direkt in Richtung der Anlieger-
grundstücke neben der Zufahrt In der 
Allwies ab. Ebenso verhindert diese 
Maßnahme, dass bei einer Überlas-
tung des Retentionsbecken zur Dach- 
und Parkflächenentwässerung das 
überströmende Oberflächenwasser 
über die asphaltierte Fläche direkt in 
die Straße In der Allwies abgeleitet 
wird. 

 
- Absperrung des Parkgeländes außer-

halb der Betriebszeit 

Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Verlegung der Einfahrt des Fach-
marktzentrums ist aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit (viele Ein- und Ausfahrten 
auf der Landstraße in kurzen Abständen) 
nicht möglich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
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Dadurch wird eine Ruhestörung der 
Anlieger durch nächtliche Treffen ver-
mieden. 

 
- Keine Betriebszeiten an Sonn- und Fei-

ertagen:  
Die Einhaltung der Sonn- und Feier-
tagsruhe muss für alle Geschäfte ge-
währleistet sein, auch für Backshops 

 
- Schalldichte Einhausung von Klima- 

und Abluftanlagen, Abfallpressen so-
wie LKW-Entladestellen 

 
- Lärmschutz der Anliegergrundstücke 

Errichtung einer durchgehenden, op-
tisch ansprechenden transparenten 
Schallschutzwand an der zur Allwies 
liegenden Seite der Schloßstraße. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Permanent überwachte Geschwindig-
keitsbegrenzung auf 30 km/h ab Höhe 
Bushaltestelle Schloßstraße bis hinter 

nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
 
Auch zum Thema Lärm wurde durch den 
SGS TÜV Saar ein schalttechnisches Gut-
achten erstellt. Dieses berücksichtigt die 
Geräuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Weitere Lärmschutzmaßnahmen, wie z.B. 
die schalldichte Einhausung von Klimaanla-
gen und die Errichtung einer Schallschutz-
mauer werden aus Lärmschutzgründen 
nicht erforderlich. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
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Ortsausgang Richtung Hierscheid 
durch fest installierte Blitzersäulen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Wirksame Maßnahmen zur Verhinde-
rung von Durchgangsverkehr durch 
Umfahrung der ampelgeregelten 
Kreuzung in der Ortsmitte für die Stra-
ßen In der Allwies und Auf drei Eichen 
sind festzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen gegen Lichtverschmutzung 
 

- Abschalten sämtlicher Außenbeleuch-
tungen der Fachmärkte einschließlich 
Werbetafeln und Pylonen außerhalb 
der Betriebszeit. 
Dies dient dem Schutz wildlebender 
Tiere und der Nachtruhe der Bewoh-
ner der Anliegergrundstücke. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Maßnahmen zur Verkehrssicherheit 
 

- Permanent überwachte Geschwindig-
keitsbegrenzung auf 30 km/h ab Höhe 
Bushaltestelle bis hinter Ortsausgang 
Richtung Hierschied durch fest instal-
lierte Blitzersäulen 
Dadurch wird auch das Risiko für 
schwere Unfälle mit Personenscha-
den auf der stark belasteten Ver-
kehrsstraße im Bereich der direkt auf-
einanderfolgenden Einbiegungen Auf 
drei Eichen, In der Allwies und Fach-
marktzentrum reduziert. 
 

- Einrichtung von Radwegen und/oder 
Fahrradspuren in Schloßstraße und 
Ortsstraße bis Ortseingang Hierscheid 
Damit wird Radfahrern eine sichere 
Erreichbarkeit des Einkaufszentrums 
ermöglicht. 
 

- Fußläufige Erreichbarkeit des Ein-
kaufszentrums durch die Errichtung 
von geeigneten Fußgängerwe-
gen/Bürgersteigen 
 

- Ampelgeregelte Fußgängerüberwege 
Eine verkehrssichere Straßenüberque-
rung zum Einkaufszentrum hin ist 
durch ampelgeregelte Fußgänger-
überwege vorzusehen. 

 
Maßnahmen zur Minimierung der Risiken 
von Überflutung der unterhalb des Planungs-
gebietes liegenden Wohngebiete und der im 
Bereich des Hierscheider Grabens überdeck-
ten ehemaligen Mülldeponie und von Schad-
stoffeinleitung in den Hierscheider Bach 
 

- Das Gebiet der ehemaligen Deponie 
ist auf mögliche eingelagerte Schad-
stoffe zu untersuchen, damit ein evtl. 
Kontaminationsrisiko durch Ab-
schwemmungen infolge einer Sturz-
flut ermittelt werden kann. Abhängig 
vom Ergebnis dieser Analyse sind 
wirksame Maßnahmen zum Schutz 
von Mensch und Umwelt einzuleiten. 
 

- Die Errichtung eines ca. 10.000 m³ 
großen Retentionsbeckens oberhalb 
des geplanten Fachmarktzentrums im 

 
 
Siehe oben: „Verkehrsrechtliche Anord-
nungen …“ 
 
Die Vorschläge werden seitens der Ge-
meinde Eppelborn zur Kenntnis genom-
men und hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit 
geprüft. Die Vorschläge betreffen aller-
dings Maßnahmen außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
Im Bebauungsplan können aber nur Fest-
setzungen für den Geltungsbereich und 
mit Bodenbezug getroffen werden. Die als 
Maßnahmen zur Verkehrsicherheit in der 
Bürgerstellungnahme genannten Punkte 
sind daher im Bebauungsplan nicht regel-
bar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Verkehrsgutachten wird hierzu eine Er-
tüchtigung der vorhandenen Querungs-
stelle empfohlen, die im Zuge der geplan-
ten Knotenpunktgestaltung der Markzu-
fahrt auch angedacht ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausführungen hierzu finden sich bereits 
oben im Text als Stellungnahme zum 
Punkt „Erhöhtes Überflutungsrisiko…“. 
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Gebiet „Unter der Knobelwies" wird 
die Sturzflut- und Kontaminationsge-
fahr mit ihren Auswirkungen bis zum 
Ortskern bin entschärfen. 

 
Brandschutz/Löschwasserrückhaltung 
 

- Die Frage, wie bei einem evtl. Groß-
brand im Einkaufszentrum reagiert 
wird, ist in den Planungsunterlagen 
nicht angesprochen. Wir bezweifeln, 
dass die Kapazität des vorhandenen 
Trinkwasserleitungssystems dafür 
ausreichend dimensioniert ist. Es sind 
daher ausreichend Kapazität für 
Löschwasservor- und Löschwasser-
rückhaltung wegen der Nähe zum Na-
turschutzgebiet „Hierscheider Bach" 
vorzusehen. 

 
 
 
 
 
 
Untersuchung der vorhandenen Fledermaus-
population auch in den an das Planungsge-
biet angrenzenden Bereichen und ggf. Erar-
beitung von Kompensationsmaßnahmen 
 

- Im Bebauungsplan wird das Vorkom-
men von Fledermausarten ausge-
schlossen. Fakt ist, dass in den direkt 
angrenzenden Wohngebieten In der 
Allwies und Auf drei Eichen regelmä-
ßig an mehreren Standorten Fleder-
mäuse beobachtet werden (es gibt 
belegte Nistkästen und ein Anwesen 
mit NABU--Auszeichnung fledermaus-
freundliches Haus). Ebenso werden 
Fledermäuse in nördlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Bäumen und 
Gebüschen Richtung Wald beobach-
tet. Diese Bereiche umschließen das 
Bauplangebiet von drei Seiten, so 
dass wir davon ausgehen, dass eine 
Bebauung im Plangebiet ein massiver 
Störfaktor für die in der Umgebung le-
benden Fledermauspopulationen 
wäre. Hier sind weitere Untersuchun-
gen und ggf. die Einleitung von Maß-
nahmen erforderlich. 

 

 
 
 
 
 
 
 
Fragestellungen des Brandschutzes sind 
Bestandteil des Baugenehmigungsverfah-
rens und nicht der Bauleitplanung. 
 
Das Gutachten zur Bemessung des Regen-
rückhaltebeckens führt hierzu aber bereits 
aus: 
 
„Eine Löschwasserbevorratung und deren 
genaue Dimensionierung kann erst in Ab-
stimmung mit dem zuständigen Wasser-
versorger (WVO) und den Verantwortli-
chen der Kreisfeuerwehr festgelegt wer-
den. Wir gehen derzeit von einem Volumen 
zwischen 100 [m³] - 150 [m³] aus. Wir emp-
fehlen die Löschwasserbevorratung von 
der Regenrückhalteanlage baulich zu tren-
nen, um eine aufwändige Unterhaltung 
der Löschwassermenge durch Oberflä-
cheneinträge zu vermeiden.“ 
 
 
 
Im Umweltbericht und der darin enthalte-
nen artenschutzrechtlichen Prüfung wird 
zu den Fledermäusen ausgeführt, dass in-
nerhalb des Plangebietes keine alten, 
wertgebenden Laubgehölze vorhanden 
sind. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermausvorkommen handelt es sich 
vermutlich überwiegend im Zwergfleder-
mäuse. Die Zwergfledermaus ist wohl die 
anpassungsfähigste unserer Fledermaus-
arten. Sie ist sowohl in der Kulturland-
schaft einschließlich der Alpen als auch in 
Dörfern und in Großstädten zu finden und 
nutzt hier unterschiedlichste Quartiere 
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Beseitigung aller durch die Baumaßnahmen 
entstehenden Schäden an den Anwesen der 
Anlieger 
 
Es ist nicht auszuschließen, dass durch die 
Baumaßnahmen Schäden an den Anwesen 
und Gebäuden der Anlieger in der Nachbar-
schaft der Baustelle und an den Gebäuden in 
der Schlossstraße durch den Baustellenver-
kehr entstehen. Wir fordern die Übernahme 
der Gutachterkosten zur Beurteilung des Zu-
standes dieser Gebäude vor Beginn der Bau-
maßnahmen im Rahmen eines Beweissiche-
rungsverfahrens. 
 
Ebenso sind die Kosten zur Beseitigung der 
durch die Baumaßnahmen verursachten Schä-
den und Verschmutzungen an Gebäude und 
Grundstück durch den Verursacher zu über-
nehmen.“ 
 

und Jagdhabitate. Im Rahmen der Umwelt-
prüfung sowie der Artenschutzprüfung der 
Stufe 1 haben sich keine Anhaltspunkte für 
Fledermausvorkommen im Plangebiet und 
der relevanten Umgebung ergeben. Auch 
aus der Stellungnahme des LUA ergab sich 
hierauf kein Hinweis. Ein Verstoß gegen 
den § 44 BNatschG kann daher sicher aus-
geschlossen werden. 
 
 
 
Nach dem Verkehrsgutachten wurde keine 
signifikante Erhöhung der Verkehrsbelas-
tung festgestellt, da die von einer Landes-
straße aufzunehmende Verkehrsbelastung 
auch unter Berücksichtigung der zusätzli-
chen Fahrzeugbewegungen erheblich un-
terschritten wird. Aus öffentlich-rechtli-
cher Sicht besteht deswegen kein Anlass 
für eine Beweissicherung, da die prognos-
tizierte Verkehrsmenge auf der L302 
grundsätzlich zulässig ist.  
 
Der Vorhabenträger hat in Abstimmung 
mit der Gemeinde Eppelborn angekündigt, 
außerhalb dieses Verfahrens und im eige-
nen privatrechtlichen Interesse die etwa-
ige Beweissicherungsverfahren durchzu-
führen. Etwaige privatrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Straßenanliegern blei-
ben ebenfalls unberührt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
E BÜRGER E INGRID UND EUGEN 

ROTHENBUSCH 
In der Allwies 2 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 02.05.2022 
 
„gegen den am 11.04.2022 bekannt gegebe-
nen Bebauungsplan „Hierscheider Graben" le-
gen wir hiermit Widerspruch ein. 
 
Wir haben zu verschiedenen Punkten im Be-
bauungsplan Anmerkungen, Argumente und 
Einwände aufgeführt, die aus unserer Sicht bei 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
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dem geplanten Bau des Fachmarktzentrums 
berücksichtigt werden müssen. 
 
4.3.1 Immissionsschutz 
 
Da das Fachmarktzentrum direkt gegenüber 
von unserem Wohnhaus geplant ist, wird es 
für uns als Anwohner zu einer dauerhaften 
Lärmbelästigung und einer erhöhten Schad-
stoffbelastung kommen. 
 
Durch den hier vorliegenden Bebauungsplan 
werden die gesetzlichen Voraussetzungen ge-
schaffen, um am genannten Standort eine er-
hebliche Erhöhung der Emissionen in Bezug 
auf Lärm, Verkehr und Staub zu sanktionieren. 
Das ist auf Grund der unmittelbaren Nachbar-
schaft zu zwei Wohngebieten nicht hinnehm-
bar. 
 
Zum Wohngebiet „In der Allwies“ sind über-
haupt keine Schallschutzmaßnahmen ange-
dacht oder gar geplant. Für die obere Reihe 
der Wohnhäuser ,,In der Allwies“, die an die 
Landstraße L 302 angrenzen, fordern wir eine 
durchgehende Lärmschutzwand. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.3.4 Altlasten 
 
Das geplante Fachmarktzentrum grenzt un-
mittelbar an die alte Mülldeponie "Hierscheid 
Am Schützenhaus" an. Angabegemäß wurden 
dort nur Erdmassen, Bauschutt und Hausmüll 
entsorgt. 
 

 
 
 
 
 
Zum Thema Lärm wurde durch den SGS 
TÜV Saar ein schalttechnisches Gutachten 
erstellt. Dieses berücksichtigt die Ge-
räuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Darüberhinausgehende Festsetzungen, 
wie die Errichtung einer Lärmschutzwand 
in Richtung der angrenzenden Wohnge-
biete sind aus lärmtechnischer Sicht nicht 
erforderlich. 
 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
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Es ist aus unserer Sicht nicht auszuschließen, 
dass aufgrund der Bautätigkeiten und die ge-
plante Ableitung von Oberflächenwasser Alt-
lasten und umweltrelevante Schadstoffe frei 
gespült oder frei gesetzt werden. Eine Unter-
suchung des Bodens hat nach unserer Kennt-
nis bisher nicht stattgefunden. 
 
Wir fordern eine Bodenuntersuchung im Be-
reich der alten Deponiefläche in tieferen 
Schichten, nicht nur mit Bohrungen an der 
Erdoberfläche bis 2 m Tiefe. 
 
5.5.1 Verkehrliche Konzeption 
 
Verkehrsanbindung des Planungsgebietes 
 
Das Plangebiet ist direkt an der Schloßstraße 
(L 302) gelegen. Die Ein- und Ausfahrt des 
Fachmarktzentrums ist direkt gegenüber der 
Straße „In der Allwies" geplant. 
 
Wir möchten darauf hinweisen, dass es 
dadurch im Kreuzungsbereich zu einer erheb-
lichen Unfallgefahr kommen wird. Deshalb 
muss auf der Landstraße L 302 zwischen den 
Bushaltestellen und der Abbiegung zum 
Schützenhaus eine 30er Zone eingerichtet 
werden. Im Kreuzungsbereich zwischen der 
Straße „In der Allwies" und der Einmündung 
zum Fachmarktzentrum sollte eine Ampelan-
lage mit Fußgängerüberweg installiert wer-
den. Wir fordern außerdem eine permanente 
Verkehrsüberwachung der 30er-Zone durch 
einen stationären Blitzer. 
 
Die Straße „In der Allwies" muss für den 
Durchgangsverkehr als Sackgasse deklariert 
und mit einer Schranke am Ende der Straße 
gesperrt werden. Diese Sackgassenregelung 
könnte bei Fußballspielen für den abfließen-
den Verkehr zeitweise aufgehoben werden. 
Auch eine Zufahrt für Feuerwehr und Ret-
tungsdienste könnte man mit einer „Schlüssel-
lösung" gewährleisten. 
 
Fußläufige Anbindung 
 
Auf der Seite des geplanten Fachmarktzent-
rums sind weder ein Fußgängerweg, eine 
Fahrradspur, noch ein Fußgängerüberweg be-
rücksichtigt. Wie sieht hier die zukünftige Pla-
nung aus? 

ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die neu entstehende Kreuzung wurde in 
einem eigenen Verkehrsgutachten hin-
sichtlich ihrer Leistungsfähigkeit unter-
sucht. Dieses Gutachten kommt zu folgen-
dem Ergebnis: 
 
„Die vorfahrtgeregelte Parkplatzanbin-
dung an die L 302 Schloßstraße weist an-
hand den Simulationsergebnissen die da-
für erforderliche Leistungsfähigkeit auf. 
Die Parkplatzausfahrt in Richtung L 302 
Schloßstraße kann als Mischspur betrieben 
werden. 
 
Alternativ zu einer Mischspur kann die 
Parkplatzausfahrt auch mit getrenntem 
Fahrstreifen für den Rechtseinbieger und 
einem Mischfahrstreifen (geradeaus und 
links) angelegt werden.  
 
Die geplante Parkplatzanbindung an die L 
302 Schloßstraße erfolgt gegenüber der 
bestehenden Anbindung der Straße „In der 
Allwies“. Demzufolge ist die heutige Ein-
mündung (L 302 Schloßstraße / In der All-
wies) in eine vorfahrtgeregelte Kreuzung 
umzubauen.  
 
Die Fahrbahn der L 302 Schloßstraße weist 
in Höhe der geplanten Parkplatzanbindung 
durch die vorhandenen Linksabbiegestrei-
fen der dortigen Knotenpunktfolge bereits 
die für die Anlage eines Linksabbiegestrei-
fens erforderliche Breite auf. Die Anlage ei-
nes Linksabbiegestreifens für die geplante 
Parkplatzanbindung kann anstelle der 
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Wie sollen die „Kundinnen und Kunden" aus 
Richtung Hierscheid fußläufig das Fachmarkt-
zentrum erreichen? Müssen/sollen diese dann 
über den schmalen Seitenstreifen an der Land-
straße L 302 entlang gehen oder Ist In Rich-
tung Hierscheid ein Fußgängerweg geplant? 
  
5.5.2 Festsetzungen zur Umsetzung 
der Verkehrskonzeption 
 
Im räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes wird für die Sondergebiete SO 1, 
SO 2 und SO 3 ein Ein- und Ausfahrtsbereich 
zur Schloßstraße festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

heutigen Sperrfläche realisiert werden. Be-
dingt durch den Umfang der Demarkie-
rungs- und Neumarkierungsarbeiten 
(Schmalstriche, Pfeile, Wartelinien) wird 
innerhalb des Maßnahmenbereiches eine 
Erneuerung der Asphaltdeckschicht als er-
forderlich angesehen.  
 
Im Rahmen des Knotenumbaus wird auch 
eine Ertüchtigung der vorhandenen Que-
rungsstelle im Zuge der L 302 Schloßstraße 
sowie die Anlage eines Gehweges entlang 
des Marktgeländes empfohlen. 
 
Die Gemeinde Eppelborn geht daher von 
einer verkehrssicheren Ausbildung der 
Kreuzung aus, deren Gestaltung auch eng 
mit dem LfS abgestimmt werden muss. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
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Die Ein- und Ausfahrt für den Anlieferverkehr 
von der Bundesstraße B 10 durch die Schloß-
straße ist unserer Ansicht nach ebenfalls prob-
lematisch. Laut Beschilderung an der Einfahrt 
zur Schloßstraße darf das Gewicht für Fahr-
zeuge „über 2,8 t" nicht überschritten werden. 
Ole Tragfähigkeit der Brücke Ober den Wies-
bach sowie die enge Straßenführung mit teil-
weise schmalen Gehwegen in der Schloß-
straße sind für den zu erwartenden Schwer-
lastverkehr und ein noch höheres Verkehrs-
aufkommen nicht ausgelegt. Es wird an der 
Ampelanlage im Ortszentrum zu zusätzlichen 
Verkehrsbeeinträchtigungen infolge von Stau-
bildung und erhöhten Emissionen kommen. 
 
 
 
5.6.2 Abwasserentsorgung 
 
Für das Plangebiet Ist eine getrennte Entwäs-
serung von Schmutz- und Niederschlagswas-
ser vorgesehen. 
 
Führung von Ver- und Entsorgungsanlagen 
und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
 
Das Schmutzwasser (häusliches Abwasser) ist 
der Ortskanalisation Eppelborn zuzuleiten. 
 
Die Abwasserrohre durch die Schloßstraße 
sind aus unserer Sicht für die zusätzlichen 
Wassermengen nicht ausgelegt und veraltet. 
 
Das unbelastete Oberflächenwasser ist davon 
getrennt zu erfassen und dem Hierscheider 
Graben zuzuleiten. Für das darüber hinaus an-
fallende Niederschlagswasser ist innerhalb 

Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
Ansonsten prüft die Gemeinde die Vor-
schläge zur Verbesserung der fußläufigen 
Anbindung des Plangebietes. Diese kann 
aber im Bebauungsplan nicht verbindlich 
geregelt werden. 
 
Zur Situation in der Schloßstraße heißt es 
im Verkehrsgutachten: 
 
„Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen und Entwässerung 
wurde mittlerweile gutachterlich geprüft. 
Ein ausreichend großes Regenrückhalte-
becken wird unter den Stellplatzflächen 
vorgesehen.  
 
Hierzu heißt es im Gutachten: 
 
„Nach den Ergebnissen der Bemessung ist 
für das Bauvorhaben Einkaufzentrum 
„Hierscheidergraben“ mit einem Rückhalt-
volumen - je nach finaler Festlegung der 
Jährlichkeit - zwischen 404 [m³] und 843 
[m³] zu planen. Zur Veranschaulichung ei-
nes Flächenbedarfes für ein Rückhaltebe-
cken innerhalb der Parkplatzfläche wurde 
das erforderliche Rückhaltevolumen des 
10-jährlichen Ereignisses mit V = 507 m³ 
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des Plangebietes eine entsprechend dimensi-
onierte Rückhaltung vorzusehen. 
 
Gibt es zur anfallenden Niederschlagsmenge 
noch keine Berechnungen bzw. Schätzungen? 
Wo ist diese Rückhaltung geplant und wie soll 
diese aussehen? 
 
Das Plangebiet ist gemäß Angabe der Ge-
meinde durch Starkregen gefährdet. 
 
Der verrohrte „Hierscheider Graben" wird un-
ter der Landstraße L 302 In einen offenen Gra-
ben abgeleitet. 
 
Bei heute schon mehrmals aufgetretenen 
Starkregenereignissen (letztmalig 2018) 
wurde das Feldwasser über die Landstraße ge-
spült und ergoss sich in die Straße „In der All-
wies". 
 
Das unbelastete Oberflächenwasser (Dach- 
und Hofwasser) soll dem „Hierscheider Bach" 
zugeleitet werden. 
 
Wenn nun auch noch angestautes Wasser aus 
dem geplanten Wasserrückhaltebecken bei 
Starkregen in den „Hierscheider Graben" ab-
geleitet werden muss, wäre eine Überlastung 
des „Hierscheider Bach" sowie des „Wies-
bach" wahrscheinlich. Es käme wahrscheinlich 
wieder zu Überflutungen des Sportplatzes, der 
Grundstücke in der Schloßstraße sowie der 
Ortsmitte (wie 2018). 
 
Eine Überflutung des Wohngebietes, In der 
Allwies", infolge der geplanten Baumaß-
nahme, ist bei Starkregenereignissen wahr-
scheinlich und wurde im Bebauungsplan nicht 
in Betracht gezogen. 
 
Wir fordern daher eine eingehende und fach-
gerechte Prüfung der Überflutungsschutz-
maßnahmen. 
 
6.5.2 Auswirkungen auf streng und 
besonders geschützte Arten Artenschutz-
rechtliche Vorprüfung 
 
Fledermausfauna 
 
Im Bebauungsplan steht, dass ein Vorkom-
men von Fledermausarten auszuschließen Ist. 

dargestellt. Die Entleerungs-/Drossellei-
tung mit Querung der Landstraße L 302 
und Einleitung in den „Hierscheidgraben“ 
wurde informativ dargestellt. Eine genaue 
Planung (Dimensionierung, Lage, Höhe, 
Bauverfahren zur Kreuzung der L302) kann 
erst in den weiteren Planungsphasen nach 
Festlegung und Berücksichtigung von wei-
teren Detailinformationen zu Planungshö-
hen und Bodenkennwerten erfolgen.“ 
 
Dies führt gegenüber der jetzigen Situa-
tion zu einer deutlichen Verbesserung bei 
Starkregenereignissen. U.a. heißt es im 
Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht und der darin enthalte-
nen artenschutzrechtlichen Prüfung wird 
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Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass im 
Plangebiet auch Fledermäuse vorkommen. 
Die nachtaktiven Fledermäuse können in der 
Dämmerung regelmäßig beobachtet werden. 
In unserer Straße sind mehrere Häuser mit Fle-
dermauskästen ausgestattet. Ein Haus wurde 
sogar mit einer „Grünen Hausnummer" aus-
gezeichnet. 
 
Also sollte dieses Thema nicht einfach so ab-
getan werden, zumal das Planungsgebiet di-
rekt an ein Landschaftsschutzgebiet angrenzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.5.3 Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit 
 
Im Bebauungsplan ist angegeben, dass auf-
grund der Lage des Einkaufzentrums zu den 
angrenzenden menschlichen Nutzungen 
(Wohnsiedlung) davon auszugehen ist, dass 
es zu Beeinträchtigungen durch Lärm (Ver-
kehr und Anlieferung) kommen wird. 
 
Sollte das Fachmarktzentrum an dieser Stelle 
realisiert werden, fordern wir Sie dazu auf, auf 
die direkten Anwohner*innen Rücksicht zu 
nehmen, d.h. dass die Öffnungszeiten strikt 
einzuhalten sind, die notwendigen Lärm-
schutzvorkehrungen getroffen und auch ein-
gehalten werden müssen. 
 
Die Zufahrt zum Fachmarktzentrum muss 
abends von 20.00 Uhr bis morgens um 06:00 
Uhr gesperrt werden, damit außerhalb der 
Öffnungszeiten auf dem Gelände keine Partys 
und andere Aktivitäten stattfinden können. 
Die Außenbeleuchtungen, die Werbeanlagen 

zu den Fledermäusen ausgeführt, dass in-
nerhalb des Plangebietes keine alten, 
wertgebenden Laubgehölze vorhanden 
sind. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermausvorkommen handelt es sich 
vermutlich überwiegend im Zwergfleder-
mäuse. Die Zwergfledermaus ist wohl die 
anpassungsfähigste unserer Fledermaus-
arten. Sie ist sowohl in der Kulturland-
schaft einschließlich der Alpen als auch in 
Dörfern und in Großstädten zu finden und 
nutzt hier unterschiedlichste Quartiere 
und Jagdhabitate. Im Rahmen der Umwelt-
prüfung sowie der Artenschutzprüfung der 
Stufe 1 haben sich keine Anhaltspunkte für 
Fledermausvorkommen im Plangebiet und 
der relevanten Umgebung ergeben. Auch 
aus der Stellungnahme des LUA ergab sich 
hierauf kein Hinweis. Ein Verstoß gegen 
den § 44 BNatschG kann daher sicher aus-
geschlossen werden. 
 
 
Siehe hierzu die Stellungnahme oben zu 
4.3.1 Immissionsschutz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
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und Werbepylonen auf den Gebäuden sowie 
auf der Parkfläche müssen ebenfalls in diesem 
Zeitraum ausgeschaltet werden (Lichtver-
schmutzung und Energieverschwendung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Außerdem muss der Backshop mit Bistrobe-
reich in dem geplanten Edekamarkt an Sonn- 
und Feiertagen geschlossen bleiben. Das wäre 
dann der einzige Tag in der Woche, an dem 
die direkt betroffenen Anwohner*innen kei-
ner Lärmbelästigung wie an den Wochenta-
gen ausgesetzt werden. 
 
Wir rechnen während der Anlieferzeiten mit 
einer erhöhten Lärmbelästigung durch Last-
wagen, die Frischegut und Tiefkühlkost brin-
gen. Lastwagen, LKW bis 7,5 t und auch Sprin-
ter für Tiefkühlkost und Frischegut (Wurst- 
und Fleischwaren! Salate und Fertiggerichte! 
Molkereiartikel, etc.) sind in der Regel mit 
Kühlaggregaten ausgestattet, die ununter-
brochen laufen und einen enormen Lärm ver-
ursachen. Außerdem entstehen beim Ando-
cken an die Laderampen Hupgeräusche durch 
das Rückwärtsfahren der Lastwagen und 
Kleintransporter. 
 
Es ist im Bebauungsplan keine Rede von der 
geplanten Anzahl der Anlieferungen. Dass der 
Drogeriemarkt vielleicht einmal in der Woche 
mit einem Sattelzug beliefert wird, leuchtet 
uns ja ein. Jedoch werden der Edekamarkt so-
wie der Discounter mehrmals wöchentlich, 
wenn nicht sogar täglich, mit Frischegut belie-
fert. 
 
Gibt es zu der Anzahl der täglichen Anlieferun-
gen schon verlässliche Zahlen? Ab welcher 

Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
 
 
 
Fragestellungen der Anlieferung wurden, 
wie oben beschrieben, im Lärmgutachten 
mitberücksichtigt. 
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Uhrzeit werden die Anlieferungen stattfin-
den? 
 
Wie sind die Öffnungszeiten der Einkaufs-
märkte? 
 
6.6 Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung 
 
Laut Bebauungsplan verbleibt ein rechneri-
sches Defizit von 88.666 Ökopunkten. 
 
Um die fehlenden Ökopunkte auszugleichen, 
müssen entsprechende Maßnahmen ergriffen 
werden. Wie sollen die Eingriffe in Natur und 
Landschaft ausgeglichen und kompensiert 
werden sollen? 
 
6.9 Maßnahmen zur Überwachung der er-
heblichen Umweltauswirkungen 
 
Im Planungsentwurf ist die Rede von erhebli-
chen Umweltauswirkungen. Die Gemeinde ist 
verpflichtet, die erheblichen Umweltauswir-
kungen, die aufgrund der Durchführung der 
Bauleitpläne eintreten, zu überwachen, um 
insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen zu ermitteln und in der Lage zu 
sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen (§ 4c BauGB). 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan soll sich die 
Überwachung hierbei auf die erheblichen und 
nicht genau vorhersehbaren Auswirkungen 
konzentrieren. Da sich die Auswirkungen der 
vorliegenden Planung aufgrund der Art und 
Nutzung gut abschätzen lassen, sind Überwa-
chungsmaßnahmen nicht erforderlich. 
  
Mit diesem Passus im Bebauungsplan sind wir 
nicht einverstanden, da hier aus unserer Sicht 
Gesetze ausgehebelt und nicht beachtet wer-
den. Wenn eine Überwachung notwendig ist, 
sollte die Gemeindeverwaltung Eppelborn das 
auch tun. Nur, wer soll in unserer Gemeinde 
diese Tätigkeit übernehmen? Oder wird diese 
Aufgabe dann extern vergeben? Damit würde 
der Steuerzahler das geplante Bauvorhaben 
subventionieren. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Nach aktuellem Kenntnisstand soll der 
ökologische Ausgleich durch den Erwerb 
von Ökopunkten aus einem sogenannten 
Ökokonto ausgeglichen werden. Auszu-
gleichen sind allerdings laut Eingriffs-Aus-
gleichs-Bilanz 75.511 Punkte 
 
 
 
 
 
 
Auch im Planverfahren wurden seitens der 
Behörden keine besonderen Überwa-
chungsmaßnahmen gefordert. Dass die 
Überwachung der Einhaltung der Festset-
zungen des Bebauungsplanes der Ge-
meinde und weiteren zuständigen Fachbe-
hörden obliegt, ist als Selbstverständlich-
keit in den Planunterlagen nicht ausdrück-
lich aufgeführt. 
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6.10 Zusammenfassung 
 
Laut Bebauungsplan widerspricht das Plan-
vorhaben den Zielen des Landschaftspro-
gramms des Saarlandes. 
 
Direkt angrenzend befindet sich ein Land-
schaftsschutzgebiet. Die Auswirkungen auf 
dieses Landschaftsschutzgebiet wurden bis-
her nicht berücksichtigt. 
 
 
Eine Ansiedlung eines dm-Marktes in Eppel-
born würden auch wir begrüßen, jedoch nur 
an einem Standort im Ortskern. 
 
Ein Fachmarktzentrum in dieser Größenord-
nung mit weit mehr als 3.000 m" Verkaufsflä-
che auf der „Grünen Wiese" ist heute nicht 
mehr zeitgemäß. Dadurch werden wertvolle 
Ressourcen verschwendet. Die Ackerfläche 
sollte entweder zum Anbau von Lebensmitteln 
oder als Blühwiese für Insekten erhalten blei-
ben. 
 
Geschäfte des täglichen Bedarfs in der Orts-
mitte werden auf Dauer nicht konkurrenzfä-
hig sein, sind für Menschen mit eingeschränk-
ter Mobilität nicht mehr erreichbar, und wer-
den schließen müssen. 
 
Die Entwicklung des Ortskerns wird damit ver-
hindert. Die Investitionen in die Renovierung 
des Marktplatzes sowie die Sanierung der Flä-
che der „alten Tankstelle“ wird nicht dazu bei-
tragen, die drohende Verödung der Ortsmitte 
zu verhindern. 
 
Durch die Folgen der Coronakrise, fortschrei-
tenden Klimawandel, demografischer Wan-
del, Ukrainekrieg, Lieferkettenengpässe und 
drohende Inflation wird es zu Kaufkraftverlus-
ten bei dem Bürger*innen kommen. 
„Einen Euro kann man nur einmal ausgeben". 
 
Wir hoffen, dass Sie sich mit unseren Proble-
men, Sorgen und Anmerkungen, nicht nur als 
direkt betroffene Anwohner, kritisch ausei-
nandersetzen werden.“ 
 

 
 
Das Landschaftsprogramm des Saarlandes 
legt für das Plangebiet als Ziel eine land-
wirtschaftliche Nutzfläche fest. 
 
Durch das Vorhaben kommt es zu keinen 
Auswirkungen auf den Schutzzweck des 
Landschaftsschutzgebietes. Daher wurde 
diese in den Unterlagen auch nicht er-
wähnt. 

 
Das neu erstellte Einzelhandelskonzept lei-
tet für die Realisierung eines Nahversor-
gungszentrums folgendes ab: 
 
„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
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Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
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Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Bezüglich der Auswirkungen auf den Orts-
kern wird hierin zudem festgestellt: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
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Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum und auch kein Ar-
beitsplatzverluste.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
F BÜRGER F JOACHIM SCHMIDT 

Auf drei Eichen 76 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 10.05.2022 
 
1. Ende 2019 ist das Klimaschutzgesetz in 

Deutschland in Kraft getreten. §13 des 
Gesetzes nimmt die Träger öffentlicher 
Aufgaben bei ihren Planungen und Ent-
scheidungen in die Verantwortung. 
Ebenso fordert das BauGB in §1 Abs. 5 
u.a., dass Bauleitpläne dazu beitragen 
sollen, den Klimaschutz und die Klimaan-
passung berücksichtigen müssen. Da für 
die Behandlung der Planungsfaktoren 
Luft und Klima keine bestimmte Behörde 
oder Stelle als Träger ö.B. speziell zustän-
dig ist, ergeben sich insbesondere, weil 
Luft und Klima allgegenwärtig sind, Be-
rührungspunkte für jedermann. 
 

2. Kein Augenmerk wird im Umweltbericht 
der Bodenschutzklausel des BauGB ge-
schenkt, die auf die Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Der Bebauungsplan beachtet die Vorga-
ben des Klimaschutz genauso wie alle an-
deren im Rahmen der kommunalen Abwä-
gung zu betrachtenden Aspekte und setzt 
sich auch im Umweltbericht mit den Aus-
wirkungen auf das Lokalklima auseinan-
der. Zudem lässt er im Rahmen seiner 
Festsetzungen ausdrücklich PV-Anlagen 
auf den Dachflächen zu. Die Errichtung von 
PV-Anlagen auf dem Dach wird auch sei-
tens des Vorhabenträgers angestrebt. 
 
 
 
 
 
Auch das Thema Bodenschutz wurde im 
Rahmen der Erstellung des Bebauungspla-
nes betrachtet. Gerade in der Alterna-
tivenprüfung wurden bevorzugt Flächen 
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(gleichwertiger Vergleich der alternativ 
diskutieren Standorte) und Beschränkung 
der Bodenversiegelung auf das notwenige 
Maß hinweist. Wörtlich heißt es im Ge-
setz: "Die Notwendigkeit der Umwand-
lung landwirtschaftlich. soll begründet 
werden; dabei sollen Ermittlungen zu den 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zu-
grunde gelegt werden, zu denen insbe-
sondere Brachflächen, Gebäudeleer-
stand, Baulücken und andere Nachver-
dichtungsmöglichkeiten zählen können." 

 
3. Die in der Begründung aufgezählten Pla-

nungsalternativen, mal mit Hinweis auf 
Eigentumsverhältnisse, - mal mit Kosten-
überschlägen, mal mit Hinweis auf Disco-
unterwünsche- lassen sich auf dieser Ba-
sis unzureichend vergleichen und in einem 
Für und Wider nicht seriös abwägen. Die 
Entscheidung für Standort 7 ist so nicht 
nachvollziehbar und wird keiner externen, 
unabhängigen Überprüfung standhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

untersucht, die bereits in großen Teilen 
versiegelt waren. Diese Alternativenprü-
fung wurde nun im Zusammenhang mit 
dem neu erstellten Einzelhandelskonzept 
für die Gemeinde Eppelborn noch einmal 
ergänzt und überarbeitet. Allerdings be-
stätigt die Alternativenprüfung auch die 
bisherigen Ergebnisse in Bezug auf Stand-
ort 7. 
 
Die einzige bodenschonendere Alternative 
wäre damit die Nullvariante. Diese kommt 
allerdings aufgrund des Versorgungsdefizi-
tes in Eppelborn und der Notwendigkeit 
als Grundzentrum, die Grundbedingungen 
der Daseinsvorsorge zu verbessern nicht in 
Betracht. Auch diese Erforderlichkeit ist 
gutachterlich belegt, wie die folgenden 
Aussagen aus dem Einzelhandelsgutach-
ten belegen: 
 
„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
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(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
 
Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
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4. Das Anliegen der klimagerechten Ge-
meindeentwicklung wurde ebenso durch 
die BauGB-Novelle 2011 durch das Gesetz 
zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in Städten und Gemeinden 
neu gefasst (Klimaschutzklausel). Danach 
ist den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen Rechnung zu 
tragen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen. Dar-
über soll sich die Gemeinde im Rahmen 
ihrer Planung bewusst sein. Demnach 
sind die Gemeinden zur Förderung des 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung 
verpflichtet (§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB) und 
müssen bei jedem geplanten Bebauungs-
plan prüfen, ob folgende Belange ausrei-
chend berücksichtigt wurden: 
 

• Reduzierung von Flächeninan-
spruchnahme und Verkehrsströ-
men 

• Förderung einer klimaschonen-
den Stadt- und Siedlungsstruktur 
("kompakte Stadt", Förderung 
von ÖPNV und Radverkehr) 

• Reduzierung von Neubau zur Ver-
meidung von Emissionen durch 
Rohstoffabbau, -verarbeitung, -
transport und Bauprozesse sowie 

Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Die Gemeinde Eppelborn ist der Auffas-
sung, dass der vorliegende Bebauungsplan 
der klimagerechten Gemeindeentwick-
lung entspricht. 
 
Ein wesentlicher Aspekt ist nach Auffas-
sung der Gemeinde Eppelborn dabei die 
Vermeidung von längeren Einkaufsfahrten 
in die Nachbarzentren. In Zukunft kann zu-
mindest ein Teil der Einkäufe wohnortnä-
her ohne lange Einkaufsfahrten und z.T. 
auch zu Fuß, mit dem Fahrrad oder dem 
Fahrrad gedeckt werden. Auch dies ver-
meidet den Ausstoß von Kohlendioxid als 
klimaschädliches Gas, welches bei Auto-
fahrten freigesetzt wird. 
 
 
 
 
Siehe oben 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
Der Neubau eines Einkaufszentrums ist 
aus den o.g. Gründen unabhängig vom 
Standort eines Einkaufszentrums in Eppel-
born unumgänglich. In bestehenden bauli-
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von prozessspezifischen Emissio-
nen (z. B. Zementproduktion), 
 

• Anpassung an topographische 
Gegebenheiten 
 
 
 
 

• Förderung von gebäude- und 
energieeinsparbezogenen Maß-
nahmen, z. B. Ausrichtung und 
Form der Gebäude, Wärmedäm-
mung, Verschattung sowie der 
Auswahl von Bauprodukten mit 
günstigen Ökobilanzen (sowohl 
bei öffentlichen Ausschreibungen 
als auch bei Gestaltungssatzun-
gen) 

• Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien (einschließlich der passiven 
Nutzung von Solarenergie) und 
Kraft-Wärme-Kopplung 

• Vorsorge gegenüber den Folgen 
des Klimawandels, z. B. Kaltluft-
schneisen und Durchgrünung. In 
der Planung steht der Klima-
schutz gleichwertig neben ande-
ren Belangen, die es abzuwägen 
gilt. 

 
5. Geht man weiterhin davon aus, dass Ge-

bäude, die heute gebaut werden für die 
nächsten 80 Jahre Bestand haben und be-
achtet, dass es Ziel der Bundesregierung 
ist, dass Deutschland spätestens ab 2050 
C02-neutral sein muss, so darf der Ab-
schnitt 6.2.4 „Klima und Lufthygiene“ als 
minimalistisch bezeichnet werden. Eine 
stärkere Gewichtung der Belange des Kli-
maschutzes sind zu diskutieren, abzuwä-
gen und bis hin zu Festsetzungen in der 
Satzung zum B-Plan bzw. Regelung im 
Vorhaben- und Erschließungsplan aufzu-
zeigen. 
 

6. Neben einer hohen Energieeffizienz ist 
die Versorgung mit erneuerbaren Ener-
gien - möglichst mit dem Einsatz von Spei-
chertechnologien eine Grundvorausset-
zung für zukunftsfähiges Bauen. Daher 
sollte die Energieversorgung auf der Basis 

chen Anlagen können die in Eppelborn be-
nötigten Nahversorgungseinrichtungen 
nicht untergebracht werden. 
Auch wenn es im Plangebiet topographie 
bedingt zu größeren Abgrabungen kom-
men muss, wird auf eine Einfügung des 
Einkaufszentrums in die umgebenden 
Strukturen ein großer Wert gelegt. 
 
Das Gebäude wird möglich klimaneutral 
errichtet (Bau im KFW 40 – Standard). Auf 
dem Dach ist eine PV-Anlage vorgesehen, 
Ladesäulen für E-Fahrzeuge wird es auf 
den Stellplatzflächen geben. 
 
 
 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
Mit der vorgesehenen Stellplatzbegrü-
nung und der Randeingrünung des Plange-
bietes werden die mit der Versiegelung 
verbundenen kleinklimatischen Änderun-
gen abgemildert. 
 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
 
 
 



VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN 
„HIERSCHEIDER GRABEN“ 

A R G U S  C O N C E P T  G e s e l l s c h a f t  fü r  L e b e n s r a u m e n tw i c k l u n g  m b H  
S e i t e  60 

erneuerbarer Energien erfolgen. C02-
Neutralität ist nur so erreichbar. 
 

7. Es wäre hilfreich, wenn Auswirkungsana-
lyse, Lärm- und Verkehrsgutachten vorlä-
gen. Diese ziehen mitunter weitgreifende 
Konsequenzen für das Vorhaben nach 
sich. 
 
 
 
 
 
 

8. Da die beiden Rumex-Arten crispus und 
hydrolapathum im näheren Bereich Vor-
kommen (hydro!.) bzw. auf dem Acker 
(crispus) verzeichnen ist, wie es im Um-
weltbericht heißt „ein Vorkommen des 
Feuerfalters nicht auszuschließen“. Um 
das gesetzliche Tötungsverbot auszu-
schließen ist im Falle der Bebauung eine 
Nachkartierung vor Zerstörung der Ru-
deralflur vorzunehmen und ein Vermei-
dungskonzept den Naturschutzbehörden 
vorzulegen.“ 

 
 
 
Es ist üblich, dass im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung noch nicht alle Fachgut-
achten vorliegen. Vielmehr ist es Aufgabe 
des ersten Beteiligungsschrittes, Umfang 
und Detaillierungsgrad möglicher Fachgut-
achten in Abstimmung mit den Fachbehör-
den zu klären. Für die nun anstehende öf-
fentliche Auslegung liegen nun alle Fach-
gutachten vor und werden der Öffentlich-
keit auch zugänglich gemacht.  
 
Im Gebiet der Ill wird der Große Feuerfal-
ter seit dem Jahr 2000 beobachtet; dort 
tritt er als feuchteliebende Pionierart in al-
len nicht zu intensiv genutzten Bach- und 
Flussauen auf. Aufgrund des Vorkommens 
von Rumex-Arten als typische Futter-
pflanze des Feuerfalters wurde im Som-
mer 2022 stichprobenweise noch nach 
Imagines sowie Eiablagen an den 
Rumexarten im Plangebiet gesucht. Nach-
weise der Art gelangen hierbei aber nicht. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
G BÜRGER G BENNO HOLZER 

Zur Steinrausche 13 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 30.04.2022 
 
„Geschäfte dieser Art gibt es in der näheren 
Umgebung jede Menge, deshalb halte ich die-
ses Vorhaben für unsinnig, ins besonders in 
Hinblick auf die Zunahme der steigenden Ver-
siegelung von Naturflächen.“ 

 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Sicherlich gibt es in Eppelborn und auch 
außerhalb von Eppelborn Möglichkeiten 
des Einkaufs. Allerdings ist die Versor-
gungssituation in Eppelborn selbst defizi-
tär, so dass es Aufgabe der Gemeinde Ep-
pelborn hier Abhilfe zu schaffen. 
 
Für den damit verbundenen Eingriff in Na-
turflächen sind entsprechende ökologi-
sche Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
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H BÜRGER H JÜRGEN MARZELIN  

Schau ins Land, 15 
66571 Eppelborn-Hierscheid 

 
Schreiben vom 29.04.2022 
 
„Hier sind einige Gründe, die dagegen spre-
chen. Sie können diese gerne verwenden oder 
weiterleiten. 
 
Wir haben in Eppelborn einen Leerstand, von 
Geschäftsflächen der seit Jahren seines glei-
chen sucht. Das Grundstück des ehemaligen 
Markant Marktes und dem anschließenden 
Grundstück, auf dem sich die Autowerkstatt 
Ganster befand, das abgerissen wurde. Dann 
das alte Bauernhaus, das schon seit Jahren 
verfällt und an dem der Dachstuhl schon ein-
gebrochen ist. 
 
Wenn man diesen Platz vernünftig nutzen 
würde und den Besitzern oder Erben des Bau-
ernhauses sprechen und ein vernünftiges An-
gebot machen würde, hätte man eine Fläche 
für einen Neubau, die man den Gebäuden am 
Markt wunderbar anpassen könnte. 
 
Somit wäre es auch eine Aufwertung des Orts-
kerns am Markt von Eppelborn. Aber bis dato 
ist diese Fläche ein Schandfleck, für das Orts-
bild von Eppelborn. 
 
Des Weiteren ist schon seit Jahren das Gast-
haus Big Eppel geschlossen, in dem man wenn 
man durch die Scheiben blickt sieht, wie das 
Ungeziefer sich vermehrt und alles verkommt. 
 
Hier müsste auch unbedingt eine Lösung her, 
wie man es anders nutzen könnte, zumal bei 
dieser offenen Bauweise die Heizkosten in die 
Höhe schnellen. Kein Pächter, der vernünftig 
überlegt und wirtschaftet, tut sich das an. 
 
Es wäre genug Fläche für neue Gebäude vor-
handen, die für unsere Bürger, Gäste und 
Stadtbummler Eppelborn wieder interessant 
machen würde und nicht nur für den Konsu-
menten. Wir hätten einen richtig schönen 
Marktplatz, der zum Verweilen einladen 
würde, was auch der Gastronomie zugute-
kommt. 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
Im Vorfeld der Planung hat sich die Ge-
meinde insgesamt mit sieben möglichen 
Standorten auseinandergesetzt, die alle-
samt im Ortszentrum oder am Rande des 
Ortszentrums liegen und z.T. sich auch 
über Flächen erstrecken, die bereits bauli-
che genutzt sind oder in der Vergangen-
heit baulich genutzt wurden. Darunter wa-
ren auch Flächen oder Teilflächen der Be-
reiche, die seitens des Bürgers angespro-
chen wurden. 
 
Diese Alternativenprüfung kam zusam-
menfassend zu folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
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Aber man plant lieber eine weitere zukünftige 
BAURUINE, genau wie der alte Markant 
Markt, oder der Penny Markt, der seit Jahren 
leer gestanden hat und jetzt von der Post ge-
nutzt wird. 
 
Wenn es den Großkonzernen nicht mehr am 
Hierscheider Graben gefällt, nicht mehr zu-
sagt oder die Investition abgeschrieben ist 
und man sich nach einem anderen Standort 
umsieht, haben wir eine weitere BAURUINE in 
Eppelborn, Hauptsache es hat Geld in die Kas-
sen von Eppelborn gespült. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch wird es zu einer starken Verkehrsbelas-
tung In der Humes bis in die Schloßstraße 
kommen, dies ist schon die ganze Zeit der Fall, 
da die Abfahrt Eppelborn von Saarbrücken 
kommend immer noch gesperrt ist und alle 
über die L141 Humeskreuz fahren. 
 
Wenn der Fachmarkt am Hierscheider Graben 
entstehen würde, wäre es egal ob die Abfahrt 
Eppelborn gesperrt wäre oder nicht. 
 
Dann wäre der Anreiz größer wie bisher, durch 
Humes und Hierscheid zu fahren, da man noch 
schnell durch die genannten Orte zum Einkauf 
in dieses Fachmarktzentrum fahren würde. 

Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen. Aufgrund 
der Lage unmittelbar im Ortszentrum von 
Eppelborn kommt der Fläche eine beson-
dere städtebauliche Bedeutung zu. Damit 
verbunden sind höhere Ansprüche an die 
architektonische und städtebauliche Qua-
lität einer Neubebauung auf diesem Areal. 
Ein einzelner Drogeriemarkt mit den erfor-
derlichen Stellplätzen erfüllt diese Ansprü-
che nicht. Der Markt müsste in eine mehr-
geschossige Bebauung im Erdgeschoss in-
tegriert werden. Allerdings ist die Fläche 
nicht groß genug, um alle erforderlichen 
Stellplätze für den Markt und die übrige 
Bebauung hier unterbringen zu können. 
Diese Lösung scheidet daher auch aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Auch das Thema Verkehrsbelastung war 
Gegenstand eines weiteren Gutachtens. 
Hier heißt es im Ergebnis: 
 
Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen. 
In Bezug auf die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
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Die Verkehrsbelastung würde explodieren, 
auch durch die anliefernden LKW. Überlegen 
Sie genau was Sie Eppelborn und seinen Bür-
gern damit antun würden. 
 
Ich denke, die nächsten Bürgermeister Wah-
len kommen bestimmt und man sollte sich gut 
überlegen, ob man dann noch im Amt ist, 
wenn man das Bauvorhaben durchdrückt“ 

 
 

wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

I BÜRGER I JULIA MONTEMAYOR 
Talstraße 29 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 10.05.2022 
 
„ich spreche mich gegen dieses Projekt aus 
und hoffe, dass die Realisierung gestoppt wer-
den kann. Dafür habe ich mehrere Gründe: 
 
- Eine Ansiedlung dieses Supermarkt-Pro-

jekts am Ortsrand hätte negative Folgen 
für den Ortskern, der bereits jetzt durch 
viele Brachflächen und unschöne Ecken 
negativ auffällt, gerade im direkten Ver-
gleich mit Nachbargemeinden, die hier in-
novativer und vor allem nachhaltiger zu 
sein scheinen. Ich halte es für absolut 
nicht sinnvoll und v.a. nicht zeitgemäß, 
Discounter an den Ortsrand zu setzen (da-
für gibt es ja zahlreiche Gutachten und 
Studien, die dies belegen), zumal Eppel-
born ein Ort ist, der sich leider durch Ab-
wanderung und Landflucht auszeichnet. 
Neue Discounter sind daher schlicht nicht 
erforderlich, wenn die Bevölkerung 
schrumpft. Ich hatte bisher nie das Gefühl, 

  
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
Im Vorfeld der Planung hat sich die Ge-
meinde insgesamt mit sieben möglichen 
Standorten auseinandergesetzt, die alle-
samt im Ortszentrum oder am Rande des 
Ortszentrums liegen und z.T. sich auch 
über Flächen erstrecken, die bereits bauli-
che genutzt sind oder in der Vergangen-
heit baulich genutzt wurden. Darunter wa-
ren auch Flächen oder Teilflächen der Be-
reiche, die seitens des Bürgers angespro-
chen wurden. 
 
Diese Alternativenprüfung kam zusam-
menfassend zu folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
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dass mir in Eppelborn Supermärkte feh-
len, dafür aber sehr wohl eine Begrünung, 
eine schöne Gestaltung der Ortsmitte, die 
Schaffung von Angeboten für junge Fami-
lien, die Einrichtung von Cafes und kleinen 
Lädchen. Vollsortimenter gibt es genug. 
Und wenn es um DM geht - sicher fände 
sich im Ortskern eine Fläche, z.B. hinter 
dem Big Eppel oder am Güterbahnhof. 
 

- Eppelborn hat eine eher alternde Bevölke-
rung, für die eine Ansiedlung am Ortsrand 
negative Folgen hätte, da diese nicht 
mehr so leicht erreichbar wäre. Es ist frag-
lich, ob Wasgau überleben würde, wenn 
es zur Realisierung dieses Projekts 
kommt. Die Bewohner des Seniorenheims 
z.B. können nicht auf die (dann nicht 
mehr) grüne Wiese kommen, während sie 
Wasgau und Aldi momentan in unmittel-
barer Nähe haben, was absolut Sinn 
macht. 
 

- Das Konzept überzeugt mich nicht: Was 
soll daran neu sein? Ein weiterer Super-
markt? Was ist da interessant dran, was 
es in Eppelborn bisher noch nicht gibt (au-
ßer DM)? Es sollten attraktive Neu-Ange-
bote in der Ortsmitte geschaffen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet. 
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen. 
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
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Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Zum Thema Verödung des Ortszentrums 
wurde eine landesplanerische und städte-
bauliche Verträglichkeitsuntersuchung 
durchgeführt. Diese kommt zusammenge-
fasst zu folgendem Ergebnis: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 
 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
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- Ich möchte nicht, dass weitere Flächen in 
unserer Gemeinde versiegelt werden. Dies 
ist weder optisch ansprechend (gerade bei 
der Einfahrt in den Ort aus Hierscheid 
kommend), noch ist das ökologisch sinn-
voll. Ich wünsche mir, dass meine Kinder 
die Natur um Eppelborn noch genießen 
können.  
 
Eine Versiegelung dieser großen Fläche 
trägt zur Verschlechterung der Situation 
der Wohngebiete um den Allwies-Bereich 
bei. Wir haben gesehen, welche furchtba-
ren Auswirkungen Starkregenereignisse in 
unserer Gemeinde in den letzten Jahren 
hatten, gerade in der Allwies, am Sport-
platz, in der Schlossstraße. Hier sollte kein 
Risiko eingegangen werden. Nicht nur für 
die Anwohner und die kommenden Gene-
rationen, auch für die Tierwelt in diesem 
an den Wald angrenzenden Gebiet hätte 
eine Großbaumaßnahme und Versiege-
lung sehr negative Folgen. 
 
 

Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum. 
 
Im Rahmen der oben zusammengefasst 
dargestellten Alternativenprüfung wurden 
auch Flächen untersucht, bei denen es zu 
einer nur geringen Flächenversiegelung 
gekommen wäre. Diese erwiesen sich aber 
als ungeeignet. Aus diesem Grund sieht 
die Gemeinde Eppelborn keine aus Sicht 
des Bodenschutzes günstigere Fläche in-
nerhalb des Gemeindegebietes. 
 
Für den Eingriff in den Boden und die da-
rauf vorhandenen Biotoptypen muss ein 
entsprechender ökologischer Ausgleich 
erbracht werden. 
 
 
 
 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
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- Ich befürchte weiterhin eine große Fein-
staub-, Abgas- und Lärmbelästigung für 
die Anwohner im besagten Gebiet. LKWs 
müssen durch das Nadelöhr Schlossstraße 
oder Hierscheid kommen, es werden viele 
PKWs zum Supermarkt kommen, etc. Die 
Autos würden durch die Wohngebiete 
Drei Eichen und Allwies fahren, wo viele 
Kinder wohnen und wo jetzt schon viel zu 
schnell gefahren wird. Der Betonklotz in 
der Allwies bringt da im Übrigen nicht viel. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Zum Thema Lärm wurde durch den SGS 
TÜV Saar ein schalttechnisches Gutachten 
erstellt. Dieses berücksichtigt die Ge-
räuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
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Auch die Geräusche des An- und Abfahrts-
verkehrs auf den umliegenden öffentli-
chen Straßen in einem Abstand von bis zu 
500 m um das Betriebsgrundstück wurden 
entsprechend der TA Lärm berücksichtigt. 
Maßnahmen organisatorischer Art müs-
sen laut TA Lärm nur ergriffen werden, 
wenn: 
 
- die Verkehrsgeräusche den Beurtei-

lungspegel der Verkehrsgeräusche für 
den Tag oder die Nacht rechnerisch 
um mindestens 3 dB(A) erhöhen  

- keine Vermischung mit dem übrigen 
Verkehr erfolgt ist und 

- die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) erstmals oder weitergehend 
überschritten werden.  

 
Die einzelnen Kriterien gelten hierbei ku-
mulativ. 
 
Zum Verkehrslärm heißt es dann im Lärm-
gutachten: 
 
Aus einer Steigerung der Verkehrsmenge 
um maximal 29% (Anmerkung: Spitzen-
stunde am Nachmittag) bei einem vermin-
derten Lkw-Anteil berechnet sich gemäß 
RLS-90 eine zu erwartende Steigerung der 
Verkehrsgeräusche um weit weniger als 3 
dB(A).  
 
Die drei o.g. Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA 
Lärm werden somit nicht kumulativ erfüllt.  
Maßnahmen organisatorischer Art zur 
Verminderung der Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen sind im Zuge der geplanten Errich-
tung der Einzelhandelsmärkte daher nicht 
erforderlich. 
 
Grundsätzlich gilt, dass eine Verkehrszu-
nahme auch zu einer Erhöhung der 
Feinstaubbelastung führt. Damit kann die 
Gemeinde Eppelborn zunächst nicht aus-
schließen, dass mit der oben beschriebe-
nen Verkehrszunahme auch die Feinstaub-
belastung in den angrenzenden Straßen 
zunimmt. Aufgrund der allerdings insge-
samt eher geringen Verkehrsmenge von 
zukünftig ca. 6.250 Fahrzeugen auf der L 
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302 Schloßstraße im ländlich geprägten 
Eppelborn ist daher nicht mit einer unzu-
mutbaren Feinstaubbelastung zu rechnen. 
Hinzu kommt, dass aufgrund der starken 
Zunahme der E-Mobilität in den nächsten 
Jahren mit einem Rückgang der verkehrs-
bedingten Feinstaubemissionen zu rech-
nen ist. 
 
Auch das Thema Verkehrsbelastung war 
Gegenstand eines weiteren Gutachtens. 
Hier heißt es im Ergebnis: 
 
Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen. 
In Bezug auf die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
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- Weiterhin wird es zu einer Lichtver-
schmutzung durch die Beleuchtung der 
Anlage kommen, dies wird Anwohner und 
Tiere stören. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Sollten diese ganzen Argumente nicht 
ausreichen, um dieses Projekt zu stoppen, 
möchte ich, dass wirksame Maßnahmen 
getroffen werden, um die Negativfolgen 
für Anwohner und Flora und Fauna so ge-
ring wie möglich zu halten (Beleuchtung 
nachts ausschalten, keine Öffnung der Bä-
ckerei Sonntags, Beschränkung des Park-
platzes, um nachts Ansammlungen zu ver-
meiden, Verkehrsberuhigung der Zufahrt 
und Verlegung so weit weg wie möglich 
von den Wohngebieten, fest installierte 
Blitzer, ein ausreichend großes Auffang-
becken für Starkregen, der sonst ungehin-
dert über die versiegelte Fläche schießen 
würde, einen Lärmschutzzaun, etc.). 
 
 
 
 
 
 
 
 

für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zu den genannten Maßnahmen: 
 
- Beleuchtung nachts ausschalten: siehe 

Lichtverschmutzung 
- Keine Öffnung sonntags: Ein Sonntags-

verkaufsverbot für Backwaren ist aus 
lärmtechnischen Gründen nicht erfor-
derlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisier-
bar. 

- Beschränkung Parkplatz nachts: Der 
Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsäch-
lich genutzt wird. Bei einer uner-
wünschten nächtlichen Nutzung wird 
er diese durch geeignete Maßnahmen 
unterbinden. 

- Verlegung Einfahrt: Eine Verlegung 
der Einfahrt des Fachmarktzentrums 
ist aus Gründen der Verkehrssicher-
heit (viele Ein- und Ausfahrten auf der 
Landstraße in kurzen Abständen) nicht 
möglich. Eine Kreuzungslösung, wie im 
Bebauungsplan vorgesehen, ist einer 
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- Dies alles wird jedoch die Verschandelung 
und Zerstörung der Landschaft nicht mehr 
gutmachen können. Ich hoffe, dass nicht 
in einigen Jahren ein nicht notwendiger 
und überdimensionierter Einkaufspark die 
Zerstörung der Umwelt verursacht hat 
und am Ende für eine schrumpfende Ge-
meinde kein Bedarf da ist! 
 

- Ich betone noch einmal: Viel sinnvoller er-
scheint mir eine kreative Neugestaltung 
des Ortskerns, die Ansiedlung neuer und 
attraktiver und wirklich anderer Angebote 
mit Mehrwert, auch für die jüngeren Ge-
nerationen im Zentrum; ggf. sinnvoll 
könnte die Ansiedlung eines Marktes in 
den Ortsteilen Eppelborns sein, die mo-
mentan gar keine Einkaufsmöglichkeit 
mehr haben (z.B. Humes, Hierscheid, Hab-
ach, Dirmingen,). 

 
Bitte überdenken Sie dieses Projekt, es wird 
faktisch einfach nicht gebraucht und es scha-
det Mensch, Umwelt und Tier. Ich wünsche 
mir für meine Gemeinde andere Ideen, ein an-
deres Engagement und andere Angebote als 
den 10. Supermarkt auf einer Grünfläche am 
Ortsrand, während der Ortskern weiter ver-
gammelt.“ 
 

Lösung mit mehreren versetzten Ein- 
und Ausfahrten immer vorzuziehen. 

- Blitzer: Verkehrsrechtliche Anordnun-
gen sind einer Festsetzung im Bebau-
ungsplan nicht zugänglich und zur Ein-
haltung der Immissionsrichtwerte 
nicht erforderlich. Außerhalb dieses 
Verfahrens wird die Ortspolizeibe-
hörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrs-
behörde prüfen, inwieweit mit der Re-
alisierung des Marktes weitere ver-
kehrsrechtliche Anordnungen erfor-
derlich werden. Etwaige straßenver-
kehrsrechtliche Ansprüche der be-
troffenen Anlieger werden durch den 
Bebauungsplan nicht berührt. 

- Auffangbecken: siehe oben bei Stark-
regen 

 
Siehe Ausführungen oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Ausführungen oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Ausführungen oben 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
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J BÜRGER J KATHARINA RIES 

Am Markt 11 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 12.05.2022 
 
„ich halte die Erschließung und Versiegelung 
neuer Flächen in Eppelborn für den falschen 
Ansatz bei der Entwicklung der Gemeinde. Zu 
einem wird Lebensraum für Tiere und Insek-
ten unwiederbringlich zerstört, zum anderen 
haben wir einen großen Bedarf im Ortskern, 
die bereits versiegelten Flächen und die da-
rauf stehenden zerfallenen Gebäude neu auf-
zubauen. Das von der Gemeinde vorgeschla-
gene Projekt steht dem prognostizierten Be-
völkerungsschwund im Saarland, auch in Ep-
pelborn, entgegen. Die Annahme, dass Syner-
gien entstehen, die die Kaufkraft steigern, 
halte ich für eine falsche Schlussfolgerung, die 
bereits in Studien widerlegt wurden - Stich-
wort Donateffekt. Man muss bedenken, dass 
die Kaufkraft durch einen weiteren Markt 
nicht gesteigert wird, sondern sich verlagert - 
in diesem Fall vom Ortskern abgezogen wird 
und in das sog. Fachmarktzentrum abwan-
dert. Ich schlage einen ganzheitlichen Ansatz 
für die Ortsentwicklung vor, ein Ansatz der 
Mensch und Natur und den Herausforderun-
gen der Zukunft gerecht wird. Solche ganz-
heitlichen Projektideen werden dann auch 
dadurch Strukturmittel gefördert, die die Ge-
meinde Eppelborn dringend braucht. Hier 
sind die Städte Homburg und St. Ingbert aber 
auch die Nachbargemeinde lllingen positiv zu 
nennen. Eppelborn sollte diesen Ehrgeiz ha-
ben“ 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Zur Einschätzung der aktuellen Einzelhan-
delssituation in der Gemeinde Eppelborn 
wurde aktuell (Februar 2023) ein neues 
Einzelhandelskonzept erarbeitet. Dieses 
kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Dem in der Gemeinde Eppelborn vorhan-
denen einzelhandelsrelevanten Kaufkraft-
potenzial von rund 110 Mio. Euro steht ein 
geschätztes Jahresumsatzvolumen von 
rund 49 Mio. Euro gegenüber. Daraus 
ergibt sich eine Einzelhandelszentralität 
von 0,45 über alle Warengruppen. Per 
Saldo lässt sich also feststellen, dass nur 
weniger als die Hälfte des vorhandenen 
Kaufkraftpotenzials ausgeschöpft wird 
und deutliche Abflüsse zu verzeichnen sind. 
Angesichts der regionalen Angebots- und 
Konkurrenzsituation ist dieser Wert – trotz 
warengruppenspezifischen und räumli-
chen Betrachtungen – als unzureichend 
einzuordnen. Die Gemeinde Eppelborn 
wird daher ihrer landesplanerischen Ver-
sorgungsfunktion als Grundzentrum nicht 
gerecht. Selbst bei den kurzfristigen Be-
darfsgütern gibt es nennenswerte Kauf-
kraftabflüsse.  
 
Zwar ist gegenüber dem EHK 2014 eine 
leicht positive Umsatzentwicklung (um 
rund 1,2 Mio. Euro; rund +2 %) zu beobach-
ten, jedoch stieg das Kaufkraftvolumen in 
diesem Zeitraum stärker (rund +9 %) an. 
Die Zentralität ist über alle Warengruppen 
im Vergleich zum Jahr 2014 (0,48) 29 leicht 
rückläufig.  
 
Vor dem Hintergrund der Versorgungs-
funktion Eppelborns erscheinen aus rein 
quantitativer Sicht die Zentralitätswerte in 
allen Warengruppen ausbaufähig. Auch 
der Vergleich der Zentralitätswerte für be-
stimmte Warengruppen (exemplarische 
Auflistung) mit anderen Kommunen ver-
gleichbarer Größenordnung (vgl. Tabelle 
8) offenbart Nachholbedarf. 
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Dieses neue Einzelhandelskonzept, wel-
ches die Notwendigkeit zur Stärkung der 
grundzentralen Funktion sieht, ist damit 
maßgeblich für das Handeln der Gemeinde 
Eppelborn. 
 
Das o.g. Einzelhandelskonzept leitet für 
die Realisierung eines Nahversorgungs-
zentrums damit folgendes ab: 
 
„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
 
Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
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dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
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Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Hierbei wird im Einzelhandelskonzept die 
Größe des Nahversorgungszentrums in 
keinster Weise in Frage gestellt. In der pa-
rallel zum Einzelhandelskonzept erstellten 
„Landesplanerischen und städtebaulichen 
Verträglichkeitsanalyse“ geht man davon 
aus, dass das Vorhaben lediglich maximal 
40% der bislang abfließenden Kaufkraft im 
Bereich der Nahrungs- und Genussmittel 
sowie maximal 80% der Kaufkraft im Sorti-
ment Drogeriewaren binden wird. 
 
Bezüglich der Auswirkungen auf den Orts-
kern wird hierin zudem festgestellt: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
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nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
K BÜRGER K FAMILIEN LAMBERT UND 

SCHMIDT 
In der Allwies 15  
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„mit vorliegendem Schreiben legen wir Wi-
derspruch gegen den Bebauungsplan des 
oben genannten Geländes ein. 
 
Zu den Gründen: 
 
1. Einzelhandels- und Zentrenkonzept aus 

2014 
 
Die Markt und Standort Beratungsgesell-
schaft mbH in Erlangen hat 2014 ein das Ein-

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Einschätzung der aktuellen Einzelhan-
delssituation in der Gemeinde Eppelborn 
wurde aktuell (Februar 2023) ein neues 
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zelhandels- und Zentrenkonzept für die Ge-
meinde Eppelborn erstellt. Auf dieses Kon-
zept beruft der Bürgermeister dich in seiner 
Begründung mit dem Rückgang der Kaufkraft 
in Eppelborn, vgl. Facebook Veröffentlichung 
vom 12.01.2022: 
 
Ein Einzelhandelsgutachten aus dem Jahr 
2014 kam zum Schluss, dass es in der Ge-
meinde Eppelborn deutlich zu wenig Einkaufs-
möglichkeiten gibt. In dem damaligen Gut-
achten heißt es: „es besteht in Eppelborn ein 
erheblicher Bedarf zur Verbesserung der Nah-
versorgung“. Die Bürgerinnen und Bürger 
kaufen fast 50 Prozent der Waren für den täg-
lichen Bedarf außerhalb der Gemeinde. Jeder 
zweite Euro wird nicht in Eppelborn ausgege-
ben. 
 
Die Kernaussagen des Gutachtens werden in 
diesem Zusammenhang nicht erwähnt: 
 
- „Das Ortszentrum von Eppelborn ist für 

die weitere Entwicklung der Gemeinde Ep-
pelborn äußerst wichtig und sollte vor 
dem Hintergrund der Weiterentwicklung 
als Zentrum der Gemeinde Priorität ha-
ben.“ 

- Sicherung des zentralen Versorgungsbe-
reichs und Konzentration der Funktion 
Handel auf den zentralen Versorgungsbe-
reich im Ortszentrum von Eppelborn 

- Vermeidung dezentraler Standorte 
- Stärkung des zentralen Versorgungs-

kerns, etc. 
 
Der Exkurs zum Umgang mit Erweiterungs-
möglichkeiten, hier Ansiedlungen außerhalb 
des zentralen Versorgungsbereiches, wird 
noch deutlicher: 
 
Einzelhandelsansiedlungen außerhalb des 
zentralen Versorgungsbereiches mit zen-
trenrelevanten Kernsortimenten sind grund-
sätzlich abzulehnen, da vor allem bei Waren 
der Nahversorgung mit strukturschädigen-
den Auswirkungen auf die bestehenden Zen-
tren und Standorte zu rechnen ist. Es muss 
daher seitens der Stadtplanung über das Bau-
recht vermieden werden, weitere Einzelhan-
delsflächen außerhalb der bestehenden Zen-
tren zu schaffen (keine Ausweisung neuer 
oder wesentliche Erweiterung bestehender 

Einzelhandelskonzept erarbeitet. Dieses 
kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Dem in der Gemeinde Eppelborn vorhan-
denen einzelhandelsrelevanten Kaufkraft-
potenzial von rund 110 Mio. Euro steht ein 
geschätztes Jahresumsatzvolumen von 
rund 49 Mio. Euro gegenüber. Daraus 
ergibt sich eine Einzelhandelszentralität 
von 0,45 über alle Warengruppen. Per 
Saldo lässt sich also feststellen, dass nur 
weniger als die Hälfte des vorhandenen 
Kaufkraftpotenzials ausgeschöpft wird 
und deutliche Abflüsse zu verzeichnen sind. 
Angesichts der regionalen Angebots- und 
Konkurrenzsituation ist dieser Wert – trotz 
warengruppenspezifischen und räumli-
chen Betrachtungen – als unzureichend 
einzuordnen. Die Gemeinde Eppelborn 
wird daher ihrer landesplanerischen Ver-
sorgungsfunktion als Grundzentrum nicht 
gerecht. Selbst bei den kurzfristigen Be-
darfsgütern gibt es nennenswerte Kauf-
kraftabflüsse.  
 
Zwar ist gegenüber dem EHK 2014 eine 
leicht positive Umsatzentwicklung (um 
rund 1,2 Mio. Euro; rund +2 %) zu beobach-
ten, jedoch stieg das Kaufkraftvolumen in 
diesem Zeitraum stärker (rund +9 %) an. 
Die Zentralität ist über alle Warengruppen 
im Vergleich zum Jahr 2014 (0,48) 29 leicht 
rückläufig.  
 
Vor dem Hintergrund der Versorgungs-
funktion Eppelborns erscheinen aus rein 
quantitativer Sicht die Zentralitätswerte in 
allen Warengruppen ausbaufähig. Auch 
der Vergleich der Zentralitätswerte für be-
stimmte Warengruppen (exemplarische 
Auflistung) mit anderen Kommunen ver-
gleichbarer Größenordnung (vgl. Tabelle 
8) offenbart Nachholbedarf. 
 
Dieses neue Einzelhandelskonzept, wel-
ches die Notwendigkeit zur Stärkung der 
grundzentralen Funktion sieht, ist damit 
maßgeblich für das Handeln der Gemeinde 
Eppelborn. 
 
Das o.g. Einzelhandelskonzept leitet für 
die Realisierung eines Nahversorgungs-
zentrums damit folgendes ab: 
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Einkaufsstandorte an nicht integrierten 
Standorten). 
 
Eppelborn ist ein nicht integrierter Standort. 
 
Das ISEK aus 2016 ihres Unternehmens hat 
den zentralen Bereich des Ortskerns ebenfalls 
zutreffend erkannt: Prioritäres Ziel ist es, 
diese Achse zu stärken, um so eine funktio-
nale und visuelle Verbindung zwischen dem 
Marktplatz und dem Kulturzentrum „Big Ep-
pel" zu schaffen, S. 44. 
 
Nach hier vorliegenden Informationen wurde 
der zentrale Versorgungsbereich in der Orts-
mitte von Eppelborn definiert, nicht zuletzt, 
um ins Förderprogramm „Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren“ aufgenommen zu werden. 
Durch die Festlegung dieses zentralen Versor-
gungsbereichs durch den Gemeinderat Eppel-
born war man zu verhindern bestrebt, dass 
sich Ortszentren nicht weiter zerstreuen. Das 
scheint nun in Vergessenheit geraten zu sein. 
 
Insbesondere die immer wiederkehrende 
Aussage von Bürgermeister und Ortsvorste-
her, dass der Discounter Aldi Eppelborn ver-
lassen wird, wenn sich die Verkaufsfläche 
nicht vergrößert, ist nicht schriftlich belegt 
worden. Dieses „Gerücht“ ging bereits 2018 
durch Eppelborn, seither hat Aldi am aktuel-
len Standort sogar umgebaut und das Sorti-
ment erweitert. 
 
Es kann nicht sein, dass ein Investor diktiert 
und bestehende Gutachten, die für viel Geld 
(das nicht der Bürgermeister zahlt) in Auftrag 
gegeben wurden, nun in den Kernpunkten ig-
noriert werden. 
 
Eppelborn mag ein Defizit in Sachen Drogerie-
bedarf haben, in Betrachtung der bestehen-
den Versorgungsmöglichkeiten in einem 
Grundzentrum und der dafür definierten Be-
darfsmärkte ist es im Hinblick auf die weiter 
rückläufige demografische Entwicklung, die 
Anbindung (nahezu nur mittels Fahrzeug er-
reichbar) und der bestehenden Angebotspa-
lette fraglich, ob man hier eine Überversor-
gung durch weitere Versiegelung von Fläche 
anstreben muss. Auch ein Ausblick auf die Zu-
kunft (Möglichkeit des „rollenden Handels“ 

„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
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mit Anlieferung von Waren bis vor die Haus-
tür) wirft die Frage auf, inwiefern ein solches 
Mammutprojekt mit gleich drei Märkten hier 
sinnvoll ist oder ob der Verzicht eines Droge-
riemarktes (sofern die Verwaltung dafür 
keine geeignete Fläche bzw. Interessenten im 
Zentrum dafür gewinnen kann) nicht sinnvol-
ler erscheint, auch in Bezug darauf, dass der 
Bedarf an Drogerieartikeln nicht tagtäglich 
besteht und dem Onlinehandel eine immer 
größere Bedeutung zukommt. 
 
Die Planung des Einkaufszentrums wird unter 
anderem damit begründet, dass es keine 
Standortalternativen gäbe. Der Bürgermeis-
ter spricht immer wieder von einem Drogerie-
markt, den sich die Bürger gewünscht haben. 
Mir ist niemand bekannt, der in diesem Zu-
sammenhang durch die Verwaltung befragt 
wurde. Das ist auch keine Begründung für die 
Notwendigkeit, mindestens drei Märkte samt 
E-Ladestation und DHL- Packstation auf die 
grüne Wiese am Ortsrand, wenige Meter vom 
Beginn des Landschaftsschutzgebietes, zu er-
richten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
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2. Anbindung 
Die geplante Bebauung am Ortsrand von Ep-
pelborn ist nur für einen äußerst geringen 
Prozentsatz der Eppelborner Bevölkerung 
fußläufig zu erreichen. Es muss überwiegend 
auf den Pkw zurückgegriffen werden, was die 
Attraktivität des Zentrums und seiner Bewoh-
ner, insbesondere die Bewohner des Senio-
renheims, deutlich schmälert. Alteingeses-
sene Geschäfte im Ortskern fürchten zu Recht 
um ihre Existenz bei einem Weggang des Dis-
counters aus dem Zentrum. Wer kauft noch 
im Ortskern, wenn er sämtliche Waren des 
täglichen Bedarfs an einem Standort erwer-
ben kann? Die Anfahrt vom Zentrum aus ist 
aufgrund der Enge auch für den Radverkehr 
nicht gefahrlos möglich, es bestehen keine 
geeigneten Radwege. Abgesehen von der Tat-
sache, dass aufgrund der topografischen As-
pekte bereits über eine gewisse Grundfitness 

mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Die Ergebnisse des neuen Einzelhandels-
konzept sind damit Maßstab und Grund-
lage für das Handeln der Gemeinde Eppel-
born. 
 
 
Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
Sicherlich ist die Anbindung des Plangebie-
tes für den Fuß- und Radverkehr nicht op-
timal. Wie beschrieben, blieb der Ge-
meinde Eppelborn keine besser geeignete 
Alternative. Die Gemeinde Eppelborn 
möchte aber darauf hinweisen, dass ein 
Standort in der Ortsmitte für Bewohner 
der Bereiche „In der Allwies“ und „Auf Drei 
Eichen“ auch nicht besser fußläufig er-
reichbar gewesen wäre wie für Bewohner 
der Ortsmitte der Bereich „Hierscheider 
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verfügt werden sollte, um den Hin-bzw. Rück-
weg zu schaffen. Der Bürgerbus der Ge-
meinde verkehrt derzeit nur nach telefoni-
scher Voranmeldung und dürfte für den Be-
darf der Menschen im Zentrum, wenn durch 
das EKZ der Ortskern weiter verkümmert, 
nicht ausgelegt sein, so dass eine mögliche 
Vergrößerung des Angebots wieder zu Lasten 
der Verkehrssituation in der Schlossstraße 
führt. 

 
3. Verkehrssituation 
Die Verkehrssituation wird insbesondere für 
die Anwohner der Wohngebiete „Schloss-
straße", ,,In der Allwies", ,,Auf drei Eichen" 
und "Matzenberg" ein Vielfaches an Ver-
kehrsaufkommen, insbesondere des motori-
sierten Fahrzeugverkehrs, mitbringen. In den 
Anliegerstraßen wird eine Belastung erwar-
tet, die deutlich über dem zulässigen Maxi-
malwert für ein allgemeines Wohngebiet 
liegt. 
 
Nach Rechercheauskünften braucht ein Dis-
counter in der Größe von Aldi ca. 1500 Kun-
den am Tag, um wirtschaftlich zu sein. Umge-
rechnet sind dies etwa ein Plus von ca. 3000 
Fahrzeugbewegungen pro Tag, die sich zu-
sätzlich durch das „Nadelöhr Schlossstraße" 
oder die Ortsstraße bzw. In der Humes aus 
Richtung Hierscheid kommend quetschen 
müssen. Wie dort in der Schlossstraße die 
Verkehrslage, insbesondere zu Stoßzeiten 
aussieht, ist den Anrainern noch gut in Erinne-
rung. Größere Rückstaus durch die Ampelre-
gelung an der Kreuzung Schlossstraße/Kirch-
platz/Europaplatz sind zu erwarten. 
 
Zusätzlich ist durch den Schwerlastverkehr 
(u.a. EDEKA als Frischemarkt mit mehreren 
Anlieferungen täglich) mit einer weiteren Be-
einträchtigung der Verkehrssituation zu rech-
nen. Wie wird ein gängiger Lkw, z.B. der ge-
nannten Gruppe, aus Richtung Zentrum ge-
fahrlos für Anlieger die erste Kurve der 
Schlossstraße befahren können, ohne bei Ge-
genverkehr über den Gehweg ausweichen zu 
müssen? Als Polizeibeamtin sage ich: gar 
nicht, denn es handelt sich hier um eine Eng-
stelle, die bereits jetzt ein erhöhtes Gefahren-
potential birgt. 
 

Graben“. Was für Bewohner der Ortsmitte 
für den Hinweg zum Hierscheider Graben 
gilt, gilt für Bewohner der Bereiche „In der 
Allwies“ und „Auf der Eichen“ für den 
Rückweg aus der Ortsmitte. 
 
 
 
 
 
 
 
Für die geplanten Einzelhandelsmärkte 
bzw. für den Bebauungsplan „Hierscheider 
Graben“ wurde vom Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Darin wurde auf 
der Grundlage einer Verkehrsprognose die 
Verkehrsverträglichkeit des Vorhabens 
untersucht. Zudem diente das Verkehrs-
gutachten als Grundlage für die Betrach-
tung des Themas Verkehrslärm auf den Zu-
gangsstraßen. 
 
Das Verkehrsgutachten kommt zusam-
mengefasst zu folgendem Fazit: 
 
„Die vorfahrtgeregelte Parkplatzanbin-
dung an die L 302 Schloßstraße weist an-
hand den Simulationsergebnissen die da-
für erforderliche Leistungsfähigkeit auf. 
Die Parkplatzausfahrt in Richtung L 302 
Schloßstraße kann als Mischspur betrieben 
werden. 
 
Alternativ zu einer Mischspur kann die 
Parkplatzausfahrt auch mit getrenntem 
Fahrstreifen für den Rechtseinbieger und 
einem Mischfahrstreifen (geradeaus und 
links) angelegt werden.  
 
Die geplante Parkplatzanbindung an die L 
302 Schloßstraße erfolgt gegenüber der 
bestehenden Anbindung der Straße „In der 
Allwies“. Demzufolge ist die heutige Ein-
mündung (L 302 Schloßstraße / In der All-
wies) in eine vorfahrtgeregelte Kreuzung 
umzubauen.  
 
Die Fahrbahn der L 302 Schloßstraße weist 
in Höhe der geplanten Parkplatzanbindung 
durch die vorhandenen Linksabbiegestrei-
fen der dortigen Knotenpunktfolge bereits 
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Anlieferungen aus Richtung Hierscheid/Hu-
mes dürften aufgrund der Parksituation im 
Bereich „In der Humes" ebenfalls nicht mög-
lich sein, ohne dass diese zu Lasten der An-
wohner gehen. Wo sollen denn die Menschen 
parken, die auf Pkw angewiesen sind? Wer-
den hier Halteverbotszonen eingerichtet, da-
mit Schwerlastverkehr passieren kann? Oder 
wird das vom Investor in der Gemeinderats-
sitzung zugesagte Anlieferverbot zur Nacht-
zeit doch gekippt, damit eine Anlieferung 
möglich ist? Seitens der Kommunalpolitik und 
des Investors wurden bereits so viele Verglei-
che und Begründungen bzw. Änderungen ge-
macht, so dass diesbezüglich nicht zu erwar-
ten ist, dass es bei der Aussage des Herrn Kai-
ser sen. bleibt. In die Zukunft betrachtet zei-
gen bereits jetzt diverse Märkte eine Verlän-
gerung der Einkaufszeiten bis 22 Uhr, manche 
gar Öffnungszeiten am Sonntag. Eine Auswir-
kungsanalyse, auch unter Einbeziehung des 
Einkaufsverhaltens der Zukunft, wurde bis-
lang nicht veröffentlicht. 
 
Der ortskundige Verkehrsteilnehmer wird 
künftig - um dem bereits jetzt vorhandenen 
Verkehrschaos in der Schlossstraße zu umge-
hen- die bequeme Umgehung durch die 
Wohngebiete wählen, was dort zu einer mas-
siven Beeinträchtigung der Verkehrssicher-
heit und Lebensqualität führen wird (selbst 
der Bürgermeister nutzt die Allwies). Ein klei-
ner Vorgeschmack lieferte bereits die In-
standsetzung der Fahrbahndecke in der Orts-
mitte von Eppelborn. Die Raserei und das Ver-
kehrsaufkommen in den Wohngebieten stieg 
signifikant an, so dass bereits nach wenigen 
Tagen erfolgreich eine mobile Geschwindig-
keitsmessanlage der Ortspolizei zur Verkehrs-
überwachung „In der Allwies" eingesetzt 
wurde. 
 
Nach Intervention von Anwohnern wurde im 
Anschluss ein Betonklotz zur Geschwindig-
keitsreduzierung eingesetzt - mit dem Effekt, 
dass dieser nun bestenfalls als Schikane auf 
der Rennstrecke eingesetzt wird. Bis heute ist 
das Problem nicht zufriedenstellend gelöst 
und aktuell besteht keine Verkehrsbeein-
trächtigung in diesem Bereich. 
 

die für die Anlage eines Linksabbiegestrei-
fens erforderliche Breite auf. Die Anlage ei-
nes Linksabbiegestreifens für die geplante 
Parkplatzanbindung kann anstelle der 
heutigen Sperrfläche realisiert werden. Be-
dingt durch den Umfang der Demarkie-
rungs- und Neumarkierungsarbeiten 
(Schmalstriche, Pfeile, Wartelinien) wird 
innerhalb des Maßnahmenbereiches eine 
Erneuerung der Asphaltdeckschicht als er-
forderlich angesehen.  
 
Im Rahmen des Knotenumbaus wird auch 
eine Ertüchtigung der vorhandenen Que-
rungsstelle im Zuge der L 302 Schloßstraße 
sowie die Anlage eines Gehweges entlang 
des Marktgeländes empfohlen. 
 
Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag (und 
nicht wie vermutet 3.000) erhöhen. In Be-
zug auf die durchschnittliche tägliche Ver-
kehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Aus verkehrlicher Sicht ist die Realisierung 
des Fachmarktzentrums daher als unprob-
lematisch zu betrachten. 
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Eine mögliche Einrichtung einer Einbahnstra-
ßenregelung im Wohngebiet „Allwies" wird 
dieses Problem auch nicht beheben. 
 
Der zunehmende Verkehr wird ferner zu sig-
nifikanten Erhöhungen der Emissionswerte 
führen, die am Rande des Landschaftsschutz-
gebiets ein unübliches Maß an Umweltbelas-
tung produziert (Lärm, Staub, Müll). Auch die 
Begründung des Bürgermeisters im Hinblick 
auf die zunehmende E-Mobilität wird hier 
keine annähernde Verbesserung bringen, 
denn auch ein E-Fahrzeug kann nicht ge-
räuschlos fahren, gerade im Hinblick auf die 
Verkehrssicherheit muss ein künstliches Ab-
rollgeräusch der Reifen erzeugt werden, was 
in diesem Zusammenhang auch positiv zu be-
werten ist. Zudem verfügt nur ein geringer 
Prozentsatz der Bevölkerung über ein solches 
Fahrzeug. 
 
Die Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebs-
grundstück, sowie bei der Ein- und Ausfahrt, 
sind mit den übrigen zu berücksichtigenden 
Anlagengeräuschen bei der Ermittlung der Zu-
satzbelastung mit zu erfassen und zu beurtei-
len. Fraglich ist, ob hier grundsätzlich eine Ge-
nehmigung für Nachtanlieferungen vorliegt 
und der Verkehrslärm bereits um 05:00 Uhr 
beginnen kann. Die Aussage des Investors auf 
der Sitzung des Gemeinderates, wonach 
keine Nachtanlieferung stattfindet, dürfte 
bislang nicht garantiert sein und im Hinblick 
auf die bereits jetzt diskutierten Aussagen 
(baut Aldi auf 1000 oder 1200qm, keine Phy-
siopraxis, ursprünglich geplante Zufahrt wei-
ter Richtung Hierscheid verlegen) nicht gesi-
chert sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auch zum Thema Lärm wurde durch den 
SGS TÜV Saar ein schalttechnisches Gut-
achten erstellt. Dieses berücksichtigt die 
Geräuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Auch die Geräusche des An- und Abfahrts-
verkehrs auf den umliegenden öffentli-
chen Straßen in einem Abstand von bis zu 
500 m um das Betriebsgrundstück wurden 
entsprechend der TA Lärm berücksichtigt. 
Maßnahmen organisatorischer Art müs-
sen laut TA Lärm nur ergriffen werden, 
wenn: 
 
- die Verkehrsgeräusche den Beurtei-

lungspegel der Verkehrsgeräusche für 
den Tag oder die Nacht rechnerisch 
um mindestens 3 dB(A) erhöhen  

- keine Vermischung mit dem übrigen 
Verkehr erfolgt ist und 

- die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) erstmals oder weitergehend 
überschritten werden.  
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4. Umweltereignisse 
 
Die geplante Bebauungseinheit liegt im Be-
reich einer Regenabflussrinne, das Wasser 
hat sich in der Vergangenheit seinen Weg 
über den Acker gesucht, ist dort zum Teil ver-
sickert bzw. in Richtung Wohngebiet „All-
wies“ abgeflossen. Bei einer Flächenversiege-
lung von anzunehmenden 14.000 Quadrat-
metern bedeutet dies, dass Maßnahmen zum 
Auffangen bzw. Umleitung des Wassers erfor-
derlich werden. An dieser Stelle darf bezwei-

Die einzelnen Kriterien gelten hierbei ku-
mulativ. 
 
Zum Verkehrslärm heißt es dann im Lärm-
gutachten: 
 
Aus einer Steigerung der Verkehrsmenge 
um maximal 29% (Anmerkung: Spitzen-
stunde am Nachmittag) bei einem vermin-
derten Lkw-Anteil berechnet sich gemäß 
RLS-90 eine zu erwartende Steigerung der 
Verkehrsgeräusche um weit weniger als 3 
dB(A).  
 
Die drei o.g. Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA 
Lärm werden somit nicht kumulativ erfüllt.  
Maßnahmen organisatorischer Art zur 
Verminderung der Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen sind im Zuge der geplanten Errich-
tung der Einzelhandelsmärkte daher nicht 
erforderlich. 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
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felt werden, ob die geplante Größe des Re-
tentionsbeckens ausreichend sein wird, um 
die Wassermassen aufzuhalten. Es ist eine 
Verrohrung notwendig, um das Wasser umzu-
leiten, so dass keine Gefährdung für die An-
wohner besteht. 
 
Bereits die Regenfälle der jüngsten Vergan-
genheit, insbesondere das Starkregenereignis 
von 2016 haben gezeigt, dass mit größeren 
Überschwemmungen zu rechnen ist. Es wäre 
zu prüfen, wer im Falle der Errichtung des Ein-
kaufszentrums für Folgeschäden durch Was-
ser aufkommen wird, sofern sich die bauli-
chen Maßnahmen als unzureichend erwei-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geschichtliche Aufzeichnungen belegen, dass 
der frühere Hierscheider Graben, über wel-
chen eine Brücke gespannt war, im späteren 
Verlauf verfüllt wurde. Die Verfüllung ist mit 
Schutt und Müll jeglicher Art erfolgt. Es ist un-
klar, inwiefern hier gesundheitsschädliche 
Substanzen oder heute als Gefahrgut zu klas-
sifizierende Dinge mit verfüllt wurden, durch 
die nach Freilegung eine Gesundheitsgefahr 
darstellen. Im Falle der Abtragung von Erd-
reich wäre eine großflächige und fachge-
rechte Entsorgung von möglicherweise konta-
miniertem Erdreich erforderlich. 
 
Schon jetzt ist darauf hinzuweisen, dass ge-
mäß § 4c BauGB die Gemeinde verpflichtet 
ist, die erheblichen Umweltauswirkungen, die 
aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne 
eintreten, zu überwachen, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen 
frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, 
geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergrei-
fen. 

 
5. Naturschutz 
 
Zwischen dem Wald- und Wiesengelände 
oberhalb des Schützenhauses und der Aue 

„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
 
Im Planverfahren wurden seitens der Be-
hörden keine besonderen Überwachungs-
maßnahmen gefordert. Dass die Überwa-
chung der Einhaltung der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes der Gemeinde und 
weiteren zuständigen Fachbehörden ob-
liegt, ist als Selbstverständlichkeit in den 
Planunterlagen nicht ausdrücklich aufge-
führt. 
 
 
 
Im Umweltbericht und der darin enthalte-
nen artenschutzrechtlichen Prüfung wird 
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des Allwiesbachs kommt es regelmäßig über 
die Landstraße zu Wildwechsel. Dies belegen 
nicht·nur diverse Verkehrsunfälle, die sich in 
Zusammenhang mit Wild dort ereignet ha-
ben. Es liegt keine Analyse über mögliche Aus-
wirkungen auf die Fauna bestehender Wild-
tierarten vor, deren Lebensraum durch die 
Bebauung weiter zurückgedrängt wird. 
 
Im Bereich des Schützenhauses sowie in den 
umliegenden Wohngebieten konnten in der 
Vergangenheit von mir regelmäßig Fleder-
mausvorkommen festgestellt werden. 2016 
wurden Anwohner des Wohngebietes in der 
Allwies mit der Plakette „Fledermausfreundli-
ches Saarland" ausgezeichnet. Die Saarbrü-
cker Zeitung berichtete darüber. Bei einer 
abendlichen. Ausflugszählung wurde eine Ko-
lonie von etwa 70 Tieren gezählt. Weitere An-
wohner der Allwies berichten regelmäßig von 
weiteren Sichtungen. Von mir konnten die 
Tiere in der Dämmerung in den vergangenen 
Jahren regelmäßig an den Sträuchern am 
Wegesrand des Spazierweges zum Schützen-
haus hängend gesichtet werden, so dass da-
von auszugehen ist, dass sie auf der geplanten 
Bebauungsfläche ihre Nahrung beziehen und 
den Korridor Allwies-Schützenhaus als Le-
bensraum bzw. Quelle zur Nahrungsauf-
nahme nutzen. 
 
Fledermäuse sind nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz (§ 39) geschützt, diverse Arten 
sind bereits heute vom Aussterben bedroht. 
Sie dürfen ohne behördliche Ausnahmege-
nehmigungen nicht getötet, gefangen oder 
erheblich gestört werden. Auch ihre Quar-
tiere - wie Bäume mit Höhlen, Dachböden, 
Fassadenverkleidungen oder Zwischendächer 
- sind geschützt. Die geplante Ansiedlung ei-
nes Einkaufszentrums dürfte einen massiven 
Eingriff in den Lebensraum bzw. der Haupt-
nahrungsquelle der Fledermäuse- der Insek-
ten- führen. In den vergangenen Jahren war 
durch die Vielfalt der Pflanzen ein gutes Ange-
bot vorhanden, welches durch die Versiege-
lung der Fläche nun abhandenkommen soll. 
 
6. Fazit 
Zusammenfassend ist zu sagen, dass es zu sig-
nifikanten Erhöhungen der Emissionswerte 
kommen wird. Es sind erhebliche Auswirkun-

zu den Fledermäusen ausgeführt, dass in-
nerhalb des Plangebietes keine alten, 
wertgebenden Laubgehölze vorhanden 
sind. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermausvorkommen handelt es sich 
vermutlich überwiegend im Zwergfleder-
mäuse. Die Zwergfledermaus ist wohl die 
anpassungsfähigste unserer Fledermaus-
arten. Sie ist sowohl in der Kulturland-
schaft einschließlich der Alpen als auch in 
Dörfern und in Großstädten zu finden und 
nutzt hier unterschiedlichste Quartiere 
und Jagdhabitate. Im Rahmen der Umwelt-
prüfung sowie der Artenschutzprüfung der 
Stufe 1 haben sich keine Anhaltspunkte für 
Fledermausvorkommen im Plangebiet und 
der relevanten Umgebung ergeben. Auch 
aus der Stellungnahme des LUA ergab sich 
hierauf kein Hinweis. Ein Verstoß gegen 
den § 44 BNatschG kann daher sicher aus-
geschlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezüglich der Abwägung wird auf die obi-
gen Ausführungen verwiesen. Es ist üblich, 
dass im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
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gen auf Menschen, Tiere, Pflanzen und die bi-
ologische Vielfalt zu erwarten. Entsprechende 
Gutachten zu den Bereichen liegen öffentlich 
bislang nicht vor, ebenso wenig eine Auswir-
kungsanalyse zum Neubau eines Einkaufs-
zentrums. Die politische Richtung des Minis-
teriums, auch unter vorheriger Leitung der 
CDU, begrüßte bereits eine Umkehr von der 
grünen Wiese ins Zentrum, Gemeinden wie 
lllingen gehen diesen Weg unter einer früh-
zeitigen Beteiligung von Bürgern und Fachleu-
ten. Eppelborn scheint angesichts dieses 
Trends immer noch im Dornröschenschlaf zu 
sein. 
 
Ich bitte darum, die hier aufgeführten Erläu-
terungen sachlich zu bewerten und aufzuneh-
men. 
 
„Für den Fall, dass der Bau des Einkaufszent-
rums nicht verhindert werden kann, bitten 
wir um Prüfung folgender Schutzmaßnahmen 
für die Bewohner zur Erhaltung eines Restes 
von Lebensqualität: 
 
 
 
 
- Lärmschutzwand im Bereich der Schloss-

straße, beginnend ab der Bushaltestelle 
bis zur Einmündung „In der Allwies“, fer-
ner im Bereich der Häuser oberhalb des 
Schützenhauses in Richtung Hierscheid 

- Unterstützung der direkt betroffenen An-
wohner durch Finanzierung von baulichen 
Maßnahmen zur Dämmung des zu erwar-
tenden Lärms 

- Garantie, dass auf Nachtanlieferung ver-
zichtet wird bzw. Einholung einer Ver-
zichtserklärung der Märkte zu Änderung 
der bereits jetzt bestehenden, allgemein-
gültigen Öffnungszeiten in der Zeit von 
08:00 Uhr bis 20 Uhr im Hinblick auf mög-
liche Änderungen in Sachen abends oder 
an Sonntagen 

- Beschränkung des Parkplatzes/aller Zu-
fahrten außerhalb der Öffnungszeiten, 
um am Wochenende lärmende und müll-
verursachende Ansammlungen Jugendli-
cher und diverser Gruppen zu vermeiden 

- Vorbeugung von Vandalismus: Prüfung 
der Möglichkeit von Videoüberwachung 
zwecks Abschreckung entsprechender 

gung noch nicht alle Fachgutachten vorlie-
gen. Vielmehr ist es Aufgabe des ersten Be-
teiligungsschrittes, Umfang und Detaillie-
rungsgrad möglicher Fachgutachten in Ab-
stimmung mit den Fachbehörden zu klä-
ren. Für die nun anstehende öffentliche 
Auslegung liegen nun alle Fachgutachten 
vor und werden der Öffentlichkeit auch zu-
gänglich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorschläge werden seitens der Ge-
meinde Eppelborn zur Kenntnis genom-
men und hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit 
geprüft. Die Vorschläge betreffen aller-
dings Maßnahmen außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes so-
wie in den meisten Fällen auch der Rege-
lungsinhalte des Bebauungsplanes. 
 
Laut Lärmgutachten (siehe oben) werden 
weitere Lärmschutzmaßnahmen, wie z.B. 
die schalldichte Einhausung von Klimaanla-
gen und die Errichtung einer Schallschutz-
mauer werden aus Lärmschutzgründen 
nicht erforderlich. 
 
 
 
Eine Nachtanlieferung ist aus Lärmschutz-
gründen nicht zulässig. Auch bei den Öff-
nungszeiten der Märkte ist darauf zu ach-
ten, dass es in den Nachtstunden von 22 
Uhr bis 6 Uhr zu keinen unzulässigen 
Lärmauswirkungen kommt. 
 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
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Gruppen, alternativ Beauftragung eines 
privaten Sicherheitsunternehmens, die re-
gelmäßig Kontrollen diesbezüglich durch-
führen 

- Verbot des Verkaufs von Backwaren an 
Sonntag- kein Geschäftsbetrieb, auch 
nicht an verkaufsoffenen Sonntagen 

- keine Genehmigung von Flohmärkten etc. 
pp. an Sonn- und Feiertagen 

- Maßnahmen zur Reduzierung der Ge-
schwindigkeit, Absenkung auf Tempo 30 
im Bereich der Schlossstraße 

-  Verkehrssicherheit von Fußgängern: Er-
richtung eines Fußgängerüberwegs bzw. 
Ampel 

-  Prüfung zur Errichtung von Bodenschwel-
lern, um die Reduzierung der Geschwin-
digkeit einzuhalten (Bereich Schloss-
straße, In der Allwies, Auf drei Eichen) 

-  Installation einer feststehenden Ge-
schwindigkeitsmessanlage 

-  Zufahrtsbeschränkung für stark frequen-
tierte Wohngebiete nur für Anwohner, Be-
sucher und Lieferverkehr, regelmäßige 
Kontrollen der Einhaltung 
 

-  bestimmter Zeitkorridor für Warenliefe-
rungen der Märkte schaffen, nach Mög-
lichkeit nicht außerhalb der allgemeinen 
Dienstzeiten 

-  dauerhafte Abschaltung der Nachtbe-
leuchtung/Parkplatzbeleuchtung der an-
gesiedelten Märkte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
-  Verwendung von geräuschminderndem 

Asphalt 

Der Vorhabenträger wird im eigenen Inte-
resse Maßnahmen gegen Vandalismus er-
greifen. 
 
 
 
 
Ein Sonntagsverkaufsverbot für Backwa-
ren ist aus lärmtechnischen Gründen nicht 
erforderlich und daher aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen nicht realisierbar. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Siehe oben 
 
 
 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Siehe oben, Ausführungen zum Lärm 
 
 
 



GEMEINDE EPPELBORN 
ABWÄGUNG BESCHLUSSVORLAGE SCOPING 

A R G U S  C O N C E P T  G e s e l l s c h a f t  fü r  L e b e n s r a u m e n tw i c k l u n g  m b H  
S e i t e  89 

-  Maßnahmen zur Lärmreduktion an den 
Märkten selbst (Schallschutz, Verwen-
dung von minimal geräuschverursachen-
den Klimaanlagen, Aggregaten etc. pp.) 

-  Errichtung eines Kotbeutelspenders im 
Bereich Schützenhaus, damit Hundebesit-
zer die Hinterlassenschaften ihrer Hunde 
in der Plastiktüte nicht im Bereich der 
Stützmauer bzw. an den Märkten entsor-
gen 

-  bauliche Maßnahmen im Sinne einer 
„Wildbrücke", um dem Wild den Über-
gang zwischen Allwiesaue und oberhalb 
des Schützenhauses zu ermöglichen 

-  Maßnahmen zum Ausgleich für die Erhal-
tung des Lebensraums für die bestehende 
Fledermauspopulation; Blumenwiese 
etc.pp. 

-  Errichtung von Verkehrszeichen mit dem 
Hinweis auf Wild bzw. die geltende Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, Hinweis auf 
Radarkontrolle 

-  Bestandsaufnahme des Zustandes der an-
grenzenden Wohnhäuser, um mögliche 
entstehende Schäden durch Schwerlast-
verkehr (z.B. Risse in der Gebäudefassade) 
zu dokumentieren“ 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Für das Wild bestehen noch ausreichende 
Korridore. 
 
 
Siehe Ausführungen zur Fledermauspopu-
lation 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
Nach dem Verkehrsgutachten wurde keine 
signifikante Erhöhung der Verkehrsbelas-
tung festgestellt, da die von einer Landes-
straße aufzunehmende Verkehrsbelastung 
auch unter Berücksichtigung der zusätzli-
chen Fahrzeugbewegungen erheblich un-
terschritten wird. Aus öffentlich-rechtli-
cher Sicht besteht deswegen kein Anlass 
für eine Beweissicherung, da die prognos-
tizierte Verkehrsmenge auf der L302 
grundsätzlich zulässig ist.  
 
Der Vorhabenträger hat in Abstimmung 
mit der Gemeinde Eppelborn angekündigt, 
außerhalb dieses Verfahrens und im eige-
nen privatrechtlichen Interesse die etwa-
ige Beweissicherungsverfahren durchzu-
führen. Etwaige privatrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Straßenanliegern blei-
ben ebenfalls unberührt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
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L BÜRGER L ELKE UND STEFAN BIRINGER 

In der Allwies 5 
66571 Eppelborn 
 
Schreiben vom 02.05.2022 
 
„gegen den „Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Hierscheider Graben" möchten wir 
folgende Einwände vorbringen: 
 
Immissionsschutz (4.3.1} 
Durch den Betrieb der Fachmärkte tagsüber 
während der regulären Öffnungszeiten und 
die Belieferung ab den frühen Morgenstunden 
wird eine deutlich höhere Lärmbelastung auf 
die Anwohner der reinen Wohngebiete Auf 
Drei Eichen und In der Allwies zukommen. Wir 
bitten daher dringend um folgende Schutz-
maßnahmen: 
 
- Einhausung der Klima- und Abluftgeräte 

auf dem Dach der jeweiligen Fachmärkte, 
um die 24/7-Lärmbelästigung spürbar zu 
reduzieren. Die Geräte laufen Tag und 
Nacht, 7 Tage/Woche. 

- Lärmschutzmaßnahmen {Schallschutz-
wände) auch auf der Seite zur Straße In 
der Allwies über die gesamte Länge des 
geplanten FMZ. 

- Keine Belieferung der Fachmärkte vor 
7:00 Uhr morgens und nach Ende der Öff-
nungszeiten. Hier geht es neben dem An- 
und Abfahrtsverkehr und der Entladung 
insb. um das „Dauerpiepen“ beim Ein- 
bzw. Ausparken der LKW 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
Zum Thema Lärm wurde durch den SGS 
TÜV Saar ein schalttechnisches Gutachten 
erstellt. Dieses berücksichtigt die Ge-
räuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Darüberhinausgehende Festsetzungen, 
wie die Errichtung einer Lärmschutzwand 
in Richtung der angrenzenden Wohnge-
biete oder die Einhausung der Klimageräte 
sind aus lärmtechnischer Sicht nicht erfor-
derlich. 
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- Sperrung der Straße In der Allwies für den 

Durchgangsverkehr und Umwandlung in 
eine Sackgasse (vor Einmündung Alfred-
Groß-Straße). Damit kann der zu erwar-
tenden überproportional steigenden Be-
lastung der Anwohnerstraße entgegenge-
treten werden. Die zu erwartende zusätz-
liche Tagesfrequenz von etwa 5.000 An- 
und Abfahrten wird zu massiven Rück-
staus vor der Ampelanlage im Ortskern in 
der Schlossstr. führen. Die Straße In der 
Allwies wird dann - wie zur Zeit von vielen 
aus Hierscheid kommenden Fahrzeugen 
praktiziert - bevorzugt als Ausweichroute 
vor langen Staus und Wartezeiten herhal-
ten müssen. Eine Einbahn-Lösung - ggf. 
mit Schranke, die bei Heimspielen des FV 
Eppelborn temporär für den abfließenden 
Verkehr geöffnet werden könnte - wäre 
z.B. eine praktikable Lösung. 
 

Ableitung Oberflächenwasser in den Hier-
scheider Graben 
Unter 6.2.5 wird darauf hingewiesen, dass das 
Planungsgebiet durch Starkregen gefährdet 
ist. Gem. Planung wird nur das Wasser der 
Dach- und Parkflächen in einem Auffangbe-
cken aufgefangen und dann in den Hierschei-
der Graben entwässert. Wir befürchten bei 
vergleichbaren Starkregen wie 2018 und der 
nicht geplanten Sammlung des Oberflächen-
wassers - verstärkt durch die Versiegelung von 
rd. 17.000 qm Ackerfläche - nicht kontrollier-
bare Wassermengen, die sich entweder in den 
Hierscheider Graben oder schlechtesten falls 
wie 2018 ihren Weg durch die Straße In der 
Allwies suchen. Die starken Regenfälle im letz-
ten Halbjahr, die nicht ansatzweise vergleich-
bar waren mit den genannten Starkregener-
eignissen, haben bereits zu deutlichen Aus-
schwemmungen der Ufer des Hierscheider Ba-
ches unmittelbar hinter den Grundstücken In 
der Allwies 3-7 geführt (sh.Foto). Wir befürch-
ten, dass durch die zusätzlichen Wassermas-
sen kontaminiertes Erdreich der stillgelegten 
Müllkippe freigelegt wird. Bereits heute sto-
ßen Sie im genannten Bachbereich auf Spuren 
der ehemaligen Mülldeponie - von Teilen von 
Waschmaschinen bis zu einem vollständigen 

Eine Belieferung der Märkte im Nachtzeit-
raum zwischen 22 Uhr 00 und 06 Uhr 00 ist 
aus Lärmschutzgründen nicht zulässig. 
 
Gemeindestraßen, zu denen auch die Stra-
ßen „Auf Drei Eichen“ und „In der Allwies“ 
zählen, dienen nach ihrer straßenrechtli-
chen Funktion dem nachbarlichen Verkehr 
der Gemeindeteile untereinander. Es ent-
sprich deswegen grundsätzlich der Ver-
kehrsfunktion dieser Straßen, dass sie von 
Anliegern der durch sie erschlossenen Ge-
meindeteile genutzt werden. Das gilt auch 
für den Anschluss an das Plangebiet. Für 
eine signifikante Zunahme von Umfahrun-
gen durch den Durchgangsverkehr gibt es 
keine Anhaltspunkte. Mit einem Auswei-
chen von der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten L302 ist wegen der gutachter-
lich festgestellten Leistungsfähigkeit die-
ser Strecke nicht zu rechnen, da sich keine 
verkehrstechnischen Vorteile ergeben. 
 
 
 
 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
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Autochassis ist alles vorhanden. Für den unte-
ren Teil der Straße In der Allwies, den kom-
plett sanierten Sportplatz und im weiteren 
Verlauf den Ortskern sind bei Starkregen auf-
grund der vermutlich deutlich größeren Was-
sermassen vergleichbare Kollateralschäden 
wie beim Starkregen 2018 zu erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrskonzept 
 
Das geplante Verkehrskonzept lässt viele 
Wünsche offen: 
 
- Es existiert kein durchgängiger Fußgän-

gerweg aus der Schlossstr bis zum FMZ  
- Ohne Fußgängerüberweg ist eine sichere 

Überquerung der Schlossstr bei der zu er-
wartenden Zusatzbelastung kaum mög-
lich 

- Ein Fahrradweg ist aus Platzgründen nicht 
realisierbar 

- Das FMZ liegt rd. 1.100 m vom Ortskern 
entfernt und führt steil bergauf, daher 
wird ein Großteil des Verkehrs mit PKW 
erfolgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um Gefahren für Fußgänger und Anlieger zu 
reduzieren, sollten verkehrsberuhigende 
Maßnahmen in Erwägung gezogen werden: 
 
- Tempolimit 30 zwischen Einmündung Auf 

Drei Eichen und Einfahrt Schützenhaus 
- Permanente Überwachung durch einen 

fest installierten Blitzer 

entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
 
 
 
Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
Sicherlich ist die Anbindung des Plangebie-
tes für den Fuß- und Radverkehr nicht op-
timal. Der Gemeinde Eppelborn bleibt aber 
keine besser geeignete Alternative. Die 
Gemeinde Eppelborn möchte aber darauf 
hinweisen, dass ein Standort in der Orts-
mitte für Bewohner der Bereiche „In der 
Allwies“ und „Auf Drei Eichen“ auch nicht 
besser fußläufig erreichbar gewesen wäre 
wie für Bewohner der Ortsmitte der Be-
reich „Hierscheider Graben“. Was für Be-
wohner der Ortsmitte für den Hinweg zum 
Hierscheider Graben gilt, gilt für Bewohner 
der Bereiche „In der Allwies“ und „Auf der 
Eichen“ für den Rückweg aus der Orts-
mitte. 
 
Verkehrsrechtliche Anordnungen sind ei-
ner Festsetzung im Bebauungsplan nicht 
zugänglich und zur Einhaltung der Immissi-
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- Verlegung der Einfahrt zum FMZ vom ge-

planten Standort gegenüber In der Allwies 
weiter in Richtung Hierscheid, in Höhe der 
Einfahrt zum Schützenhaus 

 
 
 
 
 
- Sh. 4.3.1. Umwandlung Anwohnerstraße 

In der Allwies in eine Sackgasse 
- Sperrung des Parkplatzes des FMZ nach 

den Öffnungszeiten, um „wilde Partys" 
und dem leider zu oft damit verbundenen 
Lärm und Müll zu vermeiden 

 
Wir hoffen, dass unsere Anregungen und Ein-
wände Ihr Interesse finden und freuen uns auf 
lhre Antwort.“ 
 
Schreiben vom 03.05.2022 
 
„ich muss 2 Angaben korrigieren: 
Das erwähnte Starkregenereignis fand in 
2018 statt, nicht in 2016 und beim vorletzten 
Punk muss es heißen: „Umwandlung der An-
wohnerstraße In der Allwies in eine Sack-
gasse" (statt Einbahnstraße)“. 
 

onsrichtwerte nicht erforderlich. Außer-
halb dieses Verfahrens wird die Ortspoli-
zeibehörde dennoch in Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Straßenverkehrsbe-
hörde prüfen, inwieweit mit der Realisie-
rung des Marktes weitere verkehrsrechtli-
che Anordnungen erforderlich werden. Et-
waige straßenverkehrsrechtliche Ansprü-
che der betroffenen Anlieger werden 
durch den Bebauungsplan nicht berührt. 
 
Eine Verlegung der Einfahrt des Fach-
marktzentrums ist aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit (viele Ein- und Ausfahrten 
auf der Landstraße in kurzen Abständen) 
nicht möglich. Eine Kreuzungslösung, wie 
im Bebauungsplan vorgesehen, ist einer 
Lösung mit mehreren versetzten Ein- und 
Ausfahrten immer vorzuziehen. 
 
Siehe oben 
 
Der Vorhabenträger wird beobachten, in-
wieweit der Parkplatz nachts tatsächlich 
genutzt wird. Bei einer unerwünschten 
nächtlichen Nutzung wird er diese durch 
geeignete Maßnahmen unterbinden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
 

M PETITION NEIN ZUM FACHMARKTZENTRUM 
HIERSCHEIDER GRABEN  
 
Schreiben und Unterschriftenliste (761 Unter-
schriften aus Deutschland und der Welt) 
 
Petition: 
 
Die Gemeinde Eppelborn und der Bürgermeis-
ter Andreas Feld haben ihr Vorhaben veröf-
fentlicht, die Blühfläche am Hierscheider Gra-
ben zu einem Fachmarktzentrum zu machen. 

  
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
Die BürgerInnen werden entsprechend 
der Vorschriften des BauGB in die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes miteinbezogen. 
Hinzu kommen noch zusätzlich Bürgerin-
formationsveranstaltungen außerhalb der 
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Das ist schockierend genug, aber darüber hin-
aus ist erschreckend, wie spät in dieser Sache 
die Bürger*innen einbezogen werden bzw. 
nur noch darüber aufgeklärt werden 
(12.01.22). Den Bürger*innen wird mit der Be-
kanntmachung suggeriert, dass alles bereits 
geregelt ist und ein Widerstand zwecklos. 
 
Es sprechen jedoch eindeutige Argumente ge-
gen die Umsetzung dieses Projektes! Daher 
fordern wir, dass die Umsetzung des Projektes 
umgehend gestoppt wird! 
 
Begründung: 
 
-  Arbeitsplätze sind aufgrund der Verödung 

im Ortskern in Gefahr, sowohl im Einzel-
handel als auch in der Gastronomie. Die 
Versorgung mit Lebensmitteln im Ort ist 
bereits mehr als ausreichend. Eine höhere 
Dichte von Discountern war bislang nicht 
erfolgreich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorgaben des BauGB. Daher kann nicht 
von einer zu späten oder unzureichenden 
Form der Bürgerbeteiligung gesprochen 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Thema Verödung des Ortszentrums 
wurde eine landesplanerische und städte-
bauliche Verträglichkeitsuntersuchung 
durchgeführt. Diese kommt zusammenge-
fasst zu folgendem Ergebnis: 
 
Die durch das Vorhaben hervorgerufenen 
Umsatzumverteilungsquoten liegen in 
dem Sortiment Nahrungs- und Genussmit-
tel an den betroffenen Standorten im Un-
tersuchungsraum zwischen 1 % bis maxi-
mal 3 % und in dem Sortiment Drogeriewa-
ren zwischen 4 % bis maximal 32 %. Viel-
fach werden aber Umverteilungswerte un-
terhalb der Schwelle der Nachweisbarkeit 
erreicht. 

 
Auswirkungen in Eppelborn. 
- Die Ergebnisse für das Sortiment Nah-

rungs- und Genussmittel sind zwar ge-
ring (Umverteilungsquoten von max. 3 
%). Unabhängig davon würde die Rea-
lisierung des geplanten Vorhabens un-
weigerlich zu einer verschärften Wett-
bewerbssituation führen. Negative 
städtebauliche Auswirkungen auf den 
Ortskern von Eppelborn sind aber nicht 
zu erwarten. 

- Für das Sortiment Drogeriewaren wird 
einzig im zentralen Versorgungsbe-
reich Ortskern Eppelborn eine hohe 
Umverteilungsquote von 32 % prog-
nostiziert. Betroffen sind hier die Rand-
sortimente der beiden Lebensmittel-
märkte, aber im Wesentlichen eine in-
habergeführte Parfümerie. Der inha-
bergeführte, kleinteilige Facheinzel-
handel ist vor dem Hintergrund des 
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Strukturwandels im Einzelhandel (u. a. 
Zunahme der Bedeutung des Online-
Handels) bereits heute einem beson-
deren Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Das Angebot der Parfümerie geht aber 
durch Beratungsangebote sowie ein 
integriertes Kosmetikinstitut über den 
rein stationären Einzelhandel hinaus. 
Die Realisierung des Vorhabens würde 
zwar auch im Bereich Drogeriewaren 
zu einer verschärften Wettbewerbssi-
tuation mit dem Ortskern Eppelborn 
führen, aber eine mögliche Schließung 
der Parfümerie ist nicht zu erwarten. 
Von daher sind negative städtebauli-
che Auswirkungen auf den Ortskern 
von Eppelborn nicht zu erwarten. 

 
Aufgrund dieser Ergebnisse erwartet die 
Gemeinde Eppelborn keine Auswirkungen 
auf das Ortszentrum und auch kein Ar-
beitsplatzverluste. Vielmehr rechnet sie 
mit der Entstehung von neuen Arbeitsplät-
zen im geplanten Fachmarktzentrum. 
 
Zur Einschätzung der aktuellen Einzelhan-
delssituation (Bedarf) in der Gemeinde Ep-
pelborn wurde aktuell (Februar 2023) ein 
neues Einzelhandelskonzept erarbeitet. 
Dieses kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Dem in der Gemeinde Eppelborn vorhan-
denen einzelhandelsrelevanten Kaufkraft-
potenzial von rund 110 Mio. Euro steht ein 
geschätztes Jahresumsatzvolumen von 
rund 49 Mio. Euro gegenüber. Daraus 
ergibt sich eine Einzelhandelszentralität 
von 0,45 über alle Warengruppen. Per 
Saldo lässt sich also feststellen, dass nur 
weniger als die Hälfte des vorhandenen 
Kaufkraftpotenzials ausgeschöpft wird 
und deutliche Abflüsse zu verzeichnen sind. 
Angesichts der regionalen Angebots- und 
Konkurrenzsituation ist dieser Wert – trotz 
warengruppenspezifischen und räumli-
chen Betrachtungen – als unzureichend 
einzuordnen. Die Gemeinde Eppelborn 
wird daher ihrer landesplanerischen Ver-
sorgungsfunktion als Grundzentrum nicht 
gerecht. Selbst bei den kurzfristigen Be-
darfsgütern gibt es nennenswerte Kauf-
kraftabflüsse.  
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- Besonders ältere Menschen und solche 
mit Mobilitätseinschränkung haben kaum 
noch Zugang zur Versorgung mit Gütern 
des täglichen Bedarfs. Dies widerspricht 
dem Ansatz, der mit dem Ausbau des Se-
nior*innenwohnens im Ortskern einher-
geht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zwar ist gegenüber dem EHK 2014 eine 
leicht positive Umsatzentwicklung (um 
rund 1,2 Mio. Euro; rund +2 %) zu beobach-
ten, jedoch stieg das Kaufkraftvolumen in 
diesem Zeitraum stärker (rund +9 %) an. 
Die Zentralität ist über alle Warengruppen 
im Vergleich zum Jahr 2014 (0,48) 29 leicht 
rückläufig. 
 
Vor dem Hintergrund der Versorgungs-
funktion Eppelborns erscheinen aus rein 
quantitativer Sicht die Zentralitätswerte in 
allen Warengruppen ausbaufähig. Auch 
der Vergleich der Zentralitätswerte für be-
stimmte Warengruppen (exemplarische 
Auflistung) mit anderen Kommunen ver-
gleichbarer Größenordnung (vgl. Tabelle 
8) offenbart Nachholbedarf. 
 
Dieses neue Einzelhandelskonzept, wel-
ches die Notwendigkeit zur Stärkung der 
grundzentralen Funktion sieht, ist damit 
maßgeblich für das Handeln der Gemeinde 
Eppelborn. 
 
Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
Sicherlich ist die Anbindung des Plangebie-
tes für den Fuß- und Radverkehr nicht op-
timal. Wie beschrieben, blieb der Ge-
meinde Eppelborn keine besser geeignete 
Alternative. Die Gemeinde Eppelborn 
möchte aber darauf hinweisen, dass ein 
Standort in der Ortsmitte für Bewohner 
der Bereiche „In der Allwies“ und „Auf Drei 
Eichen“ auch nicht besser fußläufig er-
reichbar gewesen wäre wie für Bewohner 
der Ortsmitte der Bereich „Hierscheider 
Graben“. Was für Bewohner der Ortsmitte 
für den Hinweg zum Hierscheider Graben 
gilt, gilt für Bewohner der Bereiche „In der 
Allwies“ und „Auf der Eichen“ für den 
Rückweg aus der Ortsmitte. 
 
Da die Struktur des Ortskerns nach den 
Aussagen der Auswirkungsanalyse nicht 
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-  Erhöhtes Verkehrsaufkommen in einem 
sowieso schon verkehrsbelasteten Gebiet 
mit zu engen Straßen. Gefahr für die Sta-
tik der Häuser. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

beeinträchtigt wird, bleibt die Versor-
gungssituation in der Ortsmitte erhalten. 
 
Für die geplanten Einzelhandelsmärkte 
bzw. für den Bebauungsplan „Hierscheider 
Graben“ wurde vom Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Darin wurde auf 
der Grundlage einer Verkehrsprognose die 
Verkehrsverträglichkeit des Vorhabens 
untersucht. Zudem diente das Verkehrs-
gutachten als Grundlage für die Betrach-
tung des Themas Verkehrslärm auf den Zu-
gangsstraßen. 
 
Das Verkehrsgutachten kommt zusam-
mengefasst zu folgendem Fazit: 
 
„Die vorfahrtgeregelte Parkplatzanbin-
dung an die L 302 Schloßstraße weist an-
hand den Simulationsergebnissen die da-
für erforderliche Leistungsfähigkeit auf. 
Die Parkplatzausfahrt in Richtung L 302 
Schloßstraße kann als Mischspur betrieben 
werden. 
 
Alternativ zu einer Mischspur kann die 
Parkplatzausfahrt auch mit getrenntem 
Fahrstreifen für den Rechtseinbieger und 
einem Mischfahrstreifen (geradeaus und 
links) angelegt werden.  
 
Die geplante Parkplatzanbindung an die L 
302 Schloßstraße erfolgt gegenüber der 
bestehenden Anbindung der Straße „In der 
Allwies“. Demzufolge ist die heutige Ein-
mündung (L 302 Schloßstraße / In der All-
wies) in eine vorfahrtgeregelte Kreuzung 
umzubauen.  
 
Die Fahrbahn der L 302 Schloßstraße weist 
in Höhe der geplanten Parkplatzanbindung 
durch die vorhandenen Linksabbiegestrei-
fen der dortigen Knotenpunktfolge bereits 
die für die Anlage eines Linksabbiegestrei-
fens erforderliche Breite auf. Die Anlage ei-
nes Linksabbiegestreifens für die geplante 
Parkplatzanbindung kann anstelle der 
heutigen Sperrfläche realisiert werden. Be-
dingt durch den Umfang der Demarkie-
rungs- und Neumarkierungsarbeiten 
(Schmalstriche, Pfeile, Wartelinien) wird 
innerhalb des Maßnahmenbereiches eine 
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- Damit verbundene Gefahr für spielende 

Kinder in den umliegenden Wohngebie-
ten. 

 
 
 
 
 
 

Erneuerung der Asphaltdeckschicht als er-
forderlich angesehen.  
 
Im Rahmen des Knotenumbaus wird auch 
eine Ertüchtigung der vorhandenen Que-
rungsstelle im Zuge der L 302 Schloßstraße 
sowie die Anlage eines Gehweges entlang 
des Marktgeländes empfohlen. 
 
Im Zuge der L 302 Schloßstraße wird sich 
das Verkehrsaufkommen durch die zusätz-
lichen Verkehre der geplanten Nutzungen 
um rund 850 Fahrzeugen pro Tag erhöhen. 
In Bezug auf die durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke der aktuellen Straßenver-
kehrszählung des Landesbetrieb für Stra-
ßenbau von 5.400 Fahrzeugen am Tag ist 
dies eine prozentuale Erhöhung von rund 
16 %, was im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit als unproblematisch angesehen 
wird. Landesstraßen dieser Straßenkate-
gorie sind für tägliche Verkehrsstärken von 
bis zu 10.000 Fahrzeugen ausgelegt.  
 
Nach Luftbildauswertungen und Ortsab-
gleich (ca. 18:00 Uhr) wird im Zuge der L 
302 Schloßstraße lediglich im Bereich von 
Haus-Nr. 62 bis 66 im Fahrstreifen der 
Fahrtrichtung Hierscheid geparkt. In Höhe 
Haus-Nr. 66 ist im Fahrbahnbereich (Fahrt-
richtung Hierscheid) ein Behindertenstell-
platz abmarkiert. Im weiteren Verlauf der 
L 302 Schloßstraße in Richtung B 10 be-
steht beidseitig eingeschränktes bzw. ab-
solutes Halteverbot. Aufgrund des recht 
geringen Parkens und der deutlichen Un-
terschreitung der Straßenkapazitäts-
grenze kann der Verkehr im Zuge der L 302 
Schloßstraße weitestgehend frei fließen.“ 
 
Aus verkehrlicher Sicht ist die Realisierung 
des Fachmarktzentrums daher als unprob-
lematisch zu betrachten. 
 
Zu einer Verkehrserhöhung kommt es in 
erster Linie in der Schloßstraße, aber nicht 
in nennenswerter Weise in den umliegen-
den Wohngebieten. Damit erhöht sich hier 
auch nicht die Gefahr für spielende Kinder. 
Diesen stehen auch abseits der Straße aus-
reichende Spielmöglichkeiten zur Verfü-
gung. 
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- Damit verbundene Lärm-, Feinstaub- und 
Abgasbelastung sowie durch die Beleuch-
tung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lärm 
Auch zum Thema Lärm wurde durch den 
SGS TÜV Saar ein schalttechnisches Gut-
achten erstellt. Dieses berücksichtigt die 
Geräuschemissionen durch die Einzelhan-
delsmärkte wie: 
 
- Parkverkehr auf dem Kundenparkplatz 
- Fahr- und Rangiervorgänge durch Lkw 

bei der Anlieferung von Waren und bei 
der Abfallentsorgung 

- Entladen der Lkw bei der Warenanlie-
ferung 

- Austausch Abfallcontainer  
- stationäre Anlage auf den Märkten 

(z.B. Kühler) 
 
Im Ergebnis des Lärmgutachtens lässt sich 
festhalten, dass auch unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung des Plangebietes 
durch den nordöstlich des Plangebietes 
gelegenen Schießstand des Schützenver-
eins „Hubertus e.V.“ die Immissionsricht-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten in den angrenzenden Wohngebieten 
eingehalten bis teilweise deutlich unter-
schritten werden. 
 
Hierzu ist allerdings die Einhausung der 
Anlieferungsrampe entsprechend der Aus-
führungen des Lärmgutachtens erforder-
lich. Dies wird durch die Aufnahme einer 
entsprechenden Festsetzung in den Be-
bauungsplan erreicht. 
 
Auch die Geräusche des An- und Abfahrts-
verkehrs auf den umliegenden öffentli-
chen Straßen in einem Abstand von bis zu 
500 m um das Betriebsgrundstück wurden 
entsprechend der TA Lärm berücksichtigt. 
Maßnahmen organisatorischer Art müs-
sen laut TA Lärm nur ergriffen werden, 
wenn: 
 
- die Verkehrsgeräusche den Beurtei-

lungspegel der Verkehrsgeräusche für 
den Tag oder die Nacht rechnerisch 
um mindestens 3 dB(A) erhöhen  

- keine Vermischung mit dem übrigen 
Verkehr erfolgt ist und 
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- die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) erstmals oder weitergehend 
überschritten werden.  

 
Die einzelnen Kriterien gelten hierbei ku-
mulativ. 
 
Zum Verkehrslärm heißt es dann im Lärm-
gutachten: 
 
Aus einer Steigerung der Verkehrsmenge 
um maximal 29% (Anmerkung: Spitzen-
stunde am Nachmittag) bei einem vermin-
derten Lkw-Anteil berechnet sich gemäß 
RLS-90 eine zu erwartende Steigerung der 
Verkehrsgeräusche um weit weniger als 3 
dB(A).  
 
Die drei o.g. Kriterien gemäß Nr. 7.4 der TA 
Lärm werden somit nicht kumulativ erfüllt.  
Maßnahmen organisatorischer Art zur 
Verminderung der Geräusche des An- und 
Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrs-
flächen sind im Zuge der geplanten Errich-
tung der Einzelhandelsmärkte daher nicht 
erforderlich. 
 
Feinstaub 
Grundsätzlich gilt, dass eine Verkehrszu-
nahme auch zu einer Erhöhung der 
Feinstaubbelastung führt. Damit kann die 
Gemeinde Eppelborn zunächst nicht aus-
schließen, dass mit der oben beschriebe-
nen Verkehrszunahme auch die Feinstaub-
belastung in den angrenzenden Straßen 
zunimmt. Aufgrund der allerdings insge-
samt eher geringen Verkehrsmenge von 
zukünftig ca. 6.250 Fahrzeugen auf der L 
302 Schloßstraße im ländlich geprägten 
Eppelborn ist daher nicht mit einer unzu-
mutbaren Feinstaubbelastung zu rechnen. 
Hinzu kommt, dass aufgrund der starken 
Zunahme der E-Mobilität in den nächsten 
Jahren mit einem Rückgang der verkehrs-
bedingten Feinstaubemissionen zu rech-
nen ist. 
 
Beleuchtung 
Lichtimmissionen gehören nach dem BIm-
SchG somit zu den schädlichen Umweltein-
wirkungen, wenn sie nach Art, Ausmaß 
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- Das Landschaftsbild wird vollständig rui-

niert. 
 
 
 
 
 
 
- Eine Grünfläche, die Lebensraum für Tiere 

und Pflanzen bietet wird versiegelt. Diese 
ist auch für das Versickern von Starkregen 
notwendig. Daher Gefahr des Hangabrut-
sches bei Extremregen. 

 
 
 
- Erhöhte Belastung durch umherfliegen-

den Verpackungsmüll. Zusätzliche Gefahr 
der Freilegung der alten Mülldeponie bei 
Bauarbeiten und Starkregen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Wertverlust der Häuser in den angrenzen-

den Wohnsiedlungen und Durchfahrts-
straßen. 

 
 
 

und Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder für die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Zudem ist 
es neben dem Schutz des Menschen Ziel 
des Gesetzes auch Tiere und Pflanzen vor 
schädlichen Umwelteinflüssen zu schützen 
und es ergibt sich daher aus dem Gesetz 
heraus im Rahmen des Vorsorgeprinzips 
eine Vermeidungs- und Minimierungs-
pflicht (§ 22 BImSchG). Um die mit der 
Lichtverschmutzung einhergehenden Aus-
wirkungen auf Mensch und Tier zu vermei-
den, wird eine zusätzliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Das Landschaftsbild des Planungsgebietes 
wird verändert, aber nicht ruiniert. Durch 
Eingrünungen des Plangebietsrandes so-
wie der Stellplätze und durch eine Höhen-
beschränkung der baulichen Anlagen wird 
eine bestmögliche Integration des Plange-
bietes in die Landschaft angestrebt. 
 
Für den nicht vermeidbaren Eingriff in Bo-
den, Natur und Landschaft wird an ande-
rer Stelle ein Ausgleich geschaffen. 
 
Hangrutschgefahren entstehen bei ingeni-
eurtechnisch korrekter Hangsicherung 
nicht. 
 
Verpackungsmüll wird seitens der Markt-
betreiber ordnungsgemäß entsorgt. So-
fern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
 
Alle kommunalen Planungen zur Entwick-
lung und Erschließung von Bauland beein-
flussen den Grundstücksmarkt und können 
sowohl zu Wertverlusten als auch zu Wert-
zuwächsen für Immobilien und Grundstü-
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- Die Ignoranz der Verödung der umliegen-

den Ortschaften (Dirmingen, Wiesbach, 
Habach, Macherbach, Bubach-Calmes-
weiler ...). in denen ein Discounter drin-
gend notwendig wären. 
 
 
 
 

Wir hoffen, dass der Gemeinderat. der zuletzt 
vermehrt das Thema Nachhaltigkeit für sich 
entdeckt hat, klug und im Sinne aller Bürger 
handelt und erwarten Gesprächsbereitschaft 
und eine breite Diskussion in der Öffentlich-
keit. Ein solches Projekt sollte nicht einfach an 
den Bedürfnissen seiner Bürger*innen vorbei 
realisiert werden. Viele gute Ideen, Erfindun-
gen und Kompromisse entstehen aus einem 
kritischen Diskurs und gehören zu einem de-
mokratischen Prozess dazu. 
 
Wir fordern, dass die Umsetzung des Projek-
tes umgehend gestoppt wird! 

cke führen. Obwohl es keinerlei Anhalts-
punkte für konkret zu befürchtende Wert-
verluste von Grundstücken durch das ge-
plante Vorhaben gibt, wäre grundsätzlich 
eine Verletzung der Eigentumsrechte be-
troffener Grundstückseigentümer nach 
Art. 14 Abs. 1 GG zu berücksichtigen. Aller-
dings betreffen die rechtmäßige hoheitli-
che Zulassung von Bauvorhaben in der 
Nachbarschaft und die dadurch bedingte 
Minderung des Marktwertes eines Vermö-
gensgutes in der Regel nicht den Schutzbe-
reich des Eigentumsrechts. Hierzu gibt es 
auch eine Vielzahl entsprechender Recht-
sprechungen (BVerwG, Urteil vom 
16.03.2006, Az.: 4 A 1001.04, NVwZ 2006, 
1055 ff., Rn. 409 bei juris, BVerfG, Kam-
merbeschluss vom 24.01.2007, Az.: 1 BvR 
382/05, NVwZ 2007, 805 ff., Rn. 20 bei ju-
ris; hier speziell für eine Windkraftnut-
zung: BayVGH, Beschluss vom 05.10.2007, 
Az.: 22 CS 07.2073; VG Münster, Urteil vom 
21.09.2012, Az.: 10 K 785/11, Rn. 46 ff. bei 
juris). 
 
Die Gemeinde Eppelborn ignoriert die Situ-
ation in den Ortsteilen der Gemeinde 
nicht. In Dirmingen wird die Versorgungs-
situation durch die Ansiedlung eines Net-
tomarktes verbessert. Die anderen Ge-
meindeteile haben nicht die Strukturen, 
dass ein Discounter erfolgreich angesiedelt 
werden kann. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Sammelbeschluss zu den Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit 
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  Sammelbeschluss zu den Stellungnahmen 
aus der Öffentlichkeit - Beschlussvor-
schlag: 
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnah-
men der Öffentlichkeit beschließt der Ge-
meinderat folgende Änderungen / Ergän-
zungen an den Planunterlagen: 
 
1. Überarbeitung folgender Festsetzung 

im Bebauungsplan: 
Ergänzung der Festsetzung zur Höhe 
baulicher Anlagen 
In den Sonstigen Sondergebieten wird 
eine maximale Höhe baulicher Anlagen 
festgesetzt von: 
OK = 7,0 m  
Die Gebäudehöhen in den Sonderge-
bieten werden ermittelt über den Ab-
stand zwischen dem höchsten Gebäu-
depunkt (Oberkante Gebäude) und der 
Oberkante des Erdgeschossfußbodens 
(272,62 m über NN). 
Die zulässige Oberkante kann durch 
untergeordnete Bauteile (technische 
Aufbauten etc.) auf max. 10% der 
Grundfläche bis zu einer Höhe von 
max. 2,0 m überschritten werden. 
Durch Photovoltaikmodule / Solarmo-
dule inklusive der zum Betrieb erfor-
derlichen Anlagen und Bauteile sind 
weitere Überschreitungen zulässig. 
Eine Überschreitung der Gebäudeober-
kante durch Dachaufbauten oder ähn-
liches für die Errichtung von Werbean-
lagen ist nicht zulässig. 
 

2. Aufnahme folgender Festsetzung in 
den Bebauungsplan: 
Führung von Ver- und Entsorgungsan-
lagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB): 
Die im Gebiet anfallenden Abwässer 
sind entsprechend ihrer potenziellen 
Schadstoffkontamination getrennt ab-
zuleiten (Trennsystem). Das Schmutz-
wasser (häusliches Abwasser) ist der 
Ortskanalisation Eppelborn zuzuleiten. 
Das unbelastete Oberflächenwasser 
(Dach- und Hofwasser, Straßenablauf-
wasser) ist davon getrennt zu erfassen 
und dem Hierscheider Graben zuzulei-
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ten. Die maximal in das Kanalnetz ein-
zuleitende Niederschlagsmenge aus 
dem Plangebiet darf gem. § 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. § 49 - § 54 SWG 24 l/s 
nicht überschreiten. Für das darüber 
hinaus anfallende Niederschlagswas-
ser ist innerhalb des Plangebietes eine 
entsprechend dimensionierte Rückhal-
tung von 507 m³ vorzusehen. 
 
Entlang der Stützwand (+ 1m OK Ge-
lände) ist zusätzlich eine Mulde mit Er-
richtung eines zusätzlichen Grabenein-
laufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 herzustellen.  
 

3. Aufnahme folgender Festsetzung in 
den Bebauungsplan: 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB): 
Im Sondergebiet sind Außenleuchten 
ausschließlich zur Herstellung der ver-
kehrssicheren Nutzung der Freiflächen 
zulässig. Diese sind als monochroma-
tisch abstrahlende Leuchten oder 
Lichtquellen mit möglichst geringen 
Strahlungsanteilen im ultravioletten 
Bereich mit Wellenlängen zwischen 
585 und 700 Nanometern, maximal 
3.000 Kelvin Farbtemperatur zulässig. 
Die Leuchtgehäuse sind gegen das Ein-
dringen von Insekten abzuschirmen 
und dürfen eine Oberflächentempera-
tur von 60 Grad Celsius nicht über-
schreiten. Die Lichtquellen sind ge-
schlossen auszuführen. Eine Abstrah-
lung oberhalb der Horizontalen, insbe-
sondere auf angrenzende Flächen, Ge-
hölze und Biotope, ist zu vermeiden. 
 

4. Aufnahme folgender Festsetzungen in 
den Bebauungsplan: 
Flächen oder besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes (§ 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB): 
Zur Begrenzung der Geräuschimmissi-
onen an den Immissionsorten in der 
Straße „Auf Drei Eichen“ (IP 7 bis IP10) 
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ist es notwendig die Anlieferungs-
rampe des geplanten Vollsortiment-
Lebensmittelmarktes wie folgt einzu-
hausen: 

• Die Einhausung muss eine 
Rampenkante von 10 m auf-
weisen und den Rampentisch 
vollständig umschließen. 

• An die Bauteile der Einhau-
sung bestehen folgende An-
forderungen: 

o Flächengewicht min-
destens 15 kg/m²  

o Spaltfreier Anschluss 
an das Gebäude und 
an den Boden. 

 
5. Überarbeitung der Kennzeichnung der 

Altablagerung wie folgt: 
Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdeten Stoffen belastet 
sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 
Teilbereiche des Bebauungsplanes lie-
gen im Bereich der im Kataster über 
Altlasten und altlastenverdächtige Flä-
chen (ALKA) erfassten Fläche mit der 
Bezeichnung: 
EPP_2595 „Deponie Hierscheid“: 
Hausmüll, Erdmassen, Bauschutt 
Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für 
die dem Bebauungsplan nachfolgen-
den Verfahren (z. B. Baugenehmi-
gungsverfahren, Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz) auf mögliche Gefähr-
dungen und die erforderliche Berück-
sichtigung von Bodenbelastungen hin-
zuweisen ("Warnfunktion"). 
Baumaßnahmen im Bereich der Depo-
nie sind in Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
durch einen anerkannten Sachverstän-
digen zu begleiten. Die planungsrecht-
lich zulässige Nutzung durch den o.g. 
Sachverständigen ist nachzuweisen. 
Ein entsprechendes Gutachten ist dem 
LUA vorzulegen. Das LUA erteilt dann 
erst die Freigabe zum Bau, so dass von 
einer fachgerechten Entsorgung / Sa-
nierung der Altlast auszugehen ist. 
 



VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN 
„HIERSCHEIDER GRABEN“ 

A R G U S  C O N C E P T  G e s e l l s c h a f t  fü r  L e b e n s r a u m e n tw i c k l u n g  m b H  
S e i t e  106 

6. Ergänzung der Begründung um die Er-
gebnisse der mittlerweile ausgearbei-
teten Fachgutachten 
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PARALLELE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 
UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER 
BELANGE GEM. § 4 ABS. 2 BAUGB UND 
ABSTIMMUNG MIT DEN 
NACHBARGEMEINDEN GEM. § 2 ABS. 2 
BAUGB 
 
Alle relevanten Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange und Nachbargemein-
den wurden mit Schreiben vom 05.04.2022 
angeschrieben und um Stellungnahme gem. § 
4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB gebeten. 
Folgende Stellungnahmen und Anregungen 
wurden zum Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan „Hierscheider Graben“ vorgebracht, 
zu denen hinsichtlich der Abwägung (gem. § 1 
Abs. 7 BauGB) wie folgt Stellung genommen 
wird: 
 

  

 
10 DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 

Pirmasenser Straße 65 
67655 Kaiserslautern 
 
Schreiben vom 14.04.2022 
 
„die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-
rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 
1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-
ter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 
 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf 
§77i Abs. 7 TKG (DigiNetz-Gesetz), dass im 
Rahmen der Erschließung von Neubaugebie-
ten durch die Kommune stets sicherzustellen 
ist, dass geeignete passive Netzinfrastruktu-
ren (z.B. Kabelrohrsysteme), ausgestattet mit 
Glasfaserkabeln, mitverlegt werden. 
 
Durch die gesetzliche Verpflichtung wird u.a. 
erreicht, dass die Kommune auch Haushalts-
mittel für die Verlegung in Anspruch nehmen 
kann, soweit kein privatwirtschaftlicher Glas-
faserausbau (durch TK-Netzbetreiber wie z.B. 
die Telekom) erfolgt. 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Die Hinweise der Deutschen Telekom wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Sie beziehen sich aber auf die spätere Er-
schließung und nicht auf die Inhalte des 
Bebauungsplanes.  
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
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Wir möchten Sie darüber in Kenntnis setzen, 
dass die Telekom die Voraussetzungen zur Er-
richtung eigener TK-Linien im Baugebiet prüft. 
Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Tele-
kom eine Ausbauentscheidung treffen, welche 
ggf. auch negativ ausfallen kann. Vor diesem 
Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei 
einem bereits bestehenden oder geplanten 
Ausbau einer TK-lnfrastruktur durch einen an-
deren Anbieter auf die Errichtung eines eige-
nen Netzes zu verzichten. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus 
wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des 
Neubaugebietes mit Telekommunikationsinf-
rastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei 
Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung sowie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit möglich ist. 
 
Wir bitten daher sicherzustellen, dass 
 
- für den Ausbau des Telekommunikations-

netzes im Erschließungsgebiet die unge-
hinderte, unentgeltliche und kostenfreie 
Nutzung der künftig gewidmeten Ver-
kehrswege möglich ist, 
 

- der Erschließungsträger verpflichtet wird, 
in Abstimmung mit uns im erforderlichen 
Umfang Flächen für die Aufstellung von 
oberirdischen Schaltgehäusen auf priva-
ten Grundstücken zur Verfügung zu stel-
len und diese durch Eintrag einer be-
schränkten persönlichen Dienstbarkeit zu 
Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, 
Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu si-
chern. 

 
- eine rechtzeitige und einvernehmliche Ab-

stimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen 
wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschließungsträger 
erfolgt, 
 

- die geplanten Verkehrswege nach der Er-
richtung der TK-lnfrastruktur in Lage und 
Verlauf nicht mehr verändert werden. 
 

- die zeitnahe Bekanntgabe der zugeteilten 
Straßennamen und Hausnummern. 
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Für die rechtzeitige Bereitstellung der Tele-
kommunikationsdienstleistungen sowie zur 
Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschlie-
ßungsmaßnahmen der anderen Versorger ist 
es dringend erforderlich, dass Sie sich mindes-
tens 6 Monate vor der Ausschreibung mit dem 
zuständigen Ressort Produktion Technische 
Infrastruktur PTI 11 Saarbrücken - 67655 Kai-
serslautern - Pirmasenserstraße 65 in Verbin-
dung setzen.“ 
 

 
20 VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND GMBH 

Zurmaiener Straße 175 
54292 Trier 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
05.04.2022. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone 
GmbH/ Vodafone Deutschland GmbH gegen 
die von Ihnen geplante Maßnahme keine Ein-
wände geltend macht. 
 
In Ihrem Planbereich befinden sich Telekom-
munikationsanlagen unseres Unternehmens. 
Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plange-
biet werden wir dazu eine Stellungnahme mit 
entsprechender Auskunft über unseren vor-
handenen Leitungsbestand abgeben.“ 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
05.04.2022. 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunika-
tionsanlagen unseres Unternehmens, deren 
Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen 
dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass un-
sere Anlagen bei der Bauausführung zu schüt-
zen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und 
vorhandene Überdeckungen nicht verringert 
werden dürfen. 
 
Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreima-
chung unserer Telekommunikationsanlagen 
erforderlich werden, benötigen wir mindes-
tens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag 
an mitverlegung.tfrsw@vodafone.com, um 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Die Telekommunikationsanlagen der Vo-
dafone Kabel Deutschland GmbH verlau-
fen in den angrenzenden Straßen. Ledig-
lich die Hausanschlussleitung zum Schüt-
zenhaus quert das Plangebiet. 
 
Um den Belangen der Vodafon Deutsch-
land GmbH gerecht zu werden, wird ein 
Hinweis auf die Leitungen in Plan und Be-
gründung aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Aufgrund der Stellungnahme der Voda-
fone Kabel Deutschland GmbH beschließt 
der Gemeinderat der Gemeinde Eppel-
born die Aufnahme von folgendem Hin-
weis in Plan und Begründung: 
 
Hinweis Telekommunikationslinien 
Im Planbereich befinden sich Telekommu-
nikationslinien der Vodafone Deutschland 
GmbH. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen der vorhande-
nen Telekommunikationslinien vermieden 
werden und aus betrieblichen Gründen (z. 
B. im Falle von Störungen) der ungehin-
derte Zugang zu den Telekommunikations-
linien jederzeit möglich ist. Insbesondere 
müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische 
Gehäuse soweit freigehalten werden, dass 
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eine Planung und Bauvorbereitung zu veran-
lassen sowie die notwendigen Arbeiten durch-
führen zu können. 
 
Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns 
ggf. (z.B. bei städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahmen) die durch den Ersatz oder die Verle-
gung unserer Telekommunikationsanlagen 
entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu 
erstatten sind.“ 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
05.04.2022. 
 
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone 
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. 
Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend Ih-
rer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Inte-
resse setzen Sie sich bitte mit dem Team Neu-
baugebiete in Verbindung“ 

 

sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabel-
ziehfahrzeugen angefahren werden kön-
nen. 
 
Sollte eine Umverlegung von Leitungen er-
forderlich werden, ist die Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH drei Monate vor Be-
ginn der Arbeiten zu benachrichtigen.“ 
 
 
 

 
21 LANDESAMT FÜR UMWELT-UND 

ARBEITSSCHUTZ 
Don-Bosco-Straße 1 
66119 Saarbrücken 
 
Schreiben vom 12.05.2022 
 
„die Gemeinde Eppelborn hat die Einleitung 
des Verfahrens zur Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans „Hierscheider 
Graben" mit paralleler Teiländerung des Flä-
chennutzungsplans im Ortsteil Eppelborn be-
schlossen. Ziel des Verfahrens ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Ansiedlung von Fachmärkten auf einer 
bislang landwirtschaftlich genutzten Fläche. 
Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung und bit-
ten, die aufgeführten Hinweise und Anmer-
kungen zu berücksichtigen: 
 
Natur- und Artenschutz 
Schutzgebiete und geschützte Biotope gem. 
BNatSchG sowie kartierte FFHLebens-
raumtypen sind durch die Planung nicht be-
troffen. Durch die Errichtung des Fachmarkt-
zentrums auf einer landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche geht möglicherweise Lebensraum 
von Vogelarten verloren (z.B. Feldlerche). Eine 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Zeitpunkt der ökologischen Bestands-
aufnahme bestand im Plangebiet eine 
mehrjährige Ackerbrache, die aufgrund 
der dichten und hohen Vegetation Boden-
brütern wie der Feldlerche keine geeigne-
ten Bedingungen bot. Die Gemeinde Ep-
pelborn sieht daher, wenn die Rodungs-
fristen des Bundesnaturschutzgesetzes 
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standardisierte Brutvogel- und Rastvogelkar-
tierung ist erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus artenschutzrechtlicher Sicht sind bei er-
forderlichen Rückschnitt- und Rodungsarbei-
ten von im Bebauungsplangebiet stehenden 
Gehölzen die Vorgaben des § 39 Abs. 5 Nr. 2 
BNatSchG zu beachten (Zeitraum zwischen 
dem 01. Oktober und dem 28. Februar). 
 
Weiterhin ist auf die Beachtung der arten-
schutzrechtlichen Belange der§§ 19, 39 und 
44 BNatSchG hinzuweisen. Zu entfernender 
Gehölzbestand ist vor Baubeginn durch fach-
kundige Personen auf eventuellen Fleder-
mausbesatz oder das Vorkommen anderer be-
sonders und/oder streng geschützter Tierar-
ten untersuchen zu lassen. 
 
Es wird angeregt, Nisthilfen für Gebäudebrü-
ter sowie Fledermauskästen an den Außen-
wänden anzubringen bzw. diese in die Fas-
sade zu integrieren. 
 
Gewässerschutz 
Die Fläche war vor dem 1. Januar 1999 noch 
nicht bebaut, daher ist hier der § 49a Saarl. 
Wassergesetz (SWG) anzuwenden. 
 
Für das Plangebiet ist ein Trennsystem vorge-
sehen. Das Schmutzwasser wird der Ortskana-
lisation von Eppelborn zugeleitet, das Nieder-
schlagswasser soll in den Hierscheider Graben 
eingeleitet werden. Detailangaben hierzu 
wurden nicht gemacht. 
 
Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein 
oberirdisches Gewässer ist gemäß §22 SWG 

beachtet werden, keine möglichen Ver-
stöße gegen die Bestimmungen des § 44 
BNatschG: 
 
• Tötungsverbot (sowie Fangen, Zerstö-

rung und Beschädigung einschl. aller 
Entwicklungsstadien) 

• Störungsverbot zu bestimmten Zeiten 
(nur erhebliche Störungen) 

• Beeinträchtigungsverbot von Lebens-
stätten (Fortpflanzungs-, Nist- und Ru-
hestätten im erweiterten Sinne) 

 
Gleiches gilt auch für die Artengruppe der 
Fledermäuse. 
 
Um sicherzustellen, dass es zu keinen ar-
tenschutzrechtlichen Konflikten kommt, 
werden entsprechend der Anregungen 
des LUA noch Hinweise auf die Rodungs-
fristen und die Kontrolle der Gehölze vor 
Rodung in den Bebauungsplan und die Be-
gründung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung des LUA wird gefolgt und 
eine entsprechende Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
Die Hinweise zum Gewässerschutz werden 
zur Kenntnis genommen und im weiteren 
Planverfahren beachtet. 
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dann erlaubnisfrei, soweit dieses nicht schäd-
lich verunreinigt ist und wenn dies nicht durch 
gemeinsame Anlagen erfolgt. Ansonsten 
wäre eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß§ 
10 WHG beim LUA zu beantragen.“ 
 
Gewässerentwicklung und Hochwasser-
schutz 
Der Geltungsbereich befindet sich nicht inner-
halb eines faktischen oder festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes. 
 
Im Bereich des Vorhabens verläuft der Hier-
scheidergraben, ein Gewässer dritter Ord-
nung, verrohrt. Im Zuge der Gewerbeansied-
lung ist eine Überbauung des Gewässers ge-
plant. Nach § 56 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 SWG sind 
bauliche Anlangen an Gewässern im Innenbe-
reich bis mindestens 5 m bzw. im Außenbe-
reich bis mindestens 10 m, gemessen von der 
Uferlinie, unzulässig. Dies gilt auch für ver-
rohrte Gewässer. 
 
Da davon ausgegangen werden kann, dass 
auf Grund der bestehenden Überbauung im 
Gewässerumfeld (Gebäude des Schützenver-
eins im Norden sowie die Ortsstraße im Sü-
den) eine Offenlegung oder Renaturierung 
des Gewässerlaufs unwahrscheinlich ist, kann 
von der Einhaltung der Forderung nach § 56 
SWG abgesehen werden. 
 
Bei der Überbauung handelt es sich um die Er-
richtung einer Anlage am Gewässer gem. § 78 
SWG. Aufgrund der baurechtlichen Genehmi-
gung ist keine separate wasserrechtliche Ge-
nehmigung notwendig, die Untere Bauauf-
sicht entscheidet als Untere Wasserbehörde. 
 
Um Aufnahme folgender Anmerkungen in die 
Begründung wird gebeten: 
 
Aufgrund der bestehenden Überbauung im 
Umfeld kann bei Bauvorhaben im Geltungsbe-
reich von der Einhaltung des Gewässerrand-
streifens gem. § 56 SWG abgesehen werden. 
Hierfür ist jedoch die gewässerunterhaltungs-
pflichtige Kommune zu hören sowie eine ent-
sprechende Statik der bestehenden Gewässer-
verrohrungen nachzuweisen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Gewässerentwicklung 
und zum Hochwasserschutz werden zur 
Kenntnis genommen und im weiteren 
Planverfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkungen des LUA zum Gewässer-
randstreifen werden in der Begründung 
zum Bebauungsplan ergänzt. 
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Vorsorgender Bodenschutz 
 
Im Vorfeld der Planung wurden seitens der 
Gemeindeverwaltung Eppelborn verschie-
dene Standortalternativen unter Berücksichti-
gung der Innenentwicklungspotenziale ge-
prüft. Die Entscheidung für die bislang unbe-
baute Fläche am südöstlichen Siedlungsrand 
von Eppelborn und die Inanspruchnahme na-
türlicher Böden wird ausreichend und nach-
vollziehbar begründet. Mit den Festsetzungen 
im Bebauungsplan wird eine Neuversiegelung 
und damit ein irreversibler Verlust natürlicher 
Bodenfunktionen auf einer Fläche von max. 
13.390 m2 zulässig, so dass die Beeinträchti-
gungen für das Schutzgut Boden gutachterlich 
als erheblich eingestuft werden. 
 
Dem Planentwurf zum Scoping sind noch 
keine externen Ausgleichsmaßnahmen für 
den unvermeidbaren Eingriff in Natur und 
Landschaft zugeordnet. Bei der Entwicklung 
des Maßnahmenkonzeptes im weiteren Pla-
nungsprozess bitten wir zu beachten, dass die 
Kompensation des Totalverlustes von Böden 
durch Überbauung und Versiegelung nicht al-
lein durch biotopverbessernde, sondern auch 
durch bodenbezogene Maßnahmen und nach 
Möglichkeit auch durch Flächenentsiege-
lung/Teilentsiegelung erfolgen sollte. Bei der 
Auswahl von Maßnahmen und Flächen zur 
multifunktionalen Kompensation ist das 
Standortpotenzial der jeweiligen Böden zu be-
rücksichtigen. 
 
Im Planentwurf wurde als gestalterische Fest-
setzung die Zulässigkeit von Anlagen zur Nut-
zung von Solarenergie auf Dachflächen aufge-
nommen. Da durch die geplante Überbauung 
und Versiegelung auch die Klimaschutzfunk-
tion und Kühlleistung der natürlichen Böden 
verloren geht, empfehlen wir, zusätzlich die 
Möglichkeiten zur Festsetzung einer Dachbe-
grünung auf Flachdächern zu prüfen. 
 
Nachsorgender Bodenschutz 
 
Die Überprüfung des Plangebiets mit dem Ka-
taster für Altlasten und altlastverdächtige Flä-
chen (ALKA) hat ergeben, dass innerhalb des 
Geltungsbereiches des VBBPs / FNPs folgen-
der Eintrag besteht: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der ökologische Ausgleich soll mangels ge-
eigneter und verfügbarer Flächen in Eppel-
born nun über den Erwerb von Ökopunk-
ten erfolgen. Es stehen in der Gemeinde 
Eppelborn auch keine geeigneten Flächen 
zur Entsiegelung zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung wird zur Kenntnis genom-
men und seitens des Vorhabenträgers hin-
sichtlich ihrer Realisierbarkeit geprüft. 
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EPP_2595 altlastverdächtige Altablagerung 
„Deponie Hierscheid“ Hausmüll, Erdmassen, 
Bauschutt 
 
Zu der Verdachtsfläche liegen uns keine 
Kenntnisse hinsichtlich Boden/Grundwasser-
verunreinigungen vor. Der Verdacht der Alt-
last ist durch den Planungsträger insoweit 
aufzuklären, dass eine abschließende Ent-
scheidung über die geplante Nutzung getrof-
fen werden kann. 
 
Der Bauleitplan darf keine Nutzung vorsehen, 
die mit einer vorhandenen oder vermuteten 
Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar und 
deshalb unzulässig wäre. Dies betrifft auch die 
„randlich“ gelegene Altablagerung EPP 
_2595. Diese überschneidet den Geltungsbe-
reich auf einer Fläche von ca. 2600 m2, was 
ca. 11% der Gesamtfläche entspricht. 
 
Die bezeichnete Fläche ist im Bauleitplan ein-
deutig als möglicher Kontaminationsbereich 
in Plan und Text zu kennzeichnen (§ 9 Abs. 5 
Nr.3 BauGB, sowie Mustererlass zur Berück-
sichtigung von Flächen mit Bodenbelastun-
gen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleit-
planung und im Baugenehmigungsverfahren 
der Fachkommission „Städtebau" der 
ARGEBAU). Eine zeichnerische Darstellung ist 
bereits im vorliegenden Entwurf erfolgt. In der 
textlichen Festsetzung wird noch eine veral-
tete Bezeichnung verwendet. Diese ist ent-
sprechend anzupassen. 
 
Im Bereich der Altlastverdachtsfläche sind die 
Vorhaben und Nutzungen gem.§ 9 Abs. 2 Bau 
GB erst nach Abschluss einer Bodensanie-
rungsmaßnahme zulässig, oder wenn eine Ge-
fährdung empfindlicher Nutzungen auszu-
schließen ist bzw. der Verdacht gutachterlich 
durch einen nach § 18 Bundes-Bodenschutz-
gesetz (BBodSchG) zugelassenen Sachver-
ständigen ausgeräumt ist. 
 
Hierzu sind Tiefbaumaßnahmen durch einen 
Sachverständigen gem. § 18 BBodSchG, Sach-
gebiete 2 - 5 der Verordnung über Sachver-
ständige und Untersuchungsstellen für den 
Bodenschutz und die Altlastenbehandlung im 
Saarland (VSU) in der derzeit gültigen Fassung 
(s. www.resymesa.?e) begleiten zu lassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezeichnung der Altablagerung wird in 
den Unterlagen angepasst. Die nachrichtli-
che Übernahme wird entsprechend der 
Ausführungen des LUA überarbeitet. 
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Gemäß§ 4 Abs. 4 BBodSchG ist die planungs-
rechtlich zulässige Nutzung durch den v.g. 
Sachverständigen nachzuweisen. Ein entspre-
chendes Gutachten ist dem Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) vorzulegen. 
Das LUA erteilt die Freigabe. 
 
Der textliche Teil des VBBPs ist um die Not-
wendigkeit der gutachterlichen Baubeglei-
tung von Tiefbaumaßnahmen im Bereich der 
Altablagerung zu ergänzen. Zusätzlich ist auf 
mögliche Zusatzkosten für Baumaßnahmen 
im Bereich der Altlast hinzuweisen. 
 
Immissionsschutz 
 
Nach Vorlage der Detailplanung in den nach-
folgenden Baugenehmigungsverfahren kön-
nen Auflagen zum Lärmschutz von unserer 
Seite gemacht oder schalltechnische Gutach-
ten zum Nachweis der Einhaltung der gelten-
den Immissionsrichtwerte notwendig werden. 
Abschließend ist zu erwähnen, dass bezüglich 
des erforderlichen Umfangs und Detaillie-
rungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB darüber hinaus unsererseits 
keine weiteren Anforderungen gestellt wer-
den. 
 
Im weiteren Planverlauf (§ 4 Abs. 2 BauGB) ist 
eine Beteiligung unseres Hauses erforderlich.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Immissionsschutz wer-
den zur Kenntnis genommen. Das Schall-
schutzgutachten wird zur öffentlichen 
Auslegung dem LUA zur Stellungnahme 
vorgelegt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Aufgrund der Stellungnahme des LUA be-
schließt die Gemeinde Eppelborn folgende 
Ergänzungen am Bebauungsplan und der 
zugehörigen Begründung: 
 
1. Aufnahme folgender Festsetzung in 

den Bebauungsplan: 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB): 
Zum Schutz von gebäudebrütenden 
Vogelarten und zum Schutz von Fleder-
mäusen sind an den Gebäuden des 
Plangebietes mindestens je 5 Nistehil-
fen für Gebäudebrüter sowie 5 Fleder-
mauskästen dauerhaft anzubringen 
und zu unterhalten. 

2. Überarbeitung der Kennzeichnung der 
Altablagerung wie folgt: 
Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdeten Stoffen belastet 
sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 
Teilbereiche des Bebauungsplanes lie-
gen im Bereich der im Kataster über 
Altlasten und altlastenverdächtige Flä-
chen (ALKA) erfassten Fläche mit der 
Bezeichnung: 
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EPP_2595 „Deponie Hierscheid“: 
Hausmüll, Erdmassen, Bauschutt 
Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für 
die dem Bebauungsplan nachfolgen-
den Verfahren (z. B. Baugenehmi-
gungsverfahren, Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz) auf mögliche Gefähr-
dungen und die erforderliche Berück-
sichtigung von Bodenbelastungen hin-
zuweisen ("Warnfunktion"). 
Baumaßnahmen im Bereich der Depo-
nie sind in Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
durch einen anerkannten Sachverstän-
digen zu begleiten. Die planungsrecht-
lich zulässige Nutzung durch den o.g. 
Sachverständigen ist nachzuweisen. 
Ein entsprechendes Gutachten ist dem 
LUA vorzulegen. Das LUA erteilt dann 
erst die Freigabe zum Bau, so dass von 
einer fachgerechten Entsorgung / Sa-
nierung der Altlast auszugehen ist. 
 

3. Aufnahme folgenden Hinweises in den 
Bebauungsplan: 
Rodungs- und Rückschnittarbeiten 
Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG 
sind erforderliche Rodungs- und Rück-
schnittarbeiten im Zeitraum zwischen 
dem 01. Oktober und dem 28. Februar 
des Folgejahres durchzuführen. 
 

4. Ergänzung der Anmerkungen des LUA 
zum Gewässerrandstreifen in der Be-
gründung zum Bebauungsplan 

 
 
23 LANDESBETRIEB FÜR STRAßENBAU 

Peter-Neuber-Allee 1   
66538 Neunkirchen 
 
Schreiben vom 05.05.2022 
 
„gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
mit paralleler Teiländerung des Flächennut-
zungsplanes bestehen keine Bedenken, sofern 
folgende Vorgaben beachtet werden: 
 
1. Gegenüber dem LfS ist der Nachweis zu 

erbringen, dass die Anbindung an die 
L.II.O. 302 verkehrssicher und leistungsfä-
hig erfolgen kann. 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
Die erforderlichen Nachweise und Abstim-
mungen erfolgen im weiteren Verfahren 
durch den Vorhabenträger bzw. das mit 
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2. Die konkrete Verkehrsanbindung ist mit 
dem LfS abzustimmen und als Ausfüh-
rungsplanung zur Freigabe vorzulegen. 

 
Ich weise außerdem daraufhin, dass mit der 
Stellungnahme des LfS im Bauplanungsver-
fahren der Maßnahme lediglich vom Grund-
satz her zugestimmt wird. Hiermit wird der 
Vorhabenträger jedoch nicht davon entbun-
den, alle noch anstehenden Arbeiten für den 
Bereich der öffentlichen Straßen gemäß § 2 
Abs. 2 StrG oder § 1 Abs. 4 FStrG vor Ausfüh-
rung planerisch darzustellen und zur Zustim-
mung/ Genehmigung vorzulegen.“ 
 

der Verkehrsplanung beauftragte Fach-
büro. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 

 
24 LANDESDENKMALAMT 

Am Bergwerk Reden 11 
66578 Schiffweiler 
 
Schreiben vom 11.05.2022 
 
„zu der vorliegenden Planung nimmt das Lan-
desdenkmalamt wie folgt Stellung. Rechts-
grundlage ist das Gesetz Nr. 1946 zur Neuord-
nung des saarländischen Denkmalschutzes 
und der saarländischen Denkmalpflege (Saar-
ländisches Denkmalschutzgesetz - SDSchG) 
vom 13. Juni 2018 (Amtsblatt des Saarlandes 
Teil I vom 5. Juli 2018, S 358 ff.). 
 
Dicht westlich der Planungsfläche sind im Be-
reich Schlossstraße und Auf Drei Eichen mehr-
fach römische Funde registriert worden. Auch 
unter Berücksichtigung der Topographie ist 
die Wahrscheinlichkeit hoch, dass sich dieser 
römische Fundplatz in die Planungsfläche hin-
ein erstreckt. 
 
Deshalb sind sämtliche Erdarbeiten in der Pla-
nungsfläche genehmigungspflichtig gemäß § 
8 Abs. 2 in Verbindung mit § 10 SDSchG. Für 
alle Bauwerke, für deren Errichtung eine Bau-
genehmigung oder eine die Baugenehmigung 
einschließende oder ersetzende behördliche 
Entscheidung erforderlich ist, ist das Einver-
nehmen mit dem Landesdenkmalamt herzu-
stellen (§ 10 Abs. 5 SDSchG), wobei davon aus-
zugehen ist, dass das Einvernehmen nur dann 
hergestellt werden kann, wenn vor Beginn der 
Erdarbeiten präventiv Prospektionen und Aus-
grabungen unter Leitung eines Archäologen / 
einer Archäologin durchgeführt werden. Diese 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird ein entsprechender Hinweis zum 
Thema Denkmalschutz in Plan und Begrün-
dung aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Aufgrund der Stellungnahme des Landes-
amtes beschließt die Gemeinde Eppelborn 
folgende Ergänzungen am Bebauungsplan 
und der zugehörigen Begründung: 
 
1. Aufnahme folgenden Hinweises in den 

Bebauungsplan: 
Denkmalschutz 
Dicht westlich der Planungsfläche sind 
im Bereich Schlossstraße und Auf Drei 
Eichen mehrfach römische Funde re-
gistriert worden. Auch unter Berück-
sichtigung der Topographie ist die 
Wahrscheinlichkeit hoch, dass sich die-
ser römische Fundplatz in die Pla-
nungsfläche hinein erstreckt. 
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umfassen zunächst zerstörungsfreie und inva-
sive Sondierungen zur Denkmalerkenntnis 
und, sofern nach Rechtsgutabwägung erfor-
derlich, auch nachfolgende, großflächige Aus-
grabungen, deren Kosten einschließlich der 
Kosten für die konservatorische Sicherung und 
Dokumentation der Funde und Befunde der 
Veranlasser gern. § 16 Abs. 5 SDSchG im Rah-
men des Zumutbaren zu tragen hat.“ 
 

Deshalb sind sämtliche Erdarbeiten in 
der Planungsfläche genehmigungs-
pflichtig gemäß § 8 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 10 SDSchG. Für alle Bau-
werke, für deren Errichtung eine Bau-
genehmigung oder eine die Baugeneh-
migung einschließende oder erset-
zende behördliche Entscheidung erfor-
derlich ist, ist das Einvernehmen mit 
dem Landesdenkmalamt herzustellen 
(§ 10 Abs. 5 SDSchG), wobei davon aus-
zugehen ist, dass das Einvernehmen 
nur dann hergestellt werden kann, 
wenn vor Beginn der Erdarbeiten prä-
ventiv Prospektionen und Ausgrabun-
gen unter Leitung eines Archäologen / 
einer Archäologin durchgeführt wer-
den. 
 

 
26 LANDWIRTSCHAFTSKAMMER FÜR DAS 

SAARLAND 
In der Kolling 310 
66450 Bexbach 

 
Schreiben vom 06.05.2022: 

 
„gegen die vorliegende Bauleitplanung wer-
den keine grundsätzlichen Bedenken vorge-
bracht. Allerdings wird die Planung gemäß Be-
gründung bzw. Umweltbericht im weiteren 
Verfahren um externe naturschutzrechtliche 
Ausgleichsmaßnahmen ergänzt. Wir bitten 
diese aufgrund des immer knapper werden-
den Angebotes nicht auf landwirtschaftlichen 
Flächen umzusetzen und auf Alternativen wie 
Aufwertung bereits bestehender Naturschutz-
flächen, Pflege bzw. lnwertsetzung bestehen-
der Streuobstwiesen, Flächenentsiegelung, 
Waldumwandlung oder Renaturierung von 
Gewässern in nichtlandwirtschaftlichen Berei-
chen auszuweichen.“ 
 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
Der externe ökologische Ausgleich wird 
über den Erwerb von Ökopunkten reali-
siert. Daher werden landwirtschaftliche 
Belange nicht betroffen. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
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30 MINISTERIUM FÜR INNERES, BAUEN UND 

SPORT 
Oberste Landesbaubehörde OBB1 
Halbergstraße 50 
66121 Saarbrücken 

 
Schreiben vom 06.05.2022: 
 
„mit o.a. Planung beabsichtigt die Gemeinde 
Eppelborn, die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen zur Realisierung eines Einkaufs-
zentrums mit einer Gesamtverkaufsfläche von 
3.670 qm zu schaffen.  
 
Diese sollen sich auf einen Lebensmittel-Voll-
sortimenter mit max. 1.550 qm im SO 1, einen 
Lebensmittel-Discounter mit max. 1.200 so-
wie einen Textilmarkt mit max. 250 qm im SO 
2 und einen Drogeriemarkt mit max. 670 qm 
im SO 3 verteilen.  
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die kommuna-
len Bauleitpläne an die Ziele der Raumord-
nung anzupassen.  
 
Diese sind für das Saarland im Landesentwick-
lungsplan, Teilabschnitte „Umwelt“ und 
„Siedlung“ festgelegt. Während der LEP „Um-
welt“ für den in Rede stehenden Bereich keine 
entgegenstehenden Zielfestlegungen trifft, 
sind die einzelhandelsbezogenen Ziele und 
Grundsätze des LEP „Siedlung“ unter Punkt 
2.5.2. maßgeblich für die Planung. So sind ins-
besondere das Konzentrationsgebot, das Kon-
gruenzgebot, das Beeinträchtigungsverbot 
sowie das städtebauliche Integrationsgebot 
kumulativ zu erfüllen.  
 
Der Nachweis der Übereinstimmung der ge-
planten Ansiedlung von rd. 3.700 qm Ver-
kaufsfläche in einem Grundzentrum in Form 
einer auf das Projekt zugeschnittenen Auswir-
kungsanalyse ist Ihrer Vorlage bisher nicht zu 
entnehmen.  
 
Insofern ist eine belastbare Aussage hinsicht-
lich der Genehmigungs- und damit Realisie-
rungsfähigkeit des Projektes aus Sicht der 
Landesplanung derzeit nicht möglich.  
 
 

  
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mittlerweile hat die Gemeinde Eppelborn 
sowohl das Einzelhandelskonzept der Ge-
meinde fortgeschrieben als auch eine lan-
desplanerische und städtebauliche Ver-
träglichkeitsanalyse erstellen lassen. 
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Ziffer 46 des LEP „Siedlung“ bestimmt, dass 
großflächige Einzelhandelseinrichtungen im 
engen räumlich-funktionalen Zusammenhang 
mit dem zentralen, innerörtlichen Versor-
gungsbereich (integrierter Standort) des je-
weiligen zentralen Ortes innerhalb des Sied-
lungszusammenhangs zu errichten sind.  
 
Ein diesbezüglicher Nachweis liegt bislang 
hier noch nicht vor.  
 
Gemäß den Aussagen in der Begründung zielt 
das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der 
Gemeinde Eppelborn aus dem Jahr 2014 
ebenso wie die v.g. landesplanerischen Ziele 
explizit darauf ab, die Versorgungsfunktion 
des Ortszentrums zu erhalten und zu stärken 
sowie die Nahversorgungsfunktion des 
Grundzentrums Eppelborn im Ortszentrum zu 
konzentrieren. Mit der Ansiedlung eines Ein-
kaufszentrums in der geplanten Größenord-
nung am geplanten Standort würde die Ge-
meinde Eppelborn die Leitlinien, die sie sich 
mit dem v.g. informellen Instrument selbst ge-
geben hat, ggf. konterkarieren.  
 
Ob im Übrigen im Grundzentrum Eppelborn 
überhaupt der Bedarf für Verkaufsflächen im 
vorgesehenen Maß besteht, kann nicht beur-
teilt werden.  
 
Dies ist Aufgabe der Auswirkungsanalyse. Da-
bei ist zunächst der tatsächliche Bedarf bzgl. 
der verschiedenen zentralörtlich angepassten 
Warensortimente zu ermitteln und in einem 
zweiten Schritt die exakt darauf zugeschnitte-
nen Größenordnungen festzulegen.  
 
Darüber hinaus muss die noch ausstehende 
Auswirkungsanalyse den Nachweis führen, 
dass alle o.g. einzelhandelsbezogenen Ziele 
der Raumordnung kumulativ eingehalten 
sind.  
 
Für das städtebauliche Integrationsgebot (Zif-
fer 46f) ist insbesondere eine dezidierte Stand-
ortalternativenprüfung zur Herleitung des 
Vorhabenstandortes sowie der Nachweis ei-
nes engen räumlich-funktionalen Zusammen-
hangs mit dem im Einzelhandels- und Zentren-
konzept festgelegten zentralen, innerörtli-
chen Versorgungsbereich vorzulegen.  
 

In dieser heißt es bezüglich des Integrati-
onsgebotes: 
 
„Den voranstehenden Zielen entsprechend 
ist der Ausbau des nahversorgungsrele-
vanten Angebots in Eppelborn anzustre-
ben. Grundsätzlich sind großflächige Ein-
zelhandelseinrichtungen im engen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem 
zentralen Versorgungsbereich zu integrie-
ren. Allerdings darf fehlendes Flächenpo-
tenzial in innerörtlichen Lagen die städte-
bauliche Entwicklung im Rahmen der zent-
ralörtlichen Versorgungsfunktion als 
Grundzentrum nicht hindern. Fehlt das Flä-
chenpotenzial für Standorterweiterungen 
oder Neuansiedlungen in Innenstadtlagen, 
sollen – auch nach Vorgaben des Landes-
entwicklungsplans – sogenannte „Ergän-
zungsstandorte" in Betracht gezogen wer-
den. Dazu verlangt das städtebauliche In-
tegrationsgebot – auch nach Vorgaben der 
Landesplanungsbehörde – eine umfas-
sende Standortalternativenprüfung, mit 
der städtebaulich integrierte Potenzialflä-
chen vorrangig überprüft werden. Auch 
um die ausbaufähigen Kennwerte im Sorti-
ment Nahrungs- und Genussmittel (Zent-
ralität: 0,61; Verkaufsfläche pro Einwoh-
ner: 0,27 m²/Einwohner) zu erhöhen und 
damit auch abfließende Kaufkraft zurück-
zugewinnen, ist die Ansiedlung mehrerer 
nahversorgungsrelevanter Einzelhandels-
betriebe geplant. Dies hätte positive Ef-
fekte im Hinblick auf die Kaufkraftbindung 
(Zentralität, Verkaufsflächenausstattung) 
und ist daher von gutachterlicher Seite zu 
befürworten.“ 
 
Die Alternativenprüfung kommt dann zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
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Die in der Bebauungsplanbegründung darge-
legte Betrachtung alternativer Vorhaben-
standorte reicht als Standortalternativenprü-
fung nicht aus.  
 
Von daher sind eine Prüfung des Bebauungs-
planentwurfes und eine grundsätzliche Zu-
stimmung zu diesem zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht möglich. 
 
Grundsätzlich besteht kein Zwang, alle ge-
planten Märkte (sofern in der Auswirkungs-
analyse nachgewiesen wird, dass ein Bedarf 
für die einzelnen Sortimente hierfür über-
haupt besteht) im Zusammenhang zueinan-
der errichtet werden müssen. Ggf. könnten 
die innerörtlichen Standorte einzeln zur An-
siedlung genutzt werden, sodass diese nicht 
von vornherein am Kriterium „Größe“ schei-
tern.  
 
Die Gemeinde Eppelborn ist gehalten, sich bei 
ihren Standortentscheidungen unter Beach-
tung der landesplanerischen Vorgaben von 
städtebaulichen Aspekten leiten zu lassen. 
Unternehmerische Gewinnmaximierung und 
Projektoptimierung der Investoren muss da-
bei zweitrangig sein.  
 
Die Trägerin der Planungshoheit ist sich, wenn 
man die Aussagen in der Begründung berück-
sichtigt, offensichtlich bewusst, dass mit der 
Entscheidung für den städtebaulichen nicht 
integrierten Standort am Hierscheider Graben 
den Einzelhandel in der Innerortslage nach-
haltig gestört werden kann.  
 
Unter Berücksichtigung des derzeitigen 
Kenntnis- und Informationsstandes wird die 
Planung bislang kritisch gesehen.  
 
Um die Landesplanungsbehörde in die Lage zu 
versetzen, das Projekt positiv zu begleiten und 
die Bauleitplanung im Sinne größtmöglicher 
Rechtssicherheit abschließen zu können, ist 
eine sach- und fachgerechte Auswirkungsana-
lyse sowie eine umfängliche und nachvollzieh-
bare Standortalternativenprüfung erforder-
lich. Sobald die Gemeinde zu den o.g. Punkten 
substantiiert vorgetragen hat, wird eine Prü-
fung durch die Landesplanungsbehörde zeit-
nah und ergebnisoffen erfolgen.  
 

Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
 
Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
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Darüber hinaus stehen wir sehr gern für ein 
Gespräch zur Verfügung, um das Projekt und 
mögliche Planungsalternativen konstruktiv zu 
diskutieren.“ 
 

werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Hierbei wird im Einzelhandelskonzept die 
Größe des Nahversorgungszentrums in 
keinster Weise in Frage gestellt. 
 
Im Zuge des weiteren Verfahrens werden 
die Ergebnisse von Einzelhandelskonzept 
und Auswirkungsanalyse mit der Landes-
planung abgestimmt. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
 

 
34 MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, 

INNOVATION, DIGITALES UND ENERGIE 
Franz-Josef-Räder-Straße 17 
66119 Saarbrücken 
 
Schreiben vom 09.05.2022  
 
„zu dem o.a. Planvorhaben äußern sich die 
Fachreferate des (bisherigen) Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr 
wie folgt: 
 
Handel, Handwerk Messe- und Kongresswe-
sen. Kreativwirtschaft. Innenstadtentwick-
lung 
 
Eine diesseitige Einschätzung zum o.a. Vorha-
ben der Gemeinde Eppelborn kann erst nach 
Vorlage der zu erstellenden Auswirkungsana-
lyse erfolgen, weil derzeit noch unklar ist, ob 
das Vorhaben mit dem Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept der Gemeinde Eppelborn ver-
träglich ist. Denn im derzeit gültigen Einzel-
handels- und Zentrenkonzept der Gemeinde 
Eppelborn (von 2014) ist - laut Ausführungen 
in der Begründung zum o.a. Vorhaben, S. 2 - 
zur Stärkung der grundzentralen Funktion von 
Eppelborn ein Flächenbedarf für Güter des 
täglichen Bedarfs von 2000 - 3000 m2 vorge-
sehen, der „aus Sicht der Gemeinde überwie-
gend im Ortszentrum realisiert werden“ soll. 
„Das Plangebiet liegt relativ weit weg vom ei-
gentlichen Ortszentrum, was dazu führt, dass 
dem Zentrum Kunden verloren gehen könn-

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mittlerweile hat die Gemeinde Eppelborn 
sowohl das Einzelhandelskonzept der Ge-
meinde fortgeschrieben als auch eine lan-
desplanerische und städtebauliche Ver-
träglichkeitsanalyse erstellen lassen. Diese 
werden im weiteren Verfahren auch dem 
Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Di-
gitales und Energie zur Stellungnahme vor-
gelegt. 
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ten, falls am geplanten Standort großflächi-
ger Einzelhandel angesiedelt wird.“ (S. 8 der 
Begründung). 
 
Oberste Straßenbaubehörde 
Das Vorhaben liegt außerhalb der zur Erschlie-
ßung der anliegenden Grundstücke bestimm-
ten Teile der Ortsdurchfahrten an der L.II.O 
302 und soll durch eine Zufahrt unmittelbar 
angeschlossen werden. Gem. § 24 des Saar-
ländisches Straßengesetzes ist die Mitwirkung 
des Trägers der Straßenbaulast (vertreten 
durch den Landesbetrieb für Straßenbau) er-
forderlich. Die Form der verkehrlichen Anbin-
dung des Lebensmittelmarktes an die L 149 ist 
mit dem LfS einvernehmlich abzustimmen und 
die Verträglichkeit hinsichtlich Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs nachzuweisen. Ins-
besondere die Belange des Fuß- und Radver-
kehrs sind hier bei noch intensiv zu behan-
deln. 
 
Grundsatzfragen der Energiepolitik 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung 
ist die Umsetzung von § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe f BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 12 
BauGB bedenkenswert. Bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen sind demnach insbeson-
dere die Nutzung erneuerbarer Energien so-
wie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie zu berücksichtigen. Im Bebauungs-
plan können aus städtebaulichen Gründen die 
Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen be-
sonderer Zweckbestimmung, wie bspw. Flä-
chen für Ladeinfrastruktur elektrisch betriebe-
ner Fahrzeuge, festgesetzt werden. Im vorlie-
genden Fall sollte dies vor allem auch mit Blick 
auf den Kundenverkehr geprüft werden. Zu-
dem können die Versorgungsflächen, ein-
schließlich der Flächen für Anlagen und Ein-
richtungen zur dezentralen und zentralen Er-
zeugung, Verteilung, Nutzung oder Speiche-
rung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneu-
erbaren Energien oder Kraft-WärmeKopp-
lung festgesetzt werden. 
 
Klimaschutzkoordination der Landesregie-
rung 
Ziel des Bebauungsplanes mit paralleler Tei-
länderung des Flächennutzungsplanes ist die 
Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Ansiedlung eines Verbraucher 

 
 
 
 
Weiterhin wurde auch ein Verkehrsgut-
achten erarbeitet. Auch dieses wird im 
weiteren Verfahren mit Ministerium und 
LfS abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Gebäude wird möglich klimaneutral 
errichtet (Bau im KFW 40 – Standard). Auf 
dem Dach ist eine PV-Anlage vorgesehen, 
Ladesäulen für E-Fahrzeuge wird es auf 
den Stellplatzflächen geben. 
 
Damit sind wichtige Vorschläge aus dem 
Bereich „Grundsatzfragen der Energiepoli-
tik“ bereits erfüllt. 
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marktes, eines Lebensmittel-Discounters so-
wie eines Drogeriemarktes. Laut Begründung 
hat eine Untersuchung von Planungsalterna-
tiven gezeigt, dass alle im Gemeindebezirk Ep-
pelborn in Frage kommenden und seitens der 
Verwaltung untersuchten Flächen keine opti-
malen Eignungen aufweisen. Im vorliegenden 
Verfahren soll nun die am 'besten empfun-
dene Fläche, die Fläche 7 „Zwischen Schützen-
haus Eppelborn und Schloßstraße" vorange-
trieben werden. 
 
Aus Sicht des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung besonders nachteilig, wird die durch 
die Planung zugelassene großflächige Neuver-
siegelung sowie die relativ schlechte fuß- und 
radläufige Erreichbarkeit gesehen. 
 
Sollte u.a. nach den noch ausstehenden Ab-
stimmungen und Untersuchungen, wie bei-
spielsweise der Auswirkungsanalyse und der 
Fortschreibung des Einzelhandels- und Zen-
trenkonzeptes, das Vorhaben fortgeführt wer-
den können, wird empfohlen, für die weiteren 
Planungen im Rahmen der Möglichkeiten auf 
folgende Aspekte hinzuwirken bzw. diese zu 
prüfen: 
 
- eine gute, lückenlose und sichere fuß- so-

wie radläufige Anbindung an den Ort; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Reduktion der Neuversiegelung auf ein 

Minimum (Größe der Fachmärkte, versi-
ckerungsfähige Beläge, wo ausreichend 
und zulässig, ...); 

- Berücksichtigung des Wasserabflusses bei 
Starkregen; 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Auswirkungsanalyse und das Einzel-
handelkonzept der Gemeinde Eppelborn 
bestätigen die Notwendigkeit das Ein-
kaufszentrums an dem Standort „Hier-
scheider Graben“ zu errichten 
 
 
 
 
 
Zumindest aus Richtung Eppelborn ist eine 
fußläufige Anbindung des Plangebietes ge-
geben. Hier bestehen in der Schloßstraße 
bis in Höhe der Straße „Auf Drei Eichen“ 
beiderseits Fußwege, bis in Höhe der 
Straße „In der Allwies“ ist noch ein einsei-
tiger Fußweg vorhanden. 
 
Ansonsten prüft die Gemeinde die Vor-
schläge zur Verbesserung der fußläufigen 
Anbindung des Plangebietes. Diese kann 
aber im Bebauungsplan nicht verbindlich 
geregelt werden. 
 
 
 
 
 
Auch das Thema Überschwemmungsge-
fahr bei Starkregen wurde gutachterlich 
geprüft. Ein ausreichend großes Regen-
rückhaltebecken wird unter den Stellplatz-
flächen vorgesehen. Dies führt gegenüber 
der jetzigen Situation zu einer deutlichen 
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- Nutzung Erneuerbarer Energien für die 
Wärme-, Kälte- und Stromversorgung; 
 

- Dach- und ggfls. Fassadenbegrünung zur 
Verbesserung des Mikroklimas und der 
Förderung der Biodiversität. Eine frühzei-
tige Planung vorausgesetzt, wäre auch 
eine Kombination von Solarenergieanla-
gen mit einer extensiven Begrünung auf 
Flachdächern möglich. 

- ein möglichst hoher Effizienzhausstan-
dard für die Neubauten; 

- einen guten baulichen sommerlichen 
Wärmeschutz; 

- Verwendung nachhaltiger Baustoffe; 
- Einplanung von Fahrradabstellanlagen 

(auch für größere Fahrräder, wie z.B. Las-
tenräder);  

- Einplanung einer Ladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge, um somit der zukünfti-
gen Entwicklung hin zu mehr Elektromobi-
lität gerecht zu werden. 

 
Darüber hinaus bestehen diesseits keine Be-
denken.“ 

Verbesserung bei Starkregenereignissen. 
U.a. heißt es im Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Auf dem Dach des EKZ ist eine PV-Anlage 
vorgesehen. 
 
Die Empfehlung wird zur Kenntnis genom-
men und seitens des Vorhabenträgers hin-
sichtlich ihrer Realisierbarkeit geprüft. 
 
 
 
 
Das geplante Einkaufszentrum ist im KFW-
Standard 40 geplant. 
 
 
 
Entsprechende Fahrradabstellanlagen und 
Ladeinfrastruktur ist auf den Stellplatzflä-
chen vorgesehen und durch Festsetzung 
für zulässig erklärt. 
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35 NABU SAARLAND E.V. 

Antoniusstraße 18  
66822 Lebach 
 
Schreiben vom 25.04.2022 
 
„der NABU Saarland e.V. bedankt sich für die 
Beteiligung an o.g. Verfahren. 
 
Der NABU lehnt den weiteren Landschaftsver-
brauch und die geplante Flächenversieglung 
am Ortsrand von Eppelborn für die Erschlie-
ßung eines Einkaufszentrums ab. 
 
Begründung: 
- Natur- und Freiraumverbrauch statt Flä-

chenrecycling im Ortskern 
Ersatzloser Verlust landwirtschaftlicher 
Nutzfläche 

Naturraum geht für Tier- und Pflanzenwelt, 
für den Wasserhaushalt, als Erholungsraum 
unwiederbringlich verloren. Angesichts des in-
nerörtlichen Leerstands gilt es diesen, im 
Sinne der Ortskernentwicklung und -stärkung, 
mit Ansiedlungen und Wiederbelegung von 
Ladenlokalen wieder mit Leben zu füllen. Die 
Donatisierung der Dörfer bei gleichzeitiger 
Verödung der Dorfkerne ist nicht im Sinne ei-
ner nachhaltigen, flächensparenden Sied-
lungsstruktur der kurzen Wege. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde Eppelborn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Eppelborn hat neben der 
nun ausgewählten Fläche auch 6 weitere 
Flächen untersucht, die allesamt im oder 
unmittelbar angrenzend an das Ortszent-
rum lagen. Die Alternativenprüfung 
kommt dann zu folgendem Ergebnis: 
 
Die o.g. Analyse möglicher Standorte für 
die Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben in Eppelborn hat gezeigt, 
dass mit Ausnahme der Fläche „Hierschei-
der Graben“ im Gebiet des Ortsteils Eppel-
born kein Standort vorhanden ist, der sich 
für die Umsetzung des gesamten Pla-
nungsvorhabens ohne erhebliche Ein-
schränkungen eignet.  
 
Es ist auch – bis auf das Areal gegenüber 
Big Eppel – keine Fläche vorhanden, auf 
der auch nur ein einziger Einzelhandelsbe-
trieb untergebracht werden könnte. Die 
Teilfläche gegenüber Big Eppel, die sich in 
gemeindlichem Besitz befindet und rund 
800 m² groß ist, eignet sich potenziell auf 
Grund ihrer Größe und Lage mitten im Ort-
szentrum sehr gut für die Ansiedlung eines 
einzelnen Einzelhandelsbausteins. Aller-
dings bestehen hier Restriktionen wie die 
Nichtnutzbarkeit der privaten Teilfläche 
(rund 3.000 m²) sowie die Lage in einem 
stark überflutungsgefährdeten Bereich, 
die eine Bebauung verhindern bzw. we-
sentlich erschweren. Ebenso besteht keine 
Möglichkeit, Parkmöglichkeiten in der not-
wendigen Anzahl zu schaffen.  
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- Einkaufsmärkte stellen Wanderriegel dar 
Zwischen den Waldgebieten auf dem Elmers-
berg und der Aue des Allwiesbaches bzw. dem 
Kippwald bestehen Wander- und Austausch 
beziehungen der Tierwelt (Wildsauen/Reh-
wild/Kleinsäuger, etc.) über die Landstraße 
hinweg. Dies gilt es näher zu untersuchen, um 
die durch die Bebauung entstehende Querrie-
gelsituation beurteilen, mindern und kompen-
sieren zu können. Schon jetzt ist dieser Grün-
korridor durch einzelne Bauten und einge-
zäunte Wochenendgrundstücke (für Tiere un-
durchlässiger Maschendrahtzaun) beein-
trächtigt aber noch funktionsfähig. Der E-Be-
richt widmet diesem Fakt keine Zeile. 
 

Aufgrund der Lage unmittelbar im Ortsze-
ntrum von Eppelborn kommt der Fläche 
eine besondere städtebauliche Bedeutung 
zu. Damit verbunden sind höhere Ansprü-
che an die architektonische und städtebau-
liche Qualität einer Neubebauung auf die-
sem Areal. Ein einzelner Drogeriemarkt mit 
den erforderlichen Stellplätzen erfüllt diese 
Ansprüche nicht. Der Markt müsste in eine 
mehrgeschossige Bebauung im Erdge-
schoss integriert werden. Allerdings ist die 
Fläche nicht groß genug, um alle erforder-
lichen Stellplätze für den Markt und die üb-
rige Bebauung hier unterbringen zu kön-
nen. Diese Lösung scheidet daher auch 
aus.  
 
Was die Ansiedlung des fehlenden Droge-
riemarktes anbelangt, hat die Kette „Ross-
mann“ für Eppelborn komplett abgesagt 
und an keinem Standort in der Gemeinde 
Interesse. Die Kette „dm“ ist nur am Stand-
ort „Hierscheider Graben“ in der beschrie-
benen Kombination mit Vollsortimenter 
und Discounter interessiert.  
 
Somit verbleibt als einzig möglicher Stand-
ort für die Umsetzung des Planungsvorha-
bens trotz der oben beschriebenen Ein-
schränkungen und Probleme das Gelände 
zwischen Schützenhaus Eppelborn und 
Schlossstraße („Hierscheider Graben“). 
Sollte das Vorhaben hier nicht realisiert 
werden können, ist in Eppelborn eine dau-
erhafte Kaufkraftbindung auf absehbare 
Zeit nicht möglich. 
 
Die Gemeinde Eppelborn sieht keine Ge-
fahr, dass ein Wanderkorridor zwischen El-
mersberg und Allwiesaue bzw. Kippwald 
unterbrochen wird. Hier besteht weiterhin 
bis zur Ortslage von Hierscheid eine Ver-
bindung, die aufgrund ihres Gehölzreich-
tums deutlich mehr an Deckung für Wild-
tiere als der Bereich des Plangebietes. 
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Fledermausvorkommen im Allwiesbachtal, im 
unteren Abschnitt des Hierscheider Grabens 
ebenso wie in den Wäldern am Elmersberg 
sind Indikator für naturnahe Strukturen. Die 
vorkommenden Arten sollten bestimmt wer-
den. Ebenso sind die Flugstraßen zu den Jagd-
gebieten der Tiere und wichtige Leit-Struktu-
ren zu erfassen. Nur so können die Auswirkun-
gen des Vorhabens auf die Art beurteilt, ge-
mindert und evtl. durch entsprechende Maß-
nahmen kompensiert, werden (CEF}. Der E-Be-
richt schließt fälschlicherweise Fledermaus-
vorkommen aus. Diese lassen sich z.B. in den 
Sommermonaten abendlich vom Biergarten 
des Schützenhauses aus beobachten. 
 
Schuppen als auch Altbäume sind in unmittel-
barer Nachbarschaft vorhanden. Die Be-
schränkung des Untersuchungsraumes auf 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 
unzureichend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bis zu 7 m tiefe Abgrabung hat Folgen auf 
den Wasserhaushalt der nördlich gelegenen 
Wiesenflächen, ebenso die im jetzigen Pla-
nungsstadium noch ungelöste Frage der Ab-
flussbahn des Starkregens. 
 

Die Gemeinde Eppelborn sieht, wenn die 
Rodungsfristen des Bundesnaturschutzge-
setzes beachtet werden, keine möglichen 
Verstöße gegen die Bestimmungen des § 
44 BNatschG: 
 
• Tötungsverbot (sowie Fangen, Zerstö-

rung und Beschädigung einschl. aller 
Entwicklungsstadien) 

• Störungsverbot zu bestimmten Zeiten 
(nur erhebliche Störungen) 

• Beeinträchtigungsverbot von Lebens-
stätten (Fortpflanzungs-, Nist- und Ru-
hestätten im erweiterten Sinne) 

 
Innerhalb des Plangebietes sind keine al-
ten, wertgebenden Laubgehölze vorhan-
den. Als Quartierstandort geeignete 
Schuppen, Höhlen und Stollen fehlen 
ebenfalls. Somit ist ein Vorkommen von 
Fledermausquartieren im Plangebiet aus-
zuschließen. Als Jagdrevier wird das Plan-
gebiet sicherlich auf von Fledermäusen ge-
nutzt und überflogen. Hierzu gibt es aber 
im gesamten Umfeld des Plangebietes um-
fangreiche und teilweise noch besser ge-
eignete Flächen. Bei der angesprochenen 
Fledermauspopulation in der Allwies han-
delt es sich vermutlich überwiegend im 
Zwergfledermäuse. Die Zwergfledermaus 
ist wohl die anpassungsfähigste unserer 
Fledermausarten. Sie ist sowohl in der Kul-
turlandschaft einschließlich der Alpen als 
auch in Dörfern und in Großstädten zu fin-
den und nutzt hier unterschiedlichste 
Quartiere und Jagdhabitate. Im Rahmen 
der Umweltprüfung sowie der Arten-
schutzprüfung der Stufe 1 haben sich keine 
Anhaltspunkte für Fledermausvorkommen 
im Plangebiet und der relevanten Umge-
bung ergeben. Auch aus der Stellung-
nahme des LUA ergab sich hierauf kein 
Hinweis. Ein Verstoß gegen den § 44 
BNatschG kann daher sicher ausgeschlos-
sen werden. 
 
Zum Thema Wasserhaushalt siehe unten 
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Das Vorhandensein und der voraussichtliche 
Verlust der Maulbeerbäume (weniger als 100 
Ex. saarlandweit) im westlichen Planraum 
bleibt unerwähnt. 
 
 
 
 
- Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes 
Bei einer erlaubten Grundflächenzahl von 0,8 
kann mit einer Versiegelung von 14.000 m2 
Fläche ausgegangen werden. Dies bedeutet 
das Erfordernis von Rückhaltung und zeitver-
setzter Abgabe des Niederschlags bei einem 
Starkregenereignis. Ein entsprechendes Rück-
haltebecken wäre vorzusehen. Für den Abfluss 
von Oberflächenwasser aus dem nordöstlich 
gelegenen Einzugsgebiet stellen die Einkaufs-
märkte eine Sperre dar. Die Wässer müssen in 
einem Graben/Rohr oberhalb des Planberei-
ches abgefangen und in den Hierscheider Gra-
ben geleitet werden. Hier ist eine Retention 
von rund 1.900m³ bzw. 12.000m³ erforderlich. 
Das Thema wird im E-Bericht gänzlich ausge-
lassen. 
 
Kartenauszug (ergänzt): aus Starkregenstudie 
und Maßnahmenplan 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird der grundsätzlichen Ablehnung dieses 
Vorhabens durch unseren Verband nicht ge-
folgt, so erwarten wir die Offenlegung des ver-
füllten Hierscheider Grabens im Planraum und 
Freilegung des darin verrohrten Gewässers. 
Im süd-östlichen Planungsraum auf den Par-
zellen 311/1 und 333/154 liegt dieser ehemals 
reich strukturierte Hierscheider Graben, der 
auf einer Länge von ca. 1,4 km den Großen El-
mersberg auf seiner Südflanke entwässerte. 

Die Maulbeerbäume stehen außerhalb des 
Plangebietes auf der Straßenparzelle der 
Straße „Auf den Eichen“ und werden von 
der Planung nicht betroffen, zumal angren-
zend dann auch Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt wurden. 
 
Auch das Thema Wasserhaushalt, d.h. 
Überschwemmungsgefahr bei Starkregen, 
wurde gutachterlich geprüft. Ein ausrei-
chend großes Regenrückhaltebecken wird 
unter den Stellplatzflächen vorgesehen. 
Dies führt gegenüber der jetzigen Situa-
tion zu einer deutlichen Verbesserung bei 
Starkregenereignissen. U.a. heißt es im 
Gutachten: 
 
„In der Vergangenheit haben extreme Nie-
derschlagsereignisse zu einem ungeregel-
ten Abfluss über die L 302 hinweg ins 
Wohngebiet geführt. Die vorhandene 
Fremdwasserentflechtungsmaßnahme DN 
900 würde zwar rechnerisch ausreichen die 
Oberflächenzuflüsse weit über ein HQ 100 
abzuführen, jedoch werden die Wasser-
mengen am Grabeneinlaufbauwerk (vo-
rausgesetzt wird die regelmäßige Unter-
haltung) nicht gezielt abgeführt, so dass 
Extremereignisse zu Überstau führen.  
 
Um im Hinblick eines geregelten Abflusses 
während Extremniederschlägen eine er-
hebliche Verbesserung zu erzielen, wäre 
die zusätzliche Herstellung einer Mulde 
entlang der Stützwand (+ 1m OK Gelände) 
mit Errichtung eines zusätzlichen Graben-
einlaufbauwerkes und Anschluss an den 
Vorflutkanal DN 900 notwendig. Wir emp-
fehlen die beschriebene Maßnahme im 
Zuge der Umverlegung des Vorflutkanals 
(Trasse liegt im Parkplatz) umzusetzen.“ 
 
Zu dem Thema Offenlegung des Hierschei-
der Graben schreibt das LUA als zustän-
dige Wasserbehörde: 
 
Im Bereich des Vorhabens verläuft der 
Hierscheidergraben, ein Gewässer dritter 
Ordnung, verrohrt. Im Zuge der Gewerbe-
ansiedlung ist eine Überbauung des Ge-
wässers geplant. Nach § 56 Abs. 3 Satz 2 
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Hierscheider Graben vom Biotop zur Müll-Alt-
last 
Schützenhaus und Schussanlage liegen quasi 
direkt im Mittelabschnitt des heute teils ver-
füllten Grabens. 150 Meter oberhalb des 
Schützenhauses bis hin zur Landstraße und 
darüber hinaus liegt eine Verrohrung. Diese 
Situation geht auf die 50iger Jahre des letzten 
Jahrhunderts zurück. 
 
Um 1900 wurde eine Straße, die heutige Land-
straße, von Eppelborn / Schlossstraße nach 
Hierscheid gebaut. Mit einer ca. 25 m lange 
Brücke überspannte man den Hierscheider 

Nr. 1 SWG sind bauliche Anlangen an Ge-
wässern im Innenbereich bis mindestens 5 
m bzw. im Außenbereich bis mindestens 10 
m, gemessen von der Uferlinie, unzulässig. 
Dies gilt auch für verrohrte Gewässer. 
 
Da davon ausgegangen werden kann, dass 
auf Grund der bestehenden Überbauung 
im Gewässerumfeld (Gebäude des Schüt-
zenvereins im Norden sowie die Ortsstraße 
im Süden) eine Offenlegung oder Renatu-
rierung des Gewässerlaufs unwahrschein-
lich ist, kann von der Einhaltung der Forde-
rung nach § 56 SWG abgesehen werden. 
 
Bei der Überbauung handelt es sich um die 
Errichtung einer Anlage am Gewässer 
gem. § 78 SWG. Aufgrund der baurechtli-
chen Genehmigung ist keine separate was-
serrechtliche Genehmigung notwendig, 
die Untere Bauaufsicht entscheidet als Un-
tere Wasserbehörde. 
 
Um Aufnahme folgender Anmerkungen in 
die Begründung wird gebeten: 
 
Aufgrund der bestehenden Überbauung im 
Umfeld kann bei Bauvorhaben im Gel-
tungsbereich von der Einhaltung des Ge-
wässerrandstreifens gem. § 56 SWG abge-
sehen werden. Hierfür ist jedoch die ge-
wässerunterhaltungspflichtige Kommune 
zu hören sowie eine entsprechende Statik 
der bestehenden Gewässerverrohrungen 
nachzuweisen. 
 
Daher verzichtet die Gemeinde Eppelborn 
auf die Offenlegung des Hierscheider Gra-
ben. 
 
 
Sofern in den Bereich der Restmülldeponie 
eingegriffen wird, sind die Baumaßnah-
men in Abstimmung mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz durch ei-
nen anerkannten Sachverständigen zu be-
gleiten. Die planungsrechtlich zulässige 
Nutzung durch den o.g. Sachverständigen 
ist nachzuweisen. Ein entsprechendes Gut-
achten ist dem LUA vorzulegen. Das LUA 
erteilt dann erst die Freigabe zum Bau, so 
dass von einer fachgerechten Entsorgung / 
Sanierung der Altlast auszugehen ist. 
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Graben. Er war noch komplett offen. Wegen 
seiner steilen Hänge konnte er nicht landwirt-
schaftlich genutzt werden. Deshalb wuchsen 
dort allerlei Wildgehölze und der Graben war 
eine ideale Zufluchtsstätte für Wildhase, 
Blindschleiche, Eidechse, Frosch, Haselmaus 
u. a. Tierarten. 
 
Die Brücke, so schreibt Michael Bonner in sei-
nem Aufsatz im Eppelborner Heimathefte Nr. 
3, wurde aber schon 1959 gesprengt. Den 
Graben begrub man in einer Verrohrung und 
schüttete ihn komplett zu. Um diese Zeit, als 
der Wohlstand sich mehrte, kamen gewaltige 
Müllbeseitigungsprobleme auf die Bürger zu. 
Und was ist einfacher als Schutt und Müll in 
einem Graben verschwinden zu lassen? So 
wurde der Hierscheider Graben mehr und 
mehr zu einer wilden Müllkippe. Niemand 
dachte damals daran, dass hier eine ökologi-
sche Oase zerstört wurde. 
 
- Verfüllten Hierscheider Graben freilegen 

und als Biotop renaturieren 
Man sollte nunmehr auch im Sinne der örtlich 
durchzuführenden naturschutzfachlichen Aus-
gleichsmaßnahmen die Chance nutzen, diese 
Sünde der Vergangenheit zu renaturieren. 
Durch eine Verschiebung der gesamten Be-
bauung in nord-westlicher Richtung und Mo-
difizierung der Flächennutzung können diese 
oben erwähnten Parzellen von Bebauung frei-
gehalten werden und zur Planung einer Offen-
legung des Grabens als Ausgleichsmaßnahme 
für Landschaftsverbrauch und Flächenversie-
gelung vorgesehen werden. Die Parzellen sind 
im Gemeindebesitz und somit leicht verfüg-
bar. 
 
- Kein Ansatz zu flächensparender Bau-

weise 
Schonender Umgang mit dem wertvollen Gut 
Boden ist bei der Planung nicht zu erkennen. 
Im Falle von dringend gebotener Inanspruch-
nahme von neuen Flächen sollte einer flächen-
sparenden Planung (Parken auf dem Dach) 
und Bebauung der Vorrang eingeräumt wer-
den sowie Milderungsmaßnahmen und echte 
Ausgleichsmaßnahmen (Offenlage des Hier-
scheider Grabens) getroffen werden.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie schon im Rahmen der Alternativen-
prüfung beschrieben, existieren in Eppel-
born keine Standorte, in denen eine flä-
chensparendere Bebauung möglich gewe-
sen wäre. 
 
Der ökologische Ausgleich erfolgt über den 
Erwerb von Ökopunkten. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Aufgrund der eingegangenen Stellung-
nahme beschließt der Gemeinderat fol-
gende Änderungen / Ergänzungen an den 
Planunterlagen: 
 
1. Überarbeitung folgender Festsetzung 

im Bebauungsplan: 
Führung von Ver- und Entsorgungsan-
lagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB): 
Die im Gebiet anfallenden Abwässer 
sind entsprechend ihrer potenziellen 
Schadstoffkontamination getrennt ab-
zuleiten (Trennsystem). Das Schmutz-
wasser (häusliches Abwasser) ist der 
Ortskanalisation Eppelborn zuzuleiten. 
Das unbelastete Oberflächenwasser 
(Dach- und Hofwasser, Straßenablauf-
wasser) ist davon getrennt zu erfassen 
und dem Hierscheider Graben zuzulei-
ten. Die maximal in das Kanalnetz ein-
zuleitende Niederschlagsmenge aus 
dem Plangebiet darf gem. § 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. § 49 - § 54 SWG 24 l/s 
nicht überschreiten. Für das darüber 
hinaus anfallende Niederschlagswas-
ser ist innerhalb des Plangebietes eine 
entsprechend dimensionierte Rückhal-
tung von 507 m³ vorzusehen. 
 

2. Aufnahme folgender Festsetzung in 
den Bebauungsplan: 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB): 
Zum Schutz von gebäudebrütenden 
Vogelarten und zum Schutz von Fleder-
mäusen sind an den Gebäuden des 
Plangebietes mindestens je 5 Nistehil-
fen für Gebäudebrüter sowie 5 Fleder-
mauskästen dauerhaft anzubringen 
und zu unterhalten. 

 
3. Überarbeitung der Kennzeichnung der 

Altablagerung wie folgt: 
Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdeten Stoffen belastet 
sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 
Teilbereiche des Bebauungsplanes lie-
gen im Bereich der im Kataster über 
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Altlasten und altlastenverdächtige Flä-
chen (ALKA) erfassten Fläche mit der 
Bezeichnung: 
EPP_2595 „Deponie Hierscheid“: 
Hausmüll, Erdmassen, Bauschutt 
Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für 
die dem Bebauungsplan nachfolgen-
den Verfahren (z. B. Baugenehmi-
gungsverfahren, Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz) auf mögliche Gefähr-
dungen und die erforderliche Berück-
sichtigung von Bodenbelastungen hin-
zuweisen ("Warnfunktion"). 
Baumaßnahmen im Bereich der Depo-
nie sind in Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
durch einen anerkannten Sachverstän-
digen zu begleiten. Die planungsrecht-
lich zulässige Nutzung durch den o.g. 
Sachverständigen ist nachzuweisen. 
Ein entsprechendes Gutachten ist dem 
LUA vorzulegen. Das LUA erteilt dann 
erst die Freigabe zum Bau, so dass von 
einer fachgerechten Entsorgung / Sa-
nierung der Altlast auszugehen ist. 
 

4. Ergänzung der Begründung um die Er-
gebnisse der mittlerweile ausgearbei-
teten Fachgutachten 

 
 


